










demselben Verlage ist kürzlich erschienen:

Versuch einer Darstellung unsrer Zeit.
2 Bände, gr. 8. geh. Z Nthlr. *6 Gr.

Das was VW Zeit bewegt, was die imsrige von jeder andern wesentlich
«nterscheiver. in den herportretcndsten Zügen darzustellen, und so dasjenige als
Ganzes zu betrachten, was, ins Einzelne zersplittert, der Gegenstand vielfacher
Erörterungen in unfern Tagen geworden, ist die Ausgabe welche sich der Vers,
tiefes Werks gemacht: ei» Versuch, ob inan sich besser verständigen wird, wenn
wan im Zusammenhänge übersieht, wohin das Streben der Parteien gerichtet. Es
prgicbt sich hieraus, daß die wichtigsten Erscheinungen im neuer» Europa hier zur
Sprache gebracht, auch wohl — wo das Streben deg Vers, gelungen — auS
hem richtigen Standpunkte gedeutet worden. Ob er berufen, seine Stimme
über so wichtige Dinge abzngebcn, darüber zeuge nur das Werk das ohne ihn
selbst nahmbast zu machen, seine Eigenthümlichkcit (und dadurch seinen Berus)
sn seinen Ansichten und ihrer Begründung, ansspricht. Den Faden an den die
Betrachtungen sich fortspinncn, ergeben folgende tzauptrnbriken: die Zeit —
hie Zeitalter — die christliche Vorzeit — das letzte Fahrhun-
hert — die Gegenwart — der Glaube — der Staat — die Vol¬
ker — geselliges Verhält» iß — Kunst — Wissenschaft — Zukunft.

Uebersicht

-er Bodenflache und Bevölkerung des preußi¬

schen Staats. Aus den für das Jahr i8'3 amt¬

lich eingezogenen Nachrichten, gr. 4- Zweite Auflage;

geheftet 12 Gr.
Dieses Werk enthält eine Uebcrsscht der Bodensiäche der einzelnen Provin-

vinzen und Regierungs-Bezirke des preußischen Staats, nach ihrer jetzigen Be-
gränzung, und nach den besten Karten berechnet; scrner Auszüge aus den Listen
ber Einwohner deS preußischen Staats und der unter ihnen vorgcfallcnc» Ge¬
burten, Trauungen und Sterbesälle, so wie sie für das Jahr Igr/ bei dem sta¬
tistisch en V ü reau eingegangen sind; endlich Bemerkungen, wozu die Zusammen¬
stellung und Vergleichung dieser Nachrichten Anlaß giebt. Die angegebene Ent¬
stehung dieser Schrift wird hinlänglich darkhun, wie sehr sie sich von den bisher
versuchten flüchtige» und unzuverlässige» Compilationen unterscheide.

Merkwürdige Urtheile

«euerer französischer Nechtsgelehrten über Geschivornen-

Ge richte und französische Criminaljustiz überhaupt;

gesammelt von einem deutschen Rechtsgelehrten, gr. 3.

geheftet »6 Gr.
Bei dem kürzlich in Deutschland so vielfach in Anregung gekommenen höchst-

wichtigen Gegenstände dieser Schrift, wird es Aufmerksamkeit erwecken, wenn
hier nicht wiederum nur ein von BesaNAnheir zeugendes Gerede, wie cS zu kei¬
nem Resultate zu führen geeignet war, sondern, woran ei bisher noch fehlte, ein«
Zusammenstellung der auf Erfahrung begründeten eigenen Urtheile von Kennern
der erwähnten Iustlzsormcn, gegeben wird. Wenn hieraus unwiderleglich hervor-
gehk, wclrbe Gewahr sie der bürgerlichen Freiheit leisten, so wird sich für jeden
Ünparthciischc» das Resultat über Li« Vorzüglichkeit dieser oder anderer «ingesühr-
»en Formen von selbst ergeben.
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Einleitung





Ueber die Zeichen der Zeit, in Hinsicht politi¬
scher Reformen.

«^7er Mensch ist weder ein reines Pro

duct der Natur, noch ein reines, und von

aller Mischung mit der Natur befreites

freies Wesen.

Alles ist Gesetz in der Natur, oder viel¬

mehr im Weltall, weil alles, Gesetzen un¬

tergeordnet, gehorcht oder gehorchen soll.

Ohne dieses wäre nirgends Ordnung, keine

Fortpflanzung, keine Erhaltung, kein Leben.

Allein die Gesetze des Weltalls sind ver¬

schiedener Art. Die einen werden befolgt,

den Wesen, die von ihnen beherrscht werden,

unbekannt und unbewußt; von ihnen be¬

folgt mit einer äußeren, unabänderlichen,

eisernen Nothwendigkeit. Die andern wer¬

den von den Wesen, die sie befolgen, erkannt
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und anerkannt, aus freiem Willen gewollt,
durch eine innere Nothwendigkeit befolgt.

Die erstem: bilden die Gesetzgebung der
Natur oder die Naturnothwendigkeit, die
andern die Gesetzgebung der Freiheit.

Die vernunftlosen Wesen sind nur den
ersteren unterthanig. Die rein-vernünfti¬
gen Wesen, (wenn es außer Gott solche
giebt,) sind nur den zweiten unterworfen.
Der Mensch, vermittelst seiner Organe ein
integrirender Theil der Natur, und vermit¬
telst seiner Vernunft von der Natur unter¬
schieden und abgesondert, ist beider Gesetz¬
gebungen theilhastig, und Bürger der bei¬
den Welten, die durch ein geheimckßvolles
Band das Weltall bilden.

Aus dieser doppelten Beziehung ent¬
stehen alle Schwierigkeiten, die der einzelne
Mensch in der Erziehung und der Ent¬
wickelung seiner selbst findet, und die dem
Menschen entgegen stehen, wenn er ande¬
re Menschen führen, leiten und beherr¬
schen will.
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Es wäre eine Thorheit, die zu nichts
als zu unnützen Anstrengungen führen, oder
die vielmehr nicht ungeahndet und unbe¬
straft bleiben würde, wenn man sich der
Naturnothwendigkeit entziehen, oder die¬
selbe verkennen und nicht in Anschlag
bringen wollte.

Es wäre eine Entadelung der Mensch¬
heit, und also ein Verbrechen, wenn man
alles auf Naturnothwendigkeitzurückfüh¬
ren wollte, die uns inwohnende Freiheit
verkennen, verläugnen wollte, wenn mau
wähnte, daß Naturnothwendigkeit und Zu¬
fall allein die Handlungen der Menschen
herbeiführen, erklären, bestimmen, und also
rechtfertigen.

Erforschen und wissen was die Noth-
wendigkeit erheischt, oder was sie mit sich
bringt, den wahren Umfang und die Grenze
der Freiheit auffasseu, ist in dem Leben
der Staaten, so wie im Leben des Ein¬
zelnen, das Wichtigste.

Die Weltgeschichte, so wie die Ge¬
schichte jedes einzelnen Staats, bestehet
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einem steten Verwandeln. Eine jede Be¬
gebenheit ist eine Veränderung, und diese
Veränderungen bringen, allmählig oder
plötzlich, im Laufe der Zeit Verwandlun¬
gen hervor. Wäre dieses nicht der Fall,
so gäbe es eine Darstellung des Daseyen-
den, aber keine Geschichte.

Unter diesen langsamen oder schnellen
Verwandlungen, giebt es unwillkürliche,
das Werk der immer thätigen, immer zu¬
sammensetzenden und zersetzenden Natur;
und willkürliche, das Werk der Freiheit,
der einzigen im Weltall schaffenden Gewalt.

Wo die Nothwendigkeit eintritt, hat
die Freiheit nichts anderes zu thun, als
die Nothwendigkeit aufzufassen, anzuerken¬
nen, sich willig in dieselbe zu fügen, es sey
um dies mit Würde und Besonnenheit zu
ertragen, es sey um selbst dasjenige zu
thun, was die Nothwendigkeit herbeifüh¬
ren würde, und so noch gegen die Noth¬
wendigkeit selbst eine Art von Freiheit zu
behaupten.

Wo keine Nothwendigkeit der Natur
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den Menschen- zwingt, etwas zu seyn, oder
etwas zu thun, hat die Freiheit einen grö¬
ßeren Spielraum; da kann sie mit Absicht
und nach Einsicht etwas Neues Hervorbrin¬
gen, dem Menschen einen entscheidenden
Impuls geben, und, weit entfernt der Na¬
tur zu dienen, dieselbe wie ein bloßes
Werkzeug und als ein bloßes Mittel be¬
nutzen.

In dem rohen Menschen hat die Na-
Lurnothwendigkeit ein entscheidendes Ueber-
gewicht über die Freiheit. Der Mensch
wird dann einzig und allein das, wozu
die physischen Umstande und die Lokalitä¬

ten ihn machen. Die Entwickelung der
Freiheit nimmt im Verhältniß zu der Ent¬
wickelung des Verstandes und der Ver¬
nunft zu. In der Wildheit oder Barba¬

rei lebt der Mensch wie das Thier, und
blindlings folgt er den Naturtrieben. Er

weiß nicht zu wollen, weil er nicht ver¬
stehen, begreifen, denken kann. Mit der

Kultur allein hebt die freie Einwirkung
des Menschen in der Natur und in dem
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Lauf der Welt an, weil die Freiheit mit
der Vernunft gleichen Schritt halt.

Außer der Naturnothwendigkeit,wel¬
cher der Mensch unterworfen ist, und die,
aus unabänderlichen Gesetzen entstehend,
auch unabänderlich wirkt, ergiebt sich auch
für ein jedes Menschengeschlecht eine Art
Nothwendigkeit aus dem, was die vorher¬
gehenden Geschlechter freiwillig gethan ha¬
ben, aus ihren Handlungen, Vorkehrun¬
gen, Erfindungen, Entdeckungen, Tugen¬
den und Lastern. Diese Thätigkeit der
Vorzeit offenbart sich fortwährend durch
ihre Wirkungen. Ein Jahrhundert legt
dadurch den Keim zu Begebenheiten, die
in dem folgenden Jahrhundert sich ent¬
wickeln, und die in dasselbe mit einer
Art von Nothwendigkeit eingreifen. Diese
Wirkungen der Freiheit eines jeden Men¬
schengeschlechts bilden eine ununterbrochene
Kette, die der Freiheit der Gegenwart Fes¬
seln anlegt, und dieselbe mehr oder minder
in ihrer Thätigkeit hemmt. Diese Noth¬
wendigkeit läugnen, unbeachten oder gar
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verachten, hieße auf das Gedeihen seiner
eignen Thätigkeit Verzicht thun, hieße den
Baum von seiner Wurzel trennen, indem
man sein Fortkommen wünscht, und es sogar
befördern will. Diese Nothwendigkeit zu
weit ausdehnen, sie übertreiben, ihr, was
nicht ihrer ist, zuschreiben, wahnen, daß es
unmöglich sei, gegen sie anzukämpfen, und
sie zu beherrschen, wäre eine Kurzsichtig¬
keit oder ein Kleinmuth, die sich selbst be¬
strafen, und die dem jetzigen Geschlecht
alle Kraft und alle Hoffnung benehmen
würden.

Diese Art von Nothwendigkeit, ist das,
was man gewöhnlich die Macht und die
Gewalt der Zeit nennt. Der Staatsmann,
der da nicht glaubt, daß die laufende Zeit
bis auf einen gewissen Grad die vergan¬
gene, in ihren zurückgelassenen oder fort¬
dauernden Wirkungen, bekämpfen und be¬
siegen kann, verfehlt sein Werk. Eben so
gut ist der Staatsmann verloren, welcher
die Forderungen der Vergangenheit an die
Gegenwart verkennt, und es versucht, ver-
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wegen, ja frevelhaft, alle Spuren der er¬
ster» zu vertilgen, und den vaterländischen
Boden, auf welchem so Vieles eingewur¬
zelt und verzweigt ist, wie ein leeres Spiel¬
brett, wo er feine ephemerischen Schöpfun¬
gen aufstellen kann, zu betrachten und zu
behandeln.

Die Notwendigkeit und die Freiheit
theilen sich also das Gebiet der mensch¬
lichen Gesellschaft. Einer jeden dieser Ge¬
walten muß das Ihrige gelassen werden.
Auf ihrem Antagonismus beruhet das Le¬
ben des Staats, so wie das Leben des
Einzelnen. Befragt die Freiheit nicht die
Notwendigkeit über das Mögliche, so wird
die Nothwendigkeit ihre unvernünftigen An¬
strengungen vereiteln, und ihre Werke in
ihrem Beginnen zerstören. Unterliegt die
Freiheit der, dem gesellschaftlichen Trei¬
ben inwohnenden Nothwendigkeit, so hat
der einzelne Mensch seine Würde verwirkt,
und es ist um die! Fortschritte des Staats
geschehen.

Das Gesetz ist immer eine Ausgleichung



der Freiheit mit der Nothwendigkeit, in

wiefern kein Gesetz gut und zweckmäßig

ist, wenn bei seiner Abfassung nicht das,

was ist, oder da gewesen ist, berücksichtigt

worden, und wenn der Gesetzgeber nicht

zugleich das, was seyn kann, und seyn soll,

stets vor Augen gehabt hat.

Welches sind nun die Zeichen der Zeit,

durch welche sich, in den gesellschaftlichen

Einrichtungen, die Nothwendigkeit offen¬

baret? wie kündigt sie sich der Freiheit

an, damit dieselbe in ihren Vorkehrungen

und in ihren Schöpfungen, auf dieselbe

Rücksicht nehme, und das, was vonnöthen

ist, nicht verkenne und versäume?

Die fortschreitende Bewegung der Ge¬

sellschaft erzeugt im Laufe der Zeit neue

Bedürfnisse. Ich rede hier nicht von den

physischen, sondern von den geistigen und

moralischen Bedürfnissen. In einem jeden

Alter des Lebens, hat der einzelne Mensch

ein eigenrhümliches Streben. Es ist ihm,

in einer jeden dieser Perioden, um eine

gewisse Aeußerung der ihm inwohnenden
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Kraft zu thun. Diese Kraft strebt nach
den Gegenständen, die ihr angemessen sind;
sie sucht eine Art zu wirken und zu han¬
deln, welche dem Grade ihrer Ausbildung
entspreche, und Formen, in welchen sie sich,
ihren Neigungeil gemäß, frei bewegen könne.
So lange der Mensch dieses alles nicht ge¬
sunden hat, empfindet er eine geheime Un¬
ruhe, die unglücklich für ihn, und verder¬
bend für die Andern ausfallen kann. Im
Jünglingsalter trägt man mit Unwillen,
oder wirft mit Freude von sich, die Be¬
dingungen des frühem Lebens. Formen,
die dem Knaben genügten und ihn beglück¬
ten, erscheinen dem Jünglinge als uner¬
trägliche Fesseln. Wiederum fordert der
Mann, um fein Geistesvermögenauszubil¬
den und auszuüben, andere Verhältnisse
als die des Jünglings.

Das Leben der Staaten und der Völ¬
ker hat auch hierin viel Aehnlichkeit mit
dem Leben der Einzelnen. Auch die Völ¬
ker in ihren verschiedenen Altern und Ent¬
wickelungs-Perioden, haben verschiedene

Nei-
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Neigungen und Bedürfnisse. Diese, aus
dem Lauf der Zeit, mit einer gewissen
Naturnothwendigkeit sich entfaltenden Be¬
dürfnisse, sind ein geheimes Sehnen nach
einer neuen Art von Thatigkeit, ein Stre¬
ben nach freier Aeußerung der Fähigkei¬
ten und der Kräfte.

Diese Momente des Lebens der Staa¬
ten sind wichtig, und verdienen beobachtet
und berücksichtigt'zu werden. Glücklicher¬
weise ist es nicht schwer, diese Symptome
wahrzunehmen.

In einer jeden Gesellschaft, wenn sie
einer solchen Periode entgegen eilt, giebt
es Einrichtungen, die ihre Bedeutung ver¬
loren, weil der Geist, der früher sie be¬
seelte, aus ihnen gewichen ist; und er hat
sie verlassen, weil er ihnen entwachsen war,
oder andere Verhältnisse sich gebildet ha¬
ben. Solche veraltete Einrichtungen aus
früher verschwundenen Zeiten, die, wie ge¬
schwächte oder todte Organe, nicht mehr
dem Zustand der Gesellschaft angemessen
sind und ihr nicht mehr dienen können,
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ob sie gleich anscheinend sich noch mit ihr
bewegen, weit entfernt einer Nation noch
thener zu seyn, sind ihr ganz gleichgültig;
weit entfernt ihre Fortschritte zu befördern
und ihr Leben zu beflügeln, hemmen sie ihren
Lauf und lahmen ihre Thatigkeit.

Dasselbe Bedürfnis welches macht, daß
ein Volk an gewissen veralteten Einrich¬
tungen nicht mehr hangt, macht auch,
daß es gewisse neue Institutiouen begehrt.
Dieselbe Kraft, die gewissen Organen ent¬
wachsen ist, wünscht andere, und giebt
sie selbst deutlich an, wenn sie zur Beson¬
nenheit gekommen ist und bestimmt weiß,
was sie braucht; oder sehnt sich nach an¬
deren, ohne noch recht zu wissen, was ihr
bestimmt frommen würde. Wenn ein sol¬
cher Zeitpunkt in der Geschichte eines Volks
eingetreten ist, und neue Verhältnisse, neue
Ideeu, neue Gefühle, ihm manche alte
Einrichtungen als unnütz, ungenügend, ja
fremdartig und lästig erscheinen laßt; wenn
diese neuen Bedürfnisse, dieses geheime
Streben der Kraft, dem Volke den Wunsch



Einleitung.
XIX

anderer zweckmäßigerer Einrichtungen ein¬
flößen, so berücksichtigt eine weise Regie¬
rung diese Bedürfnisse und diese Fede¬
rungen; mit nüchternem Nachdenken, mit
reifer Ueberlegung kommt sie ihnen entge¬
gen; mit berechneter Kunst räumt sie alte
Gewohnheiten, abgelebte Gesetze aus dem
Wege, und erschafft neue Einrichtungen,
die dem Volke gewähren, sich frei und le¬
bendig innerhalb gesetzmäßiger Schranken
zu bewegen.

Wenn die Regierungen also verfahren
haben, so hat man die Staaten aus einer
Periode ihres Daseyns in eine andere all-
mählig übergehen gesehn, und es geschah,
ohne plötzliche 'Verwandlungen, heftige
Zuckungen, gewaltsame Erschütterungen
zu erfahren. Die Harmonie zwischen dem
politischen Leben eines Volks und den
Formen desselben, wurde nicht einen Au¬
genblick gestört. Hingegen, wenn die Re¬
gierungen, es sey aus Unkunde, oder aus
Sorglosigkeit, oder ausKleinmuth, das was
die wahren Bedürfnisse und die neuen Ver-

** 2
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Haltnisse des Volks erheischten, vernachlä-
ßigt haben, so wurden diese Bedürfnisse,
die ihren Gegenstand nicht fanden und ihre
Nahrung vergebens suchten, entweder er¬
drückt, oder lebten im Stillen und in den
Tiefen der Gemüther fort, oder wur¬
den von Ehrsüchtigen zu verbrecherischen
Bewegungen benutzt. Im ersten Falle
wurde der Staat in feiner lebendigen Ent¬
wickelung gehindert und gelähmt; statt vor¬
zuschreiten, machte er in der Bahn der Ci-
vilisation rückgängige Schritte. Im zwei¬
ten Fall wurden die Gemüther unglücklich
und unruhig; unglücklich, weil das Daseyn
der Nation ihrem innern Seyn nicht ent¬
sprach ; unruhig, weil die wahre Harmonie
der geistigen Kräfte eines Volks in dem
Grade und der Natur der gesetzmäßigen
Freiheit der Einzelnen bestehet. Im letzteren
Fall wurde die Gesellschaft aus ihren Fu¬
gen gerissen, das Gleichgewicht der Gewal¬
ten aufgehoben, das Leben des Ganzen
auf das Spiel gesetzt, und nach blutigen
Verirrungen und schnellen Verwandlungen
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hat der Staat den Tod gefunden, oder ei¬
nen furchtbaren und verderblichen Kreis¬
lauf durchlaufen.

Von den zwei Elementen aus wel¬
chen das Leben der Völker bestehet, dem
der Passivität oder der Empfänglichkeit,
und dem der Produktivität des Geistes
oder der Thätigkeit, hat das erstere lange
ein entschiedenes Uebergewicht gehabt; alle
Formen der Gesellschaft waren auf diefe
Passivität berechnet, und dermaßen gestal¬
tet, daß das Mechanische vorherrschte, und
die geistige freie Einwirkung des Staats¬
bürgers in das Staatsleben durch Gesin¬
nung und Handlung nicht statt finden
konnte. Schon seit einem halben Jahr¬
hundert haben die Regierungen den ent¬
gegengesetzten Weg mit glücklichem Erfolg
eingeschlagen. Das thätige Element der
geistigen Produktivität hat in den meisten
gesellschaftlichen Einrichtungen ein entschie¬
denes Uebergewicht über die Passivität er¬
halten. Es haben sich neue Kräfte ent¬
wickelt. Sie empfangen Ideen und Ge-
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fühle vom Ganzen, und zugleich lassen sie
die ihrigen in das Ganze zurückfließen.
Diese Einwirkung und Gegenwirkung des
Staats auf die Einzelnen, und der Ein¬
zelnen auf den Staat, sichert und beför¬
dert ihre gegenseitige Thatigkeit und ihre
stete Vervollkommnung.

Von der Wahrheit dieser Grundsätze
durchdrungen, den jetzigen Zustand der Ge¬
sellschaft wahrnehmend und richtig wür¬
digend, haben die Herrscher Deutschlands
das landständische Prinzip zeitgemäß auf¬
gefaßt und aufgestellt. Dem Wunsche
ihrer Völker sind sie entgegen gekommen,
und haben in ihren Staaten die neue Be¬
lebung und zweckmäßige Modifikation der
alten ständischen Verfassung freiwillig ver¬
sprochen. Sie haben es gethan, nicht allein
weil die ständischen Formen herrliche Bür¬
gen der Zukunft und feste Schutzwehren
der bürgerlichen Freiheit sind, nicht allein
weil sie die Vernunftmäßigkeit der Gesetze
sichern, indem dieselben eine jede Einsei¬
tigkeit verhindern und die Wünsche wie



Einleitung. xxm

die Bedürfnisse des Volks zur Sprache
bringen, sondern weil dieselben dem schon
ausgebildeten und nach einer höheren Bil¬
dung strebenden Theil der Nation eine
gesetzmäßige und organische Stimme ver¬
leihen.

Daß in dieser gahrenden und gebühren¬
den Zeit liege der Keim von möglichen
Umwälzungen, daß ein ungeregelter Trieb
nach Thätigkeit in einen wilden Trieb zu
zerstörenden Bewegungen ausarten könne,
daß Viele, die nichts zu verlieren haben,
und alles zu gewinnen trachten, alles Be¬
stehende auflösen oder zermalmen möchten,
um, ihrer blinden Schwärmerei und ihrem
stolzen Wahne gemäß, alles neu zu schaffen,
kann kein unbefangener Beobachter der
Zeit läugnen, und soll keine Regierung
verkennen. Allein, das einzige sichere Mit¬
tel, diesen Gefahren vorzubeugen, ist, den
Weg zu verfolgen, den die Regierungen
eingeschlagen haben, nemlich die vermeint¬
lichen, anmaßenden, unberufnen, verwege¬
nen Weltverbesserer, mit Ernst, Nachdruck
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und Strenge zurückzuweisen, und zugleich
immer dem Recht, der Vernunft, der wah¬
ren Freiheit das zu geben, was ihnen
gebührt. Wenn die bei weitem größere
Anzahl der Verständigen, Guten und
Edeln, vermittelst liberaler, acht monarchi¬
scher Institutionen, mit dem Staate im¬
mer inniger verbunden werden, so werden
mit ihnen, unter dem heiligen Banner von
Gott, König und Vaterland, die Regie¬
rungen kräftig und stark, unerschrocken,
und sich selbst vertrauend auftreten, die
unbefugten Eingriffe in den Gang der
Gesellschaft abwehren, die eigennützigen,
unter der heuchlerischen Maske des Ge-
meinsinns ihr Wesen treibenden Leiden¬
schaften beschämen oder bekämpfen, die
Excentricität der Handlungen in die
Schranken der Gesetze, die der Meinungen
in die Schranken der Erfahrung und der
nüchternen Staatsklugheit zurückführen.

Die das Schicksal der Völker zu be¬
urteilen oder zu leiten berufen sind, müs¬
sen nicht mit dem Strome schwimmen,



sondern von der höchsten Stelle des Ufers
den Lauf des Stroms übersehen, um
feine Schnelligkeit, seine Wendungen, seine
Richtung gehörig zu erkennen, und ver¬
mittelst kunstvoller Arbeiten bald sein Bett
einzudammen, bald ihm ein größeres, tie¬
feres Bett zu graben, und neue Kanäle
zu eröffnen.

Von dem hohen Standpunkt, welchen
eine jede Regierung einnehmen soll, muß
sie immer von der lauten Stimme der
Redner der Hauptstadt an die National-
stimme und an die im Stillen sich aus¬
sprechende, aber doch vernehmbare öffent¬

liche Meinung, von der augenblicklichen
Stimmung an die einzig dauernde, von

den Zeitgenossen an die Nachkommenschaft,
von der jetzigen verschwindenden Zeit an
die Zeiten und die kommenden Jahrhun¬
derte appelliren. Auch können es die Re¬
gierungen mit vollem Vertrauen und ge¬
rechtem Stolz thun, wenn der Stand¬
punkt, den sie behaupten, der des strengen

Rechts, der praktischen Vernunft und der
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gesetzmäßigen Freiheit ist. Von dieser star¬
ken Stellung aus können sie manches vor¬
schnelle, schiefe und ungerechte Urtheil ru¬
hig über sich ergehen lassen, ihre wohl¬
wollenden Absichten unverrückt mit Ein¬
sicht verfolgen, und, ihrer Bestimmung
stets eingedenk, der Zügellosigkeit Fesseln
anlegen, den Eigennutz entlarven, die Frech¬
heit zu Boden drücken.

Heilsame, gut berechnete und einge¬
leitete Reformen, die zu allen Zeiten zu
den heiligsten Pflichten der Regenten ge¬
hörten, gehören besonders in unfern Ta¬
gen zur Tagesordnung. Man muß weder
Reformen für Revolutionen, noch Revo¬
lutionen für Reformen ansehen: ein ge¬
flissentlicher Mißgriff, oder ein unwillkür¬
licher Irrthum, die heut so oft Vorkom¬
men, daß sie wohl gerügt und aufgedeckt
zu werden verdienen.

Reformen werden von dem Laufe der
Begebenheiten und der Veränderung der
Verhältnisse herbeigeführt: sie geschehen
also langsam, allmählig, successiv. Revo-
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lutionen sind schnelle, überraschende, ge¬
waltsame Umwälzungen.

Die Reformen gehen von der recht¬
mäßigen obersten Gewalt im Staate aus;
indem sie den wahren Bedürfnissen des
Volks entgegenkommen, vervollkommnen,
befestigen sie den Staat, weit entfernt ihn
zu zerrütten. Die Revolutionen bestehen
in dem Umsturz der rechtmäßigen Gewalt.
Unter dem Vorwand den Staat zu ver¬
bessern, heben sie ihn auf, und versetzen den
Hebel der Bewegung, aus den Händen
der Regierenden, in die der Schwärmer
oder der Verruchten.

Reformen betreffen immer nur einen
Theil des gesellschaftlichen Mechanismus,
vermitteln in der Gegenwart die Fede¬
rungen der Vergangenheit mit den An¬
sprüchen der Zukunft, und verletzen nie
das große Gesetz der Stetigkeit, welches
in der moralischen, wie in der physischen
Welt, herrschen soll. Revolutionen greifen
immer die Totalität der gesellschaftlichen
Verhältnisse an, bedrohen ein jedes Recht,
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so wie einen jeden Besitz; verachten die
Vergangenheit, zertrümmern die Gegen¬
wart und verderben die Zukunft, indem
sie ihren langsamen Geburten vorgreifen,
und verwegen genug sind ihren Lauf über¬
flügeln zu wollen.

Revolutionen sind nie nothwendig, wie
Naturbegebenheiteu es sind, weil im Rei¬
che der freien Wefen nichts nothwendig
ist als Pflicht und Recht. Allein Refor¬
men sind oft nothwendig, weil zu gewissen
Zeiten Pflicht und Recht sie gebieten.
Diefe Nothwendigkeit einfehen, und ihr
freiwillig alles geben, was sie erheischt,
ist das sicherste Mittel Revolutionen un¬
möglich zu machen.

Neuerungen in den gesellschaftlichen
Einrichtungen sind unvermeidlich, weil es
keinen Stillstand in den menschlichen Din¬
gen giebt, und die Gesetzgebung immer
mit dem Gange der Cultur Schritt hal¬
ten muß. Werden diefe Neuerungen von
der rechtmäßigen Gewalt, zur rechten Zeit,
mit der gehörigen Einsicht, eingeleitet und
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eingeführt, so verhindern sie die der Ge¬
sundheit des Staats höchst nachtheiligen
Stockungen und gießen in seine Adern
frische Safte und ein neues Leben.

Baco hat mit Recht gesagt: die Zeit
ist der größte aller Neuerer, und von
der Zeit können die Regierungen lernen,
wann, wo, und wie, Neuerungen eintreten
müssen.

Die stete Bewegung der Natur und
der Menschen bringt ununterbrochen, in
den Sitten und den Gebrauchen wie in
den Verrichtungen der Künste, in den Be¬
griffen und in den Gefühlen wie in den
Begebenheiten, neue Erscheiuungen hervor.

Allein die Zeit verändert alles lang¬
sam und stufenweise, so daß man selten
genau bestimmen kann, wo das Alte auf¬
hört und das Neue seine Stelle einzuneh¬
men beginnt. Die Neuerungen, welche die
Zeit herbeiführt, scheinen also sich selbst
zu erschaffen; daher sind sie in der Regel
wohlthatig.
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Die Regierungen können also nichts
Besseres thun, als den Gang der Zeit zu
beobachten, zu verfolgen, und zu bemerken
was die Zeit zu zerstören, was sie zu er¬
schaffen strebt, damit man freiwillig ab¬
trage, was einzustürzen drohet und nicht
verdient erhalten zu werden, damit das
Nützliche unterstützt, unterhalten, ja er¬
neuert, der Auflösung entzogen, damit die
zweckmäßigen Schöpfungen erleichtert, die
nachtheiligen verhindert werden.

Den Gang der Zeit müssen die Re¬
gierungen nie aus den Augen lassen, um
ihm nachhelfen zu können, und mit der
Zeit, oder zur rechten Zeit, das zu thun,
was sie, allein und sich selbst überlassen,
nicht so gut thun würde.

Unter keiner Bedingung muß man sich
mit dem bösen Dämon der Revolutionen
abfinden oder ihn verschonen, in dem ver¬
derblichen Wahn, daß hinter seiner scheus-
lichen Gestalt der gute Genius der Re¬
form sich verberge uud früh oder spat
vortreten könne; sondern man muß jenem
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Dämon, gleich bei seinem ersten Beginnen,
mit vereinter Kraft begegnen, und nicht
erlauben, daß er aus den verborgenen
schlammigen Tiefen der Gesellschaft sein
verbrecherisches Haupt erhebe; allein man
muß eben so wenig den milden heilbrin¬
genden, langsam und leise, aber sicher vor¬
schreitenden Engel der Reform fürchten,
Haffen und verfolgen, aus der ungegrün-
deten Besorgniß, hinter ihm, und unter
seinen sanften, menschenfreundlichenZü¬
gen, könne der Dämon der Revolution
sich einfinden Und sich in die gesellschaft¬
liche Ordnung einschleichen.

Der glückliche Fortgang der Refor¬
men hängt größtentheils von den bei den
Regierenden und den Regierten obwal¬
tenden politischen Grundsätzen, und von
den Fortschritten der Staatswissenschaft,
ab. Falsche Lehren verführen zu irrigen
Wünschen, zu verderblichen Mißgriffen,
zu gefährlichen Mißdeutungen. Die Theo¬
rie muß die Irrthümer der Theorien be¬
kämpfen und auftäumen, den wahren Weg
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allgemein bezeichnen, und das Ziel fest¬
stecken; der praktischen Staatskunst, von
der Erfahrung geleitet, wird es dann leich¬
ter, alle Theile des Wegs mit sicherer
Hand zu bauen, und mit sicherm Schritt
zu durchwandern. Als ein Scherflein zur
Erreichung dieses heilsamen Zwecks, bitte
ich den Leser, folgende Betrachtungen,
über den Zweck, die Formen und die
bewegenden Prinzipien des Staats,
zu betrachten und zu beurtheilen.

Ich schließe mit Seneca'ö Worten:
l^uick tieri Op ortest, in Universum

et msnckari potest et scridi: tale con-
silium non tuntum ukrsentikms, seck.
etinm posteris ckatur. Illucl ulterum,
c^uancko üeri ckedeut uut ^uemnclmo-
ckum, ex lonZinHno nemo sunckebit:
cum redus ipsis ckeliderunäum est.

Lxist. xxn.

Der



Der

Zweck des Staats.
Aphoristische Sähe

Uber den

Begriff der Staatswissenfchaft.

A





lieber die Idee der Staatswissenschaft.''

Rechte und Pflichten.

Seyn offenbart sich nur im Daseyn, das

heißt, in einem gebundenen Seyn; das Daseyn

verkündet sich in einem steten Werden, und alles

im Weltall ist Kraft oder Aeußerung der Kraft.

Diese Thätigkeit verzweigt sich im Wirken

und im Handeln. Ein jedes Handeln Und ein

jedes Wirken haben etwas in ihrer Art gleichför¬

miges. Diese Gleichförmigkeit läßt sich in For¬

meln auödrücken. Diese Formeln sind die Geseße.

Da alles Wirken im Gegensätze zum Han¬
deln, den Wesen die da wirken unbekannt und

unbewußt geschehet, so kann dieses Wirken nur

von den vernünftigen Wesen aufgefaßt und als

Gesetz ausgestellt werden. Diese Gesetze trennt
man die physischen.

Das Handeln gebührt nur den vernünftigen

Wesen. Es geschiehst mit Einsicht, Vorsatz und
A 2
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Willen. Die Formeln, die das Handeln aus-

drücken, heißen die moralischen Gesetze.

Wirkungen müssen oder können nach den

physischen Gesehen geschehen.

Handlungen dürfen oder sollen nach den mo¬

ralischen Gesehen geschehen.

Das Müssen ist eine physische Nothwendig-

keit. Es ist unmöglich, daß die Wirkung auS-
bleibe.

Das Können ist eine physische Möglichkeit.

Es ist nicht gegen die physischen Gesetze, daß

eine gewisse Wirkung hervorgebracht werde.

Das Sollen ist eine moralische Nothwendig-

keit. Der vernünftige Wille würde sich selbst

widersprechen, wenn er nicht ein gewisses Han¬

deln als nothwendig betrachtete.

Das Dürfen ist eine moralische Möglichkeit.

Ein gewisses Handeln kann geschehen, ohne den

moralischen Gesehen zu widersprechen.

Eine jede Handlung, außer ihrer Beziehung

auf die moralischen Gesetze, hat auch eine Be¬

ziehung auf die physischen. * Da das Ha ideln

eine gewisse Art von Wirken ist, und alles Wir¬

ken einen gewissen Grad von Kraft vorausseht;

so kann auch ohne Kraft keine Handlung statt

finden.

Daraus folgt, daß das Dürfen nicht immer

das Können mit sich führt. Eine Handlung kann
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zugleich moralisch möglich und physisch unmöglich

seyn. Ein Kind dürste einen ungerechten Angriff

abwehren, kann es aber nicht.

Hingegen, wenn eine Handlung geschehen

soll, so kann man nie annehmen, daß derjenige,

dem dieses Sollen aufgelegt ist, diese Handlung

nicht thun könne. Dieses wäre ein reiner Wi¬

derspruch. Wie könnte eine Handlung physisch

unmöglich, und doch moralisch nothwendig seyn?

Das moralisch vothwendige, das Sollen, bil¬

det das Gebiet der Pflicht; das moralisch mögli¬

che, das Gebiet des Rechts.

Sollen und Pflicht, Dürfen und Recht sind
also gleichlautend.

Beide sind Thatsachen des Bewußtseyns, die

sich frühe im Menschen offenbaren, die vor dem

Erwachen der Vernunft ihn blindlings, aber sicher
leiten, die er von den ihnen anscheinend verwand¬

ten Thatsachen schnell und scharf unterscheidet,

öfters ohne den Unterschied deutlich angeben zu

können, und die den ewigen Urkeim der ganzen
Ethik enthalten.

Wenn obige Thatsachen, die in den Tiefen

der Seele unentwickelt niedergelegt sind, von dem

reflectirenden Verstand wahrgenommen, aufgefaßt

und ausgesprochen werden; wenn das Bewußkseyn

sich selber entfaltet, und dahin gelangt, diese

in ihm verborgene Schätze deutlich zu wissen;
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wenn die Vernunft diese inneren, auf ein wahres

Seyn hinweisenden Anschauungen deutlich erkennt:

so führt das Sollen und das Dürfen im Gegen¬

satz des Müssen und des Können den Menschen

zu einem absoluten und unbedingten Gesetz des

freien Handelns. Eben deswegen erscheint der

Vernunft dieses Gesetz als Gesetz GotteS; denn

alles Absolute im Menschen kann nur von dem

absoluten Wesen herrühren.

Dieses Gesetz ist ein allgemeines, nothwen-

diges, welches allen freien und vernünftigen We¬

sen gegeben ist,

Vernunft und Freiheit sind die zwei Bedin¬

gungen des Gesetzes, Dasselbe gehet aus ihnen

hervor, seht beide voraus, und kann ohne sie nicht

einmal gedacht werden.

Ohne Vernunft kann nichts Allgemeines,

Nothwendiges gegeben seyn. Der Verstand, der es

immer nur mit dem Auffassen der Ähnlichkeiten

und der Unterschiede zu thun hak, kann ein sol¬

ches Gesetz nicht aufstellen. Als ein absolutes

kann es nicht verstanden werden, sondern es wird
gegeben.

Ohne Freiheit würde das Gesetz keinen Sinn

haben. Es würde ohne sie eine Nothwendigkeit

statt finden, aber keine freiwillige, und doch setzt

das ursprüngliche Sollen und Dürfen eine solche
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voraus. Da die Freiheit das einzige absolute,

sich selbst bestimmende Vermögen ist, kann sie

auch nur ein solches Gesetz anerkennen.

Es liegt freilich in den Thatsachen, aus wel¬

chen dieses Gesetz hervorgehet, ein anscheinender

Widerspruch. Freiheit, und eine unbedingt gebie¬

tende Vernunft, scheinen sich wechselseitig aufzu¬

heben. Allein so wenig auch wir beides zusam¬

menreimen können, so wenig können wir die eine

oder die andre dieser zwei Thatsachen ablaugnen.

Wir stehen hier an der Schwelle des eigentli¬

chen Seyns; wir sind der Wurzel der Wesenheit

sehr nahe getreten; daher diese unauflöslichen

Schwierigkeiten.

Daß beides, Freiheit und Vernunft, noth-

wendig sind, um das Gesetz Gottes zu begrün¬

den, ja, um ein solches zu denken, gehet schon

aus den folgenden einfachen Thatsachen hervor.

Die Thiere haben weder Rechte noch Pflichten,

ob sie gleich für vernünftige und freie Wesen Ge¬

genstände der Pflicht sind. Wahn- oder Blöd¬

sinnige hören auf, Pflichten zu haben, wenn gleich

ihre Rechte nicht aufhören. Kinder, bis zu einem

gewissen Alter, sind in demselben Fall, weil sie die

Vernunft, welche die Erster» verloren, noch gar

nicht erlangt haben.

Vernunft und Freiheit sind also die Grund¬

pfeiler der ganzen moralischen Gesetzgebung, denn
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sie allein geben Persönlichkeit. Personen allein

können Pflichten und Rechte gegen andre Perso¬

nen geltend machen. Alles, was nicht zu der

Klaffe der Personen gehört, fällt in die Klasse

der Sachen.

Pflichten und Rechte sehen voraus, daß die

Personen sich in der sinnlichen Welt berühren,

daß sie auf einander, es sey beschränkend oder be¬

schränkt, einwirken, und ihren wechselseitigen Zu¬

stand verändern können.

Von den Pflichten und Rechten zweier We¬

sen, deren Freiheit unendlich, oder von welchen

das eine dem andern unzugänglich wäre, könnte

nie die Rede seyn,

Zwangs-Pflichten und Zwangs-Rechte.

Pflichten und Rechte sehen sich wechselseitig

voraus, denn sie beziehen sich auf einander.

Kein vernünftiges und freies Wesen hak

Rechte ohne Pflichten, oder Pflichten ohne Rechte.

Es giebt Rechte, die Pflichten vorausseßen.

Man hat das Recht, alles zu thun, was zur Er¬

füllung der Pflicht nothwendig ist.

Es giebt Pflichten, die sich auf Rechte be¬

ziehen, und also dieselben voraussehen. Ein Je¬

der ist verpflichtet, das Recht der Andern in

Ehren zu halten, und demselben nie zu nahe zu

treten.
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Vielleicht wäre es der Wahrheit am ange¬

messensten, die Pflichten allen Rechten voranzu¬

schicken, und also alle Rechte nur auf Pflichten

zu begründen. Das Recht, sein Leben, seine

Kräfte, seine Freiheit zu vertheidigen, gründet sich

auf die Pflicht, als vernünftige Wesen zu bestehen

und die Persönlichkeit zu bewahren.
Um treu und ununterbrochen erfüllt zu wer¬

den, müssen auch die Pflichten, die sich auf

Rechte beziehen, von den Gesinnungen eingegeben

seyn und aus ihnen hervorgehen. Allein dieses

Eigenthümliche liegt in ihrer sonderbaren Natur,

daß sie erzwungen werden können.

Daß sie es können, entstehet aus dem Um¬

stand, daß sie sich auf Rechte beziehen, und also
im höchsten Grade bestimmt sind. Auch in der

Idee ist das Recht, sie zu erzwingen, mit ihnen
unzertrennlich verbunden.

Sobald man also freie und vernünftige We¬

sen in der sinnlichen Welt und in einer mögli¬

chen Wechselwirkung neben einander denkt, ent¬

stehet der Begriff der Zwangörechte und der

Zwangöpflichten.

Die äußere Freiheit ist das Recht, seine

Rechte in der äußeren sinnlichen Welt auszuüben,

oder in der sinnlichen Welt zu handeln. Die

Andern haben die Pflicht, Einen an diesen Hand¬

lungen nicht zu verhindern.
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Könnte ein Mensch allein in der Natur ge¬

dacht werden, ohne mögliche Berührung mit an¬

deren Wesen seines Gleichen, so würde nie von

seinen Rechten die Rede seyn.

Aber auch in der Idee kann der Mensch

nicht ohne Berührung mit andern Wesen seines

Gleichen gedacht werden, und aus dieser Gegen-

einanderseßung entstehen Zwangsrechte und Zwangs-

pflichten.

Da Alle Menschen frei sind, und Alle ihre

äußere Freiheit ausüben sollen, so besitzt keiner eine

unbeschränkte Freiheit, sondern die Freiheit des

Einen ist die natürliche und nothwendige Grenze der

Freiheit des Andern. Die Freiheit Aller wird

durch die Freiheit eines jeden Einzelnen beschränkt,

und die eines jeden Einzelnen durch die Freiheit

Aller.

Die Vernunft eines Jeden faßt diese na¬

türlichen, nothwendigen, wechselseitigen Schran¬

ken, und stellt dieselben als inneres Gesetz für die

innere Freiheit eines Jeden auf. In so fern sind

die Rechte und die Pflichten, die aus diesen

Schranken hervorgehen, ethisch.

Aber da die äußere Freiheit eines Jeden,

trotz dem ethischen Gesetze gefährdet werden kann;

so ergiebc sich schon daraus, daß die Gewährlei¬

stung, welche die innere Freiheit abgiebt, nicht
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hinreichend sey. Die äußere Freiheit muß also
auch eine äußere Garantie haben, sonst könnte sie,

und mit ihr die Persönlichkeit, untergehen.

Auch ist in dem Begriff der äußern Frei¬

heit schon gegeben, das Recht eines äußern Zwan¬

ges gegen Diejenigen, die, ungeachtet der die innere

Freiheit bindenden Gesetze, dieselbe willkührlich läh¬
men und verletzen wollten. Wer Recht hat, be¬

sitzt auch das Recht, die Anderen mit Gewalt zu

zwingen, diese seine Rechte zu ehren, und die

Pflichten, welche ihnen diese Rechte auflegen, zu

erfüllen.

Der Inbegriff der Zwangsrechte und der

Zwangspflichten, die aus dem Verhältniß der

Menschen zu einander und ihrem Verhältniß zu

den Sachen in der sinnlichen Welt, entstehen,

bildet das Vernunftsrecht oder das Recht aus

Begriffen,

Daß es ein solches gebe, kann kein vernünf¬

tiges Wesen läugnen, denn es würde sich selbst

verläugnen. Allein der Name von Naturrecht,

mit welchem man es bis jetzt bezeichnet hat, muß

als unpassend und irrig verworfen werden. Ein¬

mal, weil dieser Name keinen vernünftigen Sinn

hat, denn dieses sogenannte Recht der Natur wird

weder dem Menschen von der Natur eingegeben,

noch ist es, mit Ausschluß alles positiven Rechts,

allein der menschlichen Natur angemessen. Zwei-
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tens, ist dieser Name für Aie Wissenschaft ver¬

derblich, und kann leicht zu gefährlichen Jrrthümern

führen, indem er auf einen sogenannten Zustand

der Natur hinweiset, der weder historisch noch phi¬
losophisch begründet werden kann.

Nicht allein kann man, sondern man soll das

Recht in der Idee, dem Rechte in der Wirklichkeit

entgegen sehen. Das eine ist ein allgemeines, das
andere ein besonderes. Das eine wird auf ange¬

nommene oder erdichtete Verhältnisse, das andere

auf die wirklichen bezogen. Dieses ist ausgespro¬

chen und wird durch eine zwingende Gewalt ver¬

bürgt; jenes wird nur gedacht, und doch nur, obgleich

nothwendig, mit einer möglichen Garantie gedacht.

Da diese durch diese Idee nicht schon verwirklicht

wird, so scheint das Recht in der Idee, ohne

die ihm nöthige wirkliche Garantie, immer eine

zweideutige, unbestimmte und unsichere Existenz zu
haben.

Sobald man, allen vernünftigen und freien

Willen in der sinnlichen Welt nebeneinander

gedacht, Zwangsrechte und Zwangspflichten ein¬

räumt, so folgt daraus die Möglichkeit und die

Rechtmäßigkeit der Verträge, nehmlich der wech¬

selseitigen und einander sich bedingenden Austau¬

schungen der Rechte und der Pflichten. Sobald

vernünftige und freie Wesen Rechte besitzen, so

besitzen sie auch das Recht, solche auf eine gege-
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bene Zeit oder zu einer gegebenen Zeit gegenein¬

ander aufzugeben. Die Freiheit eines Jeden bringt

das Recht mit sich, andern freien Wesen etwas

von derselben einzuräumen, gegen eine beliebige

von beiden Theilen festzuseßende Beschränkung der

ihrigen.

Das Recht gründet sich also nicht ausschließ¬

lich auf Verträge. Verträge sehen schon beste¬

hende Rechte voraus; sonst würde die Frage ent¬

stehen, was denn beide Theile gegen einander durch

Verträge abgetreten haben oder abtreten können?

Wo käme die Verpflichtung her, einen Vertrag

zu halten, auch wenn er dem Paciscenten nicht

mehr vortheilhaft erscheint, und dieser nicht phy¬

sisch gezwungen werden kann, seine Verpflichtun¬

gen zu halten? Welche Rechtsgründs geben den

Verträgen ihre Gültigkeit?

Vor allen Verträgen existiren Rechte und

Pflichten in der Idee. Beide fließen aus

dem Gesetze Gottes. Das Gesetz Gottes selbst

ist nichts anders, als das Verhältniß der ewigen,

unbedingten Vernunft und Freiheit zu der Frei¬

heit und der Vernunft des Menschen. Wäre ein

solches Gesetz nicht vor allen Verträgen vorhan¬

den, so könnte von der Heiligkeit der Verträge

niemals die Rede seyn.

Die Zwangspfljchten und die Zwangsrechte,

ley es die, die allen Verträgen vorangehen, und
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von der Idee des Menschen unzertrennlich sind, sey
es diejenigen, die aus den Verträgen entspringen,
bedürfen einer wirklichen zwingenden Gewalt als
äußern Garantie ihres wirklichen Daseyns. Ohne
eine solche, würde die äußere Freiheit zwar in der
Idee Statt finden, aber in der sinnlichen Welt
untergehen. VernunftmäßigerZwang ist allein
der Freiheit Schutz.

Wie kann ein solcher Zwang rechtmäßig ent¬
stehen und bestehen? wie kann er zweckmäßig ge¬
staltet werden? Zwei wichtige Fragen, auf welche
sich leicht die ganze Staatswissenschaft zurückfüh¬
ren ließe. Es giebt zwei Arten, ihnen zu begeg¬
nen. Entweder mittelt man die Antwort geschicht¬
lich aus, oder man begründet sie auf Begriffe. Ent¬
weder schöpfet man aus der Wirklichkeit, oder man
schöpfet aus der Idee. Indem wir diese zwei An¬
sichten einander entgegenstellen, wollen wir keine
von beiden auf Kosten der andern erheben, noch
weniger eine von beiden gänzlich verwerfen. Wir
sind vielmehr überzeugt, daß beide Ansichten sich
wechselseitig bedürfen und ergänzen; ja es wäre
leicht zu beweisen, daß sie zusammen treffen, indem
die erste den bewustlosen Keim der zweiten enthält,
und man die Prinzipien, welche dieser letztem zu
Grundlagen dienen, in der Geschichte aller Staa¬
ten, die sich von selbst gemacht haben, in der
dunkeln Tiefe ihres Entstehens dermaßen vorfindek.
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daß diese Principien Vielen als eine bloße Abstrak¬

tion von dem Gewesenen oder Vorhandenen er¬

schienen sind. Allein man verfallt in einen höchst

verderblichen Jrrthum, wenn man glaubt, in die¬

ser Wissenschaft mit der einen oder der andern

dieser Ansichten ausschließlich auszureichen.

Staats-Wissenschaft aus den Thatsachen der

Geschichte.

Ein solcher Zwang wie der, von welchem

wir geredet haben, bildet sich gewissermaßen von

selbst, weil er von der Nothwendigkeit herbeige-

führt wird. In der Familie, wo der Mensch

geboren und erzogen wird, übt der Hausvater

den allgemeinen Schuß aus und ertheilt ihn allen

Mitgliedern der kleinen Republik.

Wenn aus den Familien, die sich vervielfäl¬

tigen und neben einander ansiedeln, der Stamm

erwachst, gehen zugleich aus der Ungleichheit der

Geistes- und Körper-Vermögen, aus der Mannig¬

faltigkeit der Umstände, auf der einen Seite, das

Bedürfniß geschützt zu werden, auf der andern,

die Gewalt zu schützen hervor. Es entstehen frei¬

willige, mit Ueberlegung und Absicht, ausgespro¬

chene oder stillschweigende Verhältnisse der Ab¬

hängigkeit, des Gehorsams; kleine Schuß- und
Trutz-Bündnisse.

Diese Verhältnisse vermehren sich, erhalten
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eine größere Ausdehnung, nehmen verschiedene
Formen an. Wenn die Stämme durch ihre Ver¬
einigung, größere Staaten bilden, so bestehen diese
großen Gesellschaften aW einer Menge kleinerer;
der große Bund des Staats scheint nur aus einer
Menge mannigfacher Bündnisse zusammengesetzt
zu seyn. So zeigen stch die Staaten im Lauf
der Jahrhunderte, als das Werk der Zeit, der
Noth, der Bedürfnisse und der Einsicht, als ein
buntscheckiges Wesen, das so lange unberührt be¬
stehen kann und soll, als die Umstände, welche
diese Verhältnisse herbeiführten und diesen beson-
dern Verträgen den Ursprung gaben, selbst un¬
verändert bleiben.

Je mehr man diesen Gesichtspunkt verfolgt,
um so mehr vervielfältigen stch die Combinationen,
aus welchen die früheren Zustände der Gesellschaft
stch ableiten lassen, und um so besser lernt man die
Geschichte der bürgerlichen Gesellschaft begreifen.

Allein mit der Geschichte der Gesellschaft
ist uns noch nicht alles, was vonnöthen ist, um
das Kunstwerk des Staats zu erkennen, gegeben.
So wichtig auch diese Erörterungen sind, so sind
sie doch nicht genügend.

Zufällige Umstände, ganz eigenthümliche Be¬
gebenheiten, wechselseitige Bedürfnisse können
wohl gewisse bürgerliche Verhältnisse und gewisse
Formen, unter welchen sich die Zwangsrechte

und
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und die Zwangspflichten gestaltet haben, erklären,

allein sie geben nicht den allgemeinen Rechtsgrund

an, warum und wie in einer jeden bürgerlichen

Gesellschaft ein zwingender Wille da sei und da

sein müsse, der der äußeren Freiheit eines Jeden

die Fesseln anlegt, die nöthig sind, damit die äu¬

ßere Freiheit Aller gerettet werde. Solche histo¬

rische Entwickelungen können uns über den Ur¬

sprung und die Entfaltung dieses oder jenes Staa¬

tes Aufschluß geben, aber sie bieten uns nichts

allgemeines dar, welches die Idee des Staats an

sich fest begründen könnte.

Ja, man könnte mit Wahrheit behaupten,

daß bei dieser Art die Theorie der Staatswissen¬

schaft aufzustellen, die Idee des Staats ganz und

gar verloren gehe. Die verschiedenen Staaten wer¬

den Aggregate von verschiedenen Verhältnissen und

verschiedenen Verträgen. Es leuchtet einem Jeden

ein, wie mannigfaltige Bande des Gehorsams, der

Abhängigkeit, entstehen konnten und noch bestehen.

Allein wie das große allgemeine Band, welches

alle Mitglieder des Staats umschließt und sie alle

als Unterthanen einer und derselben zwingenden

Gewalt an denselben anschließt, hat rechtmäßig

entstehen können, und wie es rechtmäßig festgehalten

werden soll, kann man schwerlich bei dieser Art zu

verfahren einsehen, und der Begriff des Staats

ist in Gefahr, ganz und gar zu verschwinden.

B
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Der Begriff des Staats, und der von ihm
unzertrennliche seiner Einheit, seht den Begriff
der Souveränität voraus, nehmlich einer in allem,
was die Erhaltung und die Sicherstellung des Gan¬
zen betrifft, gesetzgebenden und zwingenden Gewalt.
Es erhellt schon daraus, daß dieser Begriff mit
dem einer unbeschränkten Gewalt, noch weniger
mit dem einer willkührlichen, verwechselt werden
muß. Mein dieser reine und einfache Begriff
der Souveränität, wie wir ihn eben ausgesprochen
haben, findet in der historischen Deduktion der
Staatswissenschaft gar nicht Statt, ja muß viel¬
mehr aus derselben verbannt bleiben.

Diese historische Deduction des Ursprungs
der Staaten, so wie der Rechte und Pflichten
der einzelnen Stände, hat Herr von Haller
in seiner Restauration der Staatswissenschaft als
die einzige Grundlage der Rechtmäßigkeit der
Staaten aufgestellt und in ein neues Licht gesetzt.
Ein jeder Unbefangener muß den reinen, hochher¬
zigen Gesinnungen des Verfassers Gerechtigkeit
widerfahren lassen; sie gehen aus der Tiefe eines
reichhaltigen GemüthSUhervor, und durchdringen
das ganze Werk mit einer belebenden Wärme.

Allein so kräftig und siegreich Herr von Haller
auftritt, wenn er die eben so falschen als verderb¬
lichen Lehren eines ursprünglichengesellschaftlichen
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Vertrags und der Volks-Souveränität zerstäubt,

so schwach, unbefriedigend, ja unbündig, erscheint
er, wenn er seine historischen Deduktionen der ver¬

schiedenen Hauptverfassungen, als eine allgemein

gültige Theorie des Staatsrechts, als die einzige
Quelle der Rechtmäßigkeit der Staaten, angiebt.

Er ist glücklicher im Bekämpfen des Jrrthums

als im Erforschen und Aufsuchen der Wahrheit.

Außer dem was wir schon gegen den Gang

und die Natur seiner vermeintlichen Demonstra¬

tionen gesagt haben, indem wir nur im Allge¬
meinen von den Unvollkommenheiten und den Män¬

geln der historischen Deduktionen dieser Art ge¬

sprochen, läßt sich noch gegen die eigentliche Form

der Hallerschen Theorie sehr viel erhebliches ein¬
wenden.

Einmahl ist eine solche historische Deduc-
tion immer eine unvollständige. Da in einer

solchen thatsächlichen Darstellung man nie die

gewesenen, oder dascyenden oder möglichen
Thatsachen erschöpfen kann; so können daraus

sich immer nur Sähe von einer komparati¬

ven Allgemeinheit, aber nie von einer wahren

Allgemeinheit ergeben, wie es doch der Begriff

der Theorie mit sich bringt. Haller hat den Ur¬

sprung der Demokratien, der Aristokratien, der

Monarchien, der geistlichen Staaten, wie er sich

aus der Geschichte des Mittel-Alters herleiten läßt,
B 2
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auseinandergesicht. Es leuchtet einem jeden Leser

ein, daß er nicht Begriffe entwickelt, sondern seine

vermeintliche Theorie, von dem Stand Bern, von

den kleinen Cantonen der Schweiz, von den Deut¬

schen weltlichen und geistlichen Staaten ent¬

lehnt hat. Allein es hat im Alterthume und
in den neueren Zeiten andere Staaten gegeben,

die anders entstanden sind und sich anders entwi¬

ckelten. Es können auch in der Zukunft Staa¬

ten eine ganz verschiedene Genesis an sich zeigen.

Die Verkettung der Ursachen und der Wirkungen

ist so mannigfach, daß wenn man mit der Auf¬

zählung und Darstellung der einzelnen Phäno¬

mene, statt einer durchgreifenden Analysis der Be¬

griffe, anfängt, man nie seinen Gegenstand erschöpft

zu haben glauben kann.
Ferner mit Recht und mit Kraft bestreitet

Herr von Haller den allgemeinen ursprünglichen

gesellschaftlichen Vertrag, wie ihn Rousseau und

Andre dargestellt haben. Hierin stimmen wir ihm

ganz bei. Ein solcher Vertrag, der ein Volk

Voraussicht, da doch vor ihm nur unabhängige,

isolirte Individuen waren, und er dem Volke als

moralischer Person und Einheit erst den Ursprnng

ertheilt; ein Vertrag, der nicht allein die Un-

tcrthänigkeit aus der Souveränität ableiten, son¬

dern die Unterthänigkeit der Totalität des Volks

mit der Souveränität derselben vereinigen will.
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der in dem Augenblick, wo nach ihm recht¬

mäßig eine bürgerliche Gesellschaft entsteht, eben

so rechtmäßig die Aufhebung derselben gestattet;

ein solcher Vertrag, aus lauter Widersprüchen zu¬

sammengesetzt, ist das Auflösungsmittel und nicht

das Bindungs- und Bildungöprinzip der gesell¬

schaftlichen Ordnung. Mit ihm schwankt alles,

und nichts gewinnt festen Fuß: mit ihm giebt

es kein festes Seyn, sondern nur ein stets erschei¬

nendes und stets verschwindendes Werden.

An die Stelle dieses allgemeinen Über¬

trags seht Herr von Haller eine Menge klei¬

nerer Verträge zwischen den verschiedenen Stän¬

den und dem Herrscher, zwischen ihm und den

verschiedenen Personen, und auf solche gründet

der Verfasser alle Hoheitsrechte. Es ist gewisser-

maaßen die Scheidemünze des gesellschaftlichen

Vertrags, die er uns statt des gesellschaftlichen

Vertrags selbst, dieses Schaustücks oder dieser ver¬

meintlichen Goldbarre der neueren Politik, dar¬

reicht. Daß solche Verträge, wie er sie annimmk,

wirklich statt gefunden haben und noch finden,

daß sich auf solche viele Rechte und Pflichten des

bürgerlichen Vereins beziehen, läßt sich nicht läug-

nen. Allein aus einer solchen Genesis kann man

und wird man nie die Majestätsrechte, wie sie

jetzt in Europa existiren, herleiten; und doch ha¬

ben sie sich selbst aus den Umständen gebildet,



22 Aphorismen

sind mit einer Art von Natur - Nothwendigkeit
aus denselben hervorgegangen, und müssen sich

nicht allein erklären, sondern rechtfertigen lassen.

Es fragt sich also: nach welchen Grundsätzen,

kann man die Zweckmäßigkeit dieser früheren,

kleineren, besonderen Verträge, aus deren Ag-

gregation Haller die heutigen Staaten entstehen

läßt, beurtheilen und beweisen? Es frägt sich)

indem die Verhältnisse, auf welche sie sich be¬

zogen, durch den allmächtigen und unwillkühr-

lichen Gang der menschlichen Dinge verschwin¬

den, oder mindestens sich verändern, können diese

Verträge aufgehoben werden, um andern Platz

zu machen, und nach welchen Grundsätzen können

sie es rechtmäßig? Sind sie, wie man nach

den Hallerschen Ausdrücken glauben muß, unver¬

brüchlich, ewig; können sie nie rechtmäßig aufge¬

hoben werden: was wird aus der Einheit des Staats,

aus der souveränen Gewalt, die alles vernunft¬

mäßige im Staat gebieten oder verbieten darf?

Wie ist es möglich, diese stereotypische Unbeweg¬

lichkeit der gesellschaftlichen Formen mit der ewi¬

gen Beweglichkeit der Natur, der Umstände, der

Verhältnisse, mit der nothwendigen Vervollkomm¬

nung der Gesellschaft zu vereinbaren?

Hier liegt eine für die Hallersche Theorie

unauflösliche Schwierigkeit, die um so mehr ge-
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hörig erörtert zu werden verdient, da sie uns zu
ferneren Untersuchungen die Bahn brechen soll.

Die natürliche Ungleichheit der physischen
und der geistigen Kräfte, mit der Ungleichheit
des Bodens und der Verschiedenheit des Clima
verbunden, erzeugt die Ungleichheit der Vermögen.
Aus diesen ersten Ungleichheiten ergeben sich die
übrigen. Der Schwächere fühlt das Bedürfniß
des Schuhes; der Mächtige, die Möglichkeit ihn
zu ertheilen. Der Mächtigere an physischer Kraft
kann am besten beschützen; der Mächtigere an
Intelligenz am besten rathen und leiten; der Mäch¬
tigere an Reichthum am besten den Bedürfnissen
der minder Vermögenden abhelfen. Und so haben
sich denn von selbst um die Mächtigeren die
Schwächer» gesammelt, und ihnen unter gewissen
Bedingungen gedient. So sind zwischen eigent¬
lichen Dienern und ihren Herren, zwischen Für¬
sten und Unterthanen, zwischen Gemeinden und
Schuhverwandten, Verhältnisse von mannigfaltiger
Art entstanden. Diese sind Ungleichheiten, die
entweder förmlich angeordnet, oder, von selbst ent¬
standen, förmlich anerkannt worden sind, um andern
Ungleichheiten auszuweichen, oder um ihnen das
drückende zu benehmen. Um großem Uebeln vor¬
zubeugen oder zu entgehen, hat man sich freiwillig
solchen Verhältnissen unterworfen. Allein durch ihre
Ausartung, oder mit dem Laufe der Zeit, hat es
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sich gefunden, daß diese willkührlichen künstlichen
Verhältnisse, die zu Schuhwehren dienen sollten,

drückender geworden sind, als das was sie ab-

wehren sollten. Nun entsteht die Frage, wie

ein solcher Zustand der Dinge zu verändern und

zu verbessern sey, und nach welchen Grundsähen

man neue Verhältnisse und neue auf dieselben

sich beziehende Normen erschaffe, um die veralte¬

ten oder auögearteten aus dem Wege zu räumen?

Haller findet in der Heiligkeit, Allgemein¬

heit, Unverletzlichkeit des Gesetzes Gottes die

Mittel wie die Gründe zur Heilighaltung der

Verträge, zur rechtmäßigen Beschützung der Frei¬

heit Aller, Mittel und Gründe, um dem Mis-

brauch der Gewalt auf der einen Seite, und dem
Auflehnen gegen die Gewalt auf der andern Seite

vorzubeugen. Eine unwandelbare stete Hochach¬

tung für dieses Gesetz wäre unstreitig das sicher¬

ste Mittel, die innere Freiheit des Menschen zu

erschaffen, zu läutern, bis zu der höchsten Voll¬

kommenheit zu steigern: noch mehr, nur in einer

solchen Hochachtung bestehet die innere Freiheit;

und wäre sie bei allen Menschen so rein wie sie

es seyn sollte, so würde auch die äußere Freiheit

nie gefährdet seyn. Unstreitig legt das morali¬

sche Gesetz, oder das Gesetz Gottes, allen Men¬

schen gegen alle Menschen gleiche Pflichten auf,

und giebt ihnen diesen Pflichten entsprechende
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Rechte. Wären die Gesinnungen, die allein die

stete und willige Befolgung des Gesetzes sichern,

allgemein, so würden die rechtmäßigen Handlun¬

gen gethan, die unrechtmäßigen vermieden werden,

und trotz der großen Ungleichheit der Kräfte die

Gleichheit Aller bestehen. Allein dieses sind Züge
eines idealischen Zustands, dem die Wirklichkeit

nie entsprechen wird, noch entsprechen kann.

Die innere Freiheit eitles jeden Einzelnen wird

immer eben so selten als unvollkommen seyn.

Man kann nicht abwarten, bis die innere Frei¬

heit ihre Reife und Vollendung wird erhalten

haben, um die äußere zu sichern, denn auf die¬

sem Wege würden beide dermaßen gefährdet wer¬

den, daß der ganze Mensch untergehen würde;

sondern die äußere Freiheit muß vor allen Din¬

gen gerettet werden, damit die innere keimen,

blühen, Md sich entfalten könne. Die erstere

ist nicht allein die Bedingung des gesummten Le¬

bens der Menschen, sondern auch ihrer inneren
Veredlung.

Es muß also eine solche Ordnung der Dinge

eingeführt werden, welche die rechtmäßigen Hand¬

lungen erzwingen könne, da wo die Gesinnungen,

welche dieselben eingeben sollten, gänzlich abgehen
oder doch nicht ausreichen.

Eine solche Ordnung erfordert eine Gewalt,

die, zugleich energisch und vernünftig, der Kraft
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eines jeden Einzelnen überlegen, die Rechte Aller

beschuhe. Wie muß diese Gewalt beschaffen seyn,

um sich zweckmäßig zu äußern? Wie muß sie sich

gestalten, sich selbst vervollkommnen oder vervoll¬

kommnet werden, um ihren Zweck nie zu verfehlen?

welche Organisation muß sie sich selbst geben oder

erhalten, damit die Freiheit Aller beschützt werde?

Dieses sind die Hauptfragen, welche beantwortet

werden müssen, wenn es wirklich eine Theorie des

Staatsrechts gicbt.

Giebt es nur Thatsachen, die in einem jeden

gegebenen Fall uns über das, was da ist, beleh¬

ren, ohne Normen über das, was seyn soll, auf-

zusiellen; lassen sich alle Staatsverträge auf solche

einzelne Thatsachen zurückführen; besteht das

Staatsrecht nur aus solchen einzelnen Verträgen

oder Vereinen: so kann von einem allgemeinen

Staatsrechte und von der Restauration desselben

nicht mehr die Rede seyn.

Freilich hat das Bedürfniß allenthalben ge¬

wisse Vorkehrungen eingegeben und treffen lassen;

die Nothwendigkeit, aus besonderen Local-Umstän-

den und Begebenheiten hervorgehend, hat die

Freiheit, öfter ihr unbewußt, in mehr oder minder

heilsame Fesseln geschlagen; die Macht der Ver¬

hältnisse hat obgewaltet, und ihnen entsprechende

Normen aufzustellen die Menschen gezwungen.

Allein, wenn auch damit die Vergangenheit ab-



über die Staatswissenschaft. 27

gewiesen, die Gegenwart erklärt und gerechtfer¬

tigt wäre; so würde noch immer die Zukunft

große Schwierigkeiten darbieten. Es frägt sich

nemlich, wenn die Bedürfnisse sich anders aus¬

sprechen, wenn die bedingte und zugleich bedin¬

gende Nothwendigkeit der Begebenheiten, andre,

neue Ereignisse hervorbringt, wenn die alten Ver¬

hältnisse theils eine andre Form annehmen, theils

von selbst aufhören, um andern Platz zu machen;

muß man dann müßig und ruhig abwarten, was

sich von selbst gebähren und gestalten wird, was

unbekannte urid unberechnete Ursachen herbeifüh¬

ren können, oder giebt es Grundsähe, nach wel¬

chen die Masse der Menschen, und besonders die

Regierenden, beurtheilen können und sollen, welche

Formen veraltet sind, welche neue Normen und

Gesetze aufgestellt werden müssen, und nach wel¬

chen diese Veränderungen mit Besonnenheit und

Freiheit wirklich eingeführt werden können?

Zm ersten Fall existirt keine Staatswissen¬

schaft, wie wir es schon gesagt haben, sondern

nur ein Wissen, ein rein historisches von dem was

in einem gegebenen Momente Statt findet. Im

zweiten Fall existirt in der That eine Staatö-

wissenschaft, und man muß das Princip ausfin¬

dig machen, nach welchem der jedesmalige Zu¬

stand der Gesellschaft in Hinsicht seiner Zweckmä¬

ßigkeit beurtheilt und abgeschäht, nach welchem die
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fortschreitende Bewegung des Staats geleitet, und
der Entwickelungs - Proceß desselben mit Einsicht

befördert werden kann.

Daß die erste Voraussetzung, nach welcher

es keine Staatswiffenschaft geben würde, von allen

Denkenden verworfen werden muß, leidet keinen

Zweifel. Ohne eine solche Wissenschaft würde

die Vergangenheit, wo nicht unerklärt, doch un¬

gerechtfertigt dastehen; die Gegenwart würde nicht

gehörig angebauet, noch die Keime spaterer'Zei¬

ten in sie niedergelegt, und die Zukunft dem blin¬

den Zufall oder der noch blindem physischen Ge¬

walt überlassen und Übermacht werden. Sonder¬

bar genug, wenn es hier allein keine strengen

Grundsätze gäbe und man nach Normen der Zu¬

kunft weder die Rechtmäßigkeit der bürgerlichen

Gesellschaft noch die Zweckmäßigkeit ihrer steten

Entwickelung fest begründen könnte.

Die zweite Voraussetzung ist also die einzi¬

ge, von welcher man ausgehcn kann und ausge-

hen muß.

Staatswisserrschaft aus Prineipien.

Zm Reiche der Freiheit (und die Staaten,

als Vereine freier und vernünftiger Wesen, sind

unstreitig Haupt-Provinzen dieses schönen Reichs)

darf man sich nicht auf Naturnothwendigkeit, auf

reine Thatsachen, auf physische Gewalt, weder
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berufen noch beziehen. Bloße Naturnothwendig-

keit kann da nicht Statt finden, wo alles sich so

verschiedentlich und auf so mannichfaltige Art ge¬

staltet hat und noch täglich gestaltet, wo unter

unseren Augen Einsicht und Absicht, Willkühr

und Wille, so viel zerstören und schaffen. Tatsa¬

chen, wenn von Menschen die Rede ist, sind im¬
mer Thathandlungen. Sind sie das, so kann

auch geforscht werden, nach welchen Grundsaßen

die Handlungen geschehen sind, oder hatten ge¬

schehen sollen. Waren sie nicht Thathandlungen,

und hätten die Thatsachen des Menschen densel¬

ben Charakter, als die Thatsachen der Natur, so

ließe sich auch in Hinsicht des Staats nichts an¬

deres sagen, alS: was ist, ist, und wenn man mit

dem, was ist, nicht zufrieden wäre, ruhig abwar-

ten, bis der Lauf der Zeit etwas anderes herbei

führte. Die überwiegende physische Gewalt, die

oft allein in späteren und in früheren Zeiten die

Staaten zusammengehalten hat, kann wohl er¬

klären, wie und warum sie nicht zusammengefallen

sind, aber eben so wenig ihr Leben befördern, als

ihre Rechtmäßigkeit begründen. Denn physisches
Können und moralisches Dürfen werden im¬

mer himmelweit von einander verschieden seyn,

und das letzte wird nie aus dem ersten abgeleitet
werden.

Um der Würde der menschlichen Natur nichts
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zu vergeben, um die Freiheit und die Vernunft

mit der bürgerlichen Ordnung zu versöhnen, muß

man also die Rechtmäßigkeit derselben aus der

Freiheit und der Vernunft selbst dcduciren. Der

Ursprung der Staaten mag gewesen seyn, wel¬

cher man wolle, wie die Bedürfnisse und die Um¬

stände ihn mit sich gebracht haben; so muß man,

wenn in der Idee über den Ursprung und die

Natur der Staaten nachgedachk wird, diesel¬

ben nach Grundsätzen erörtern, die da bewei¬

sen, daß vernünftige und freie Wesen solche

Vereine nicht allein schließen dürfen, sondern

schließen sollen. Wie auch der jetzige Zustand der

Staaten beschaffen seyn mag, so müssen Princi-

pien vorhanden seyn, nach welchen die Zweckmä¬

ßigkeit oder die Unzweckmäßigkeit dieses Zustandes

beurtheilt und abgeschätzt werden kann, um im

erster» Fall diesen Zustand zu erhalten und zu

sichern, im andern, denselben zu verbessern.

Die Idee des Zwecks des Staates kann

nur allein beides geben, nemlich die Grundsätze,

aus welchen man die NechtmäßigkeiL solcher Ver¬

eine, und ihre Zweckmäßigkeit ableitet.

Die Menschen, wie wir es gesehen, haben

gegen einander Zwangsrechte und Zwangspflichten,

welche die wechselseitigen Gränzen der Freibeit

eines jeden Einzelnen sind. Ein jeder Mensch hat

Zwangsrechte; wo diese für Einen anheben, hört die
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Freiheit der Andern auf, und diesen Rechten ent¬

sprechende Zwangspflichten treten für sie ein. Nur

vermittelst dieser Wechselwirkung kann die Frei¬

heit Aller gedacht werden.

Allein, damit dieselbe nicht bloß gedacht, son¬

dern unter lebendigen Formen in die Wirklichkeit

eintrete, muß in der sinnlichen Welt, wo die
Menschen sich berühren, bedrohen und täglich

verletzen können, eine zwingende Gemalt statt fin¬

den, die den rechtmäßigen Zwang, der schon in

der Idee mit dem Rechte verbunden ist, in der
That ausübe.

Diese Gewalt kann nie auf eine dauerhafte

Weise in dem einzelnen abgesonderten Menschen
gegen die Angriffe anderer seines Gleichen als

eine genügende Schuhwehr gedacht werden. Eine

solche Gewalt eines Einzelnen kann der Gewalt

Einiger überlegen seyn, aber nie der Gewalt Aller

und auf immer. Sie kann nie demjenigen, der

sie besitzt, Sicherheit gewähren, und könnte sie

es, so würde sie eben dadurch in den Augen der

Anderen ihre Rechte gefährden. Die Möglichkeit

des Misbrauchs einer solchen Gewalt würde schon
dazu hinreichen.

Eine solche Gewalt kann nur in einer Ge-

sammtheit statt finden und als eine sichere Bürg¬

schaft des Rechts aus einer solchen hervorgehen.

Ich nenne hier Gesammtheit eine Verein!-
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gung von Menschen, die ihre Kräfte zusammen-
thun, so eine Masse bilden, die der Kraft eines

jeden Einzelnen überlegen ist, und in einer sol¬
chen Vereinigung allein den gehörigen Schuß

ihrer Rechte suchen und finden können.
Da ein jeder Mensch als vernünftiges und

freies Wesen wollen muß, daß in Ermangelung

der inneren Freiheit die äußere Freiheit wenig¬

stens durch eine solche zwingende Gewalt gesichert

werde, so muß ein Jeder eine solche Einigung oder

eine solche Gesammtheit wollen.

Eine solche Einigung, sie mag nun aus

Millionen oder Hunderttausenden oder Hunderten

bestehen (wie ehemals in der Republik Gersau
der Fall war) die einem Gesammtwillen und

einer Gesammtgewalt folgt, wo Alle für Einen

und Einer für Alle stehen, damit die Rechte Aller

in Sicherheit gesicht werden, bildet einen Staat.

Wenn der Staat seine Gewalt blindlings,

willkührlich, ohne feststehende Norm, es sey
nun mittelbar oder unmittelbar ausübte, so würde

er nicht die Freiheit Aller beschützen, sondern die

Sicherheit Aller gefährden, oder was auf eins her¬

auskömmt, das Gefühl seiner Sicherheit einem

jeden Einzelnen benehmen.

Es müssen also Normen aufgestellt werden,
welche die Rechte und die Pflichten aller Mit¬

glieder des Staats bestimmen, festsehen, aus-
spre-
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sprechen; so wie die Art und Weise, wann und
wie man den Schuß der Gesammtheit anrufen,

auffordern und erhalten kann.

Diese Normen müssen auf eine bestimmte

und allgemeingültige Form angewendct werden;

und die einzelnen Fälle müssen unter die verschie¬
denen Normen subsumirt werden.

Endlich muß die physische Gewalt, die aus

der Gesammtheit hervorgcht, dermaßen organisirt

seyn, daß wenn der Fall der Anwendung der

Norm eintritt, auf eine kräftige, schnelle, zweck¬

mäßige Art diejenigen Handlungen erfolgen, die

um einem Jeden den nothwendigen Schuß ange¬

deihen zu lassen, erforderlich sind.

So wie in einem jeden einzelnen Menschen,

Vernunft und Wille, Verstand und Urteilskraft,

endlich Organe der Kraftäußerung zu einer jeden
Handlung nothwendig sind, so auch im Staate.

Die Einheit der moralischen Person der Gesell,

schaft liegt, so wie d»e Einheit des einzelnen In¬

dividuums, in der gehörigen Zusammenstimmung

der einzelnen Vermögen. Die Vernunft, die in

dem Staate das allgemein bindende aufstellt, ist
die gesehgebende, oder die souveräne Gewalt.

Der Verstand, der das allgemeine auf die beson¬

deren Fälle anwendet und Urtheile ausspricht,
ist die richterliche oder verwaltende Gewalt. Das

C
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Organ der Kraftäußerung, welches die Urtheile

vollzieht, ist die ausführende Gewalt.

Beide letzteren, als der Vernunft, oder der

gesetzgebenden Gewalt, untergeordnet, erhalten von

ihr nicht allein ihre Norm, sondern ihre bestimm¬

ten Formen und ihre wechselseitigen Verhältnisse

zu einander.

So wie bei dem einzelnen Wrenschen das

unterscheidende, karakteristische, höchste, die Ver¬

nunft ist, so im Staate die gesetzgebende Gewalt.

Sie ist in ihm das Princip des Lebens, sie bil¬

det das Wesen der bürgerlichen Gesellschaft, von

ihr geht alles aus, was zur Sicherstellung und

Erhaltung der Freiheit als nothwendig erkannt

wird.

Die gesetzgebende Gewalt stellt einen Willen

auf, der alle Mitglieder der Gesellschaft binden,

und der ihnen allgemeingeltend erscheinen soll. Nicht

daß dieser Wille in der That der Wille Aller

und eines Jeden wäre, sondern er muß, wenn der

Staat bestehen soll, von Allen befolgt werden, als

wäre er der Wille Aller und eines Jeden.

Der Staat hat dieses mit allen moralischen

Personen, mit allen gesellschaftlichen Vereinen,

welcher auch ihr Zweck seyn mag, gemein. Denn

in einer jeden Verbindung mehrerer Menschen zu

irgend einem Zweck, müssen Mittel bestimmt wer¬

den, einen Willen als Norm aufzustellen, der in
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dem immer anzunehmenden Fall, wo der Wille

der Einzelnen nicht übereinstimmend wäre, den

Willen der Einzelnen überwiege, beherrsche, und
was zu thun oder zu lassen sey, ausspreche. So

entscheidet in den meisten gesellschaftlichen Verei¬

nen zu gemeinschaftlichen Zwecken, die Mehrheit
der Stimmen.

Eine bestimmte Art, die, wenn auch noch so

einfach, doch immer künstlich ist, einen allgemei¬

nen Willen auszumitteln und aufzusiellen, bildet

also das Wesen eines jeden menschlichen Vereins.

Nur in der Familie hat die Natur allein diese

Art bestimmt. Allein in allen andern gesellschaft¬

lichen Verbindungen ist diese Einheit ein zwar

künstliches Erzeugniß, aber die erste nothwendige Be¬

dingung ihres Daseyns. Wäre eine solche nicht

vorhanden, so würde sich keine Verbindung gestal¬

ten können, oder, dem Scheine nach gestaltet, sich
sogleich wieder auflösen.

Was das Wesen oder das Grundprincip einer

jeden menschlichen Verbindung ausmacht, macht

auch das Wesen oder das Grundprincip der wich¬

tigsten und umfassendsten aller Verbindungen, des

Staats aus. Der Staat fängt erst an zu existireN/

da wo eine gesetzgebende Gewalt in einem mensch¬

lichen Verein, auf die eine oder die andre Akt orga-

nisirt/ die Norm des allgemeinen Willens ausspricht.

Wenn der Staat vorhanden ist/ hebt die Nation
C 2
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an. Bis dahin giebt es Völkerschaften, durch

Verwandtschaft des Ursprungs, der Sprache, der

Religion verbunden, aber keine Nation im stren¬

geren Sinn des Wortes. Aus solchen Völker¬

schaften können mehrere Staaten, mehrere Na¬
tionen hervorgehen, so wie es der Fall mit den

Staaten Germanischen oder Slavischen Ursprungs

ist. Allein könnte man dieselben sich in einem

ganz ungebundenen Zustand denken, so würden sie
in einem solchen auf den Namen von Nation

keine Ansprüche machen können.

Die gesetzgebende Gewalt, oder die Gewalt

die Norm des allgemeinen Willens aufzustellen, beißt

die Souveränität, weil außer dem Gesetze und

dem Willen Gottes, über dieses Gesetz und diesen

Willen nichts gehet, noch gehen soll.

Man nennt auch wohl die Souveränität

den Souverän. Allein es wäre ein großer Jrr-

thum oder ein geflissentlicher Mißgriff, so oft
in einer solchen Untersuchung vom Souverän

die Rede ist, sich eine bestimmte Art von Sou¬

veränität, z. B. die monarchische Einheit der Per¬

son, zu denken, und ausschließlich auf sie anzuwen¬

den, was im Allgemeinen von der Souveränität

gilt, und nur von ihr gesagt werden kann.

Diese Souveränität, aus welcher alle andere

Gewalten sich ergeben, die als Grundstein des

ganzen Staats alle Gesetze und alle gesetzmäßi-
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gen Einrichtungen trägt, kann auf verschiedene

Art gedacht und verwirklicht werden. Sie kann

aus der Majorität der Mitglieder der Gesell¬

schaft hervorgehen, oder den Mächtigem, Edlern,

Reichern inwohnen, oder in einer einzigen physi¬

schen Person ihren Sitz haben, oder die Zusam¬

menwirkung dieser drei Formen voraussehen; allein

unter allen diesen Formen behält sie immer den¬

selben wesentlichen Karakter. Immer ist sie der

Grund des Daseyns, das Bindungs- und Ein-

Heits-Princip des Staats, welches die Einzelnen,

die Elemente des Staatskörpers, zusammenhält:

Nichts gehet über sie in demselben, und sie stehet

über alles. Sie kann getheilt oder ungetheilk

seyn, und im ersten Fall werden die Theile, aus

welchen sie zusammengesetzt ist oder hervorgehet,

sich wechselseitig beschränken. Aber aufgefaßt in

ihrer Totalität, in ihrer Einheit, wird sie immer

unbeschränkt erscheinen, denn die Gewalt, welche

den Souverän beschränken würde, wäre der wahre
Souverän.

Wenn ich sage, daß die Souveränität ihrer

Natur nach immer unbeschränkt gedacht werden muß,

so will und kann ich nur damit sagen, daß' sie

in den Verhältnissen und für die Handlmrgen,

die allein ihr rechtmäßiges Gebiet bilden und bil¬

den können, unbeschränkt scy, nicht daß diese

.höchste Gewalt in den menschlichen Dingen auch
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auf alle Verhältnisse und alle Handlungen, die
im Staate sich ereignen, ausgedehnt werden könne

und solle.

Aus der obigen Deduction folgt, daß der

Zweck des Staats kein anderer sey, als der, durch

gesetzmäßigen Zwang die Freiheit Aller zu beschü¬

tzen; so seht ihn die vernünftige und freie Natur

des Menschen fest, so hat ihn die Nokhwen-

digkeit der Bedürfnisse dem Menschen eingegeben,

bevor die erwachte und mündige Vernunft ihn
deutlich dachte und bestimmt aussprach. Vermit¬

telst positiver Gesetze, welche die Zwangsrechte und
die Zwangspflichten eines Jeden und Aller auf¬

stellt, vermittelst einer positiven Gewalt, welche sie
Alle umfaßt und sie Alle schützt, soll der Staat
einen wirklichen mit Kraft bewaffneten Rechtszu¬

stand unter die Menschen einführen.

Indem die äußere Freiheit eines Jeden gegen

Alle, und Aller gegen einen Jeden gesichert wird,

kann allein die innere Freiheit belebt und der

Entwickelungsprozeß aller Kräfte und aller Vermö¬
gen der Menschen fortschreitend von statten gehen.

Der ersten oberflächlichen Ansicht nach, scheint

zwar dieser Zweck des Staats ein rein negativer

zu seyn. Allein diese anscheinende Negativität

seht eine große positive Thätigkeit voraus. Die

zweckmäßigsten Gesetze, die der Freiheit der Ein¬

zelnen nur die nothwcndigen Opfer auflegen, und
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dieselbe weder zu wenig noch zu viel beschränken,

die schnelle, unparteiische, verständige Anwendung
dieser Gesetze auf alle einzelnen vorkommenden

Fälle, die Organisation einer hinreichenden Macht,

um die äußern und inneren Gefahren von der

Freiheit abzuwenden und denselben vorzubeugen,

es sey durch Abwehrung oder Bestrafung ihrer

Feinde; die Bestimmung des Theils des Natio¬

nal-Einkommens, der zur Herbeischaffung dieser

Mittel erforderlich ist; die Benutzung und haus¬

hälterische Verwendung desselben: wie viel posi¬

tive Thätigkeit, stete Einwirkung, mannigfaltige

Einrichtungen setzen alle diese Gegenstände nicht

voraus, wenn sie sich gehörig gestalten und in

einem immer vollkommneren Werden begriffen

bleiben sollen.

Aber ^o viel Positivität auch erforderlich ist,
um den negativen Zweck des Staats zu erreichen; so

wird doch durch den Begriff dieses negativen Zwecks

die Souveränität begränzt und beschränkt. Zn

den Gränzen L^s Umkreises, den dieser Zweck um

sie beschreibt, ist freilich in intensiver Hinsicht die

Souveränität unbeschränkt, und kann alles gebie¬

ten und verbieten, was dieser Zweck erfordert,

und alle Mittel anordnen, die zu ihm führen

können. Aber es wäre ein eben so großer als

gefährlicher Jrrthum, zu wähnen, daß in exten¬

siver Hinsicht die Souveränität sich im Staate



Aphorismen4 «
über alles ausdehnen und erstrecken soll; daß alles,
was durch menschliche Kraft bewirkt und erzielt
werden kann, daß alles was Vernunft und Frei¬
heit fordern oder erschaffen können, zu ihrem Ge¬
biete gehöre, und daß sie über alles unbegränzk
und unbeschränkt schalten und walten könne.

Zuvörderst, da die Souveränität durch den
Zweck des Staats bedingt ist, da ihre Rechte
nur aus ihren Pflichten hervorgehen, und diese
Pflichten in der Beschühung der Rechte und der
Freiheiten Aller bestehen, so kann die Souveräni¬
tät nie rechtmäßig über den rechtmäßigen Besitz¬
stand willkührlich verfügen, und anstatt alle Ver¬
träge und alle wohl erworbenen Rechte unverletzt
und ungestört zu erhalten, dieselben nach Be¬
lieben aufheben, auflösen, vernichten, und die Be¬
fugnisse, die aus diesen Verhältnissen früherer
Zeiten hervorgegangensind, ohne weiteres eigen¬
mächtig vertilgen. Nur wenn die allgemeine Frei¬
heit und Sicherheit solche Opfer erheischt, und
der nothwendige Zweck, zu welchem sich die Sou¬
veränität selbst als erstes nothwendiges Mittel
verhält, die Aufhebung wohl erworbener Rechte
fordert und eine eingreifende Veränderung des
feststehenden Besitzes, der obersten Gewalt gewis¬
sermaßen auflegt, kann eine solche furchtbare
Maaßregel genommen und durchgeseht werden.
Allein dieser Fall ist ein seltener. In der Regel,
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wenn veränderte Verhältnisse es wünschenswerth

machen, daß die aus den früheren Verhältnissen

entstandenen Rechte abgeschafft werden, um ande¬

ren Plah zu machen, muß dieses durch ein ver¬

ständiges, freiwilliges Aufgeben derselben von den

Beeinträchtigten selbst, geschehen, und wenn wirk¬

lich das allgemeine Wohl auf eine einleuchtende

Art ein solches Aufgeben fordert, wird es von
selbst Statt finden.

Ferner, es wäre eben so gut den Zweck des

Staats verkennen und falsche Begriffe von der

Natur der Souveränität haben, wenn man ihr,

unter dem schwankenden, unbestimmten und un¬

bestimmbaren Begriffe des allgemeinen Wohls,

die Pflicht auflegen wollte, alle Kräfte und alle

Vermögen der Menschen in Anspruch zu nehmen,

alle möglichen, rechtmäßigen Anwendungen und

Wirkungen derselben nicht allein zu beschützen,

sondern hervorzubringen, zu leiten, zu entwickeln,
zu erziehen, und gewissermaßen die Souveränität

zur alleinigen Machthaberin der ganzen morali¬

schen Welt zu machen. Wenn man ihr solche

unermeßliche Verpflichtungen auflegt, so muß

man ihr auch ein eben so unbeschränktes Recht

einraumen, und diese Idee, die Viele heut zu Tage

dem Staate unterlegen, führt zu dem schrecklich¬

sten Despotismus. Wäre sie der Wahrheit ge¬

mäß, und könnte sie je in die Wirklichkeit ein-
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treten; so würde vermittelst derselben in der so¬

genannten moralischen Person des Staats alle

Persönlichkeit des einzelnen Menschen untergehen.

Noch mehr, bei einer solchen riesenhaften

Aufgabe, bei der unnatürlichen Anhäufung aller

Kräfte, aller Rechte, aller Thätigkeitömittel, bei

dieser allgemeinen Enterbung um einen Einzigen

oder die Gesammtheit über die Maßen zu bereichern

'—wenn es auch möglich wäre, daß der Despotismus,

das heißt der Mißbrauch der uneingeschränkten Ge¬

walt, nicht Statt fände >— so würde doch durch eine

so gestaltete Souveränität das Böse nicht verhin¬

dert, das Gute nicht befördert, das zweckmäßigste

nicht gewählt, und die allgemeine Entwickelung
nicht von Statten gehen. Der Ackerbau, die

Gewerbe, der Handel, die Religion, die Wissen¬

schaften, die Künste, mit einem Worte, die Cul-

tur, gedeihet weit besser, wenn der Staat sich

auf den rechtmäßigen Schuß der Freiheit be¬

schränkt, und der Freiheit allein überläßt, das

weitere zu thun. Dann werden die Bedürfnisse

eines Jeden seine Thätigkeit wecken, derselben ih¬

ren wahren Wirkungskreis anweisen, und in die¬

sem das Beste Hervorbringen. Ein Jeder wird

zwar nur einen kleinen Theil der Sphäre der

menschlichen Thätigkeit kennen, übersehen, bear¬

beiten, allein in diesem kleinen Theil wird seine

Intelligenz, von seinen Bedürfnissen in Bewegung
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gesetzt, durch die Beschränkung seines Gesichtskrei¬

ses selbst geschärft, alle Einzelheiten, die sich auf

seinen Zweck beziehen, wahrnehmen und gehörig

benutzen. Da wo eine zweckmäßige Unternehmung

die Intelligenz und die Kräfte der Einzelnen über¬

steigt, werden die Einzelnen zusammentreten, und
es werden sich zu allen heilsamen, schönen Zwe¬

cken Verbindungen bilden, welchen das freiwillige

Zusammentreten eine ganz eigenthümliche Kraft

verleihen wird. Hingegen, wenn der Staat, ver¬

möge einer zu großen Ausdehnung der Gewalt

der Souveränität, alles in Beschlag nehmen,

Alles in Allem seyn will, so wird die Regierung

aus dem allgemeinen, hohen Standpunkt, den sie

einnimmt und nothwendig einnehmen muß, die

Localitäten und die Einzelheiten ignoriren oder

verkennen, wahre National-Bedürfnisse, die von

ihr unbemerkt sich gebildet haben, unberücksichtigt

lassen, und für andere eingebildete Bedürfnisse,

die sich nicht im Volke offenbaren, sorgen und

arbeiten, mit einem großen Aufwand von Kraft

und Geld wenig leisten, und, statt die Freiheit zu
beleben, dieselbe lähmen.

Der Zweck des Staates giebt uns also über

die Natur und den Umfang der souveränen Ge¬

walt die besten Aufschlüsse. Zn intensiver Hin¬

sicht ist dieselbe unbeschränkt; in extensiver Hinsicht

ist sie in bestimmten Schranken eingeschlossen.
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Die souveräne Gewalt giebt Gesetze. Sie

bestimmt und spricht aus, das, was geboten und

verboten werden muß. Sie bestimmt auch zugleich

die Zusammensetzung, den Zusammenhang, die

Vorrichtungen und den Wirkungskreis der ver¬

schiedenen Organe des Staatskörpers.

Sie hat das Recht, in den Gesetzen und in

den Organen derselben alle die Abänderungen zu

treffen, welche die innere und äußere Sicherheit

des Staats erfordert, damit durch strenge Hand¬

habung der Gerechtigkeit, die-Freiheit Aller geret¬
tet werde.

Nun frägt es sich heut zu Tage in allen

Ländern, und auf alle Arten und Weisen, welche

Formen müssen die Organe des politischen Le¬

bens erhalten, damit der Zweck des Staats sicher
erreicht werde?

Es läßt sich nicht auf diese allgemeine Fra¬

ge eine allgemeine Antwort geben, weil diese Frage

in ihrer Allgemeinheit keinen bestimmten Sinn hat.

Ein jeder Staat hat seine Individualität. Dieselbe

gehet aus der Totalität seiner physischen und mo¬

ralischen Verhältnisse hervor. Diese Individua¬

lität allein muß befragt werden, wenn man von

der Zweckmäßigkeit der Verfassung, der Verwal¬

tung und der Gesetze eines Staats urtheilen will.

Es existirt keine absolute Zweckmäßigkeit, sondern

immer nur eine relative. Allein, wenn man den
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Zweck der bürgerlichen Gesellschaft unverrückt in

die Augen faßt, und ihn zu einer jeden Zeit mit

der Vergangenheit und der Gegenwart eines ge¬

gebenen Staats, mit der Totalität der Verhält¬
nisse und der Localitäten, die er darbietet, zusam¬

menhält, besitzt man einen sichern Maassiab, um
die Verfassung und die Gesetze eines jeden Volks

zu beurtheilen.

Im Allgemeinen lassen sich aus dem gemein¬

samen Zweck aller bürgerlichen Gesellschaft nur

folgende Satze mit der größtmöglichen Sicherheit

und Allgemeinheit ableiten.

Die Gesetze eines Staats sind nur dann

zweckmäßig, wenn sie eine möglichst strenge Aus¬

gleichung der Interessen aller Stande und Klassen

der Gesellschaft aufftellen. Aus einer solchen Aus¬

gleichung gehet das allgemeine Interesse, oder das
Interesse des Gemeinwesens hervor. Ein Jeder

bringt demselben Opfer, aber ein Jeder erhält auch

Opfer von den anderen, und so wird keiner auf¬

geopfert, sondern vermittelst dieses wechselseitigen

Empfangens und Gebens werden die Rechte Aller

nicht allein beschützt, sondern auch noch erweitert,

und aus dieser wechselseitigen Beschränkung und

Ausdehnung geht die bürgerliche Freiheit hervor.

Die Gesetze tragen nur dann den Charakter

der höchsten Zweckmäßigkeit, wenn die Formen

der Gesetzgebung Vielseitigkeit der Einsichten
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und Berücksichtigung aller Interessen mit sich

bringen.

Alle Interessen werden nur gehörig erkannt

und erwägt, wenn sie gehörig zur Sprache ge¬

bracht und vertreten werden.

Eine auf diese Verschiedenheit der Inte¬

ressen sich gründende Organisation der gesetzgeben¬

den Gewalt giebt das sicherste Mittel ab, um zu

diesem Zweck zu gelangen.

Der Antheil, den die verschiedenen Stände

an der Gesetzgebung haben, es sey mittelbar oder

unmittelbar, bestimmt den Grad der politischen

Freiheit eines Volks.

Die politische Freiheit verhält sich also zur

bürg rlichen, wie das Mittel zum Zweck. Die

erste hat nur Wichtigkeit und Werth, in so fern

sie die zweite sicher beschützt und verbürgt. Nur

in so fern die politische Freiheit die Vernunft¬

mäßigkeit der Gesetze, ihre richtige Anwendung

und ihre kräftige Ausführung herbeiführt, kann

dieselbe als nothwendige Bedingung des öffentli¬

chen Wohls und als ein Haupt-Element des Le¬

bens der Gesammtheit erscheinen.

Die Gesetze werden um so richtiger und ge¬

rechter auf die einzelnen besonderen Fälle ange¬

wendet, je unabhängiger von dem Einzelnen, wie

von der souveränen Gewalt, die richterliche Ge¬
walt constituirt wird.
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Die Gesetze werden um so schneller, sicherer

und kräftiger auf eine die Freiheit schützende Art

vollzogen und ausgeführt, je mehr die vollziehende
und verwaltende Gewalt einerseits Concentricität

und Einheit haben, andrerseits die Verwaltung

die höchste Vereinfachung und die größtmögliche

Theilung erreichen wird. Allein beides wird in

gleichem Maaße verfehlt, wenn man Einheit mit

Centralisation, und Mannigfaltigkeit der Formen

mit Divergenz der Grundsätze verwechselt.

Alle Zeiten, die Vergangenheit, die Gegen¬

wart und die Zukunft, bilden in einem jeden

Staate ein unzertrennliches Ganze, und die Ge¬

schlechter, welche von einander die Gesellschaft

erben, sie sich wechselseitig übermachen und die

große Entwickelung derselben mit einer ununter¬

brochenen Stetigkeit befördern, sind solidarisch ver¬

pflichtet, das Werk der Jahrhunderte zu erhalten

und zu vervollkommnen. Die Gegenwart kann

nur für die Zukunft bauen, indem die Vergan¬

genheit ihr die Grundlage der Arbeit darbietet.

Die Gegenwart muß immer zugleich rückwärts

und vorwärts schauen, und nur dann wird sie

eine heilbringende Zukunft gebähren, wenn sie die

Überlieferungen der Vergangenheit gehörig wür¬

digt und benutzt.

Daraus ergiebt sich schon, daß Revolutionen,

die in einem gewaltsamen Zerreißen der Stetig-
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seit des Lebens des Staats bestehen/ eben so ver¬

derblich, als Reformen, die ein Anknüpfen neuer Fä¬

den an das Bestehende herbeiführen, heilsam sind.

In dem EntwickelungSproceß des Staats muß

alles eine geschichtliche Wurzel haben, um ge¬

schichtliche Früchte zu tragen. Allein, da das Le¬

ben des Staats nicht eine bloße Folge von Be¬

gebenheiten, sondern eine Folge von Begebenhei¬

ten und auf dieselben sich beziehender Handlungen

ist, da das Geschehene ein gewisses Schaffen mit

sich bringt, und das Schaffen sich auf das Ge¬

schehene gründen soll; so müssen die Ideen und

die Thatsachen sich wechselseitig die Hand bieten,

die Principien und die Geschichte müssen sich

durchdringen. Bei einer jeden Neuerung muß

der Staatsmann die Zeichen der Zeit befragen,

und diese sind immer Thatsachen, die aus der

Vergangenheit hervorgehen und sich in der Ge¬

genwart offenbaren. Aber wenn die Zeichen der

Zeit auf Neuerungen hindeuten und neue Gestal¬

tungen fordern, muß der Staatsmann die Prin-

cipien befragen, und die abzuschaffenden Formen,

so wie die einzuführenden, mit dem Zwecke des

Staats zusammenhalten, um über beide ein ge¬

sundes und vollwichtiges Urtheil zu fallen.

Ueber



Formen des Staats.



a. M

S-.



Die Staats-Formen im Allgemeinen.

^Hn der sinnlichen Welt hat jede Kraft ihr be¬
sonderes Organ, vermittelst dessen sie in das

äußere Leben tritt/ und sich der Wahrnehmung
offenbart.

Die Natur des Organs bestimmt die Natur

her Aeußerungen der Kraft. Die Organe sind

die Formen, unter welchen die Kraft erscheint.

In wie fern die verschiedenen Organe, durch

welche die Kraft sich verkündet, Zusammenhän¬

gen, sich wechselseitig voraussetzen, und ein Ganzes

bilden, sagt Man, daß das Ganze eine Consti¬
tution hat.

Was die Kräfte in der sinnlichen Welk, sind
die Gewalten in der politischen.

Wie die Kräfte die Bestandtheile/ aus wel¬
chen die Einheiten oder die Individuen der Na¬

tur zusammengesetzt sind, verbinden und ver¬
schmelzen: so halten die Gewalten allein die Ein¬

heiten, aus welchen die menschliche Gesellschaft
besteht, zusammen.

Die Gewalten des politischen Körpers sind:
D 2
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die Gesetzgebende; die Richterliche und die Verwal¬

tende; die Ausführende oder Vollziehende.

Nemlich: die politische Vernunft, welche das

Allgemeine als Gesetz ausspricht; der Verstand,

der das Allgemeine auf die einzelnen Fälle anwen¬

det; die Macht, welche das Urtheil in die Wirk¬

lichkeit übergehen läßt und in eine Handlung ver¬

wandelt.

So wie die Kräfte in der Natur der Organe

bedürfen, so bedürfen die Gewalten in der poli¬

tischen Welt gewisser Formen, um sich zweckmäßig

zu äußern.

Diese Formen müssen der Natur und der

Thätigkcit der Gewalten angemessen seyn, so wie

diese Gewalten selbst dem Zweck der bürgerlichen

Gesellschaft entsprechen müssen. I

Die Formen und die Gewalten üben einen !

wechselseitigen Einfluß auf einander aus. Die ?

Formen ertheilen den Gewalten eine eigene Norm; ,

die Gewalten geben den Formen eine eigene Rich- !

tung. >

Allein, da diese Gewalten immer von Men-

sehen ausgehen, oder in den Händen von Men- ^

schen sich befinden, so hat der Geist, der die Ge¬

walten beseelt, eine belebende oder lähmende Wir¬

kung auf die Formen; er vermag weit mehr über

sie als sie über ihn vermögen, er verhält sich zu
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ihnen ungefähr wie die Genialität zu den Regeln
der Kunst.

Die Menschen, welche die Gewalten im po¬
litischen Körper oder im Staate besitzen und hand¬
haben, sind also immer das wichtigste. Die For¬
men sind nur wichtig, in wie fern sie entweder
tüchtige Menschen zur Verwaltung der Gewalt
bilden; oder dafür sorgen, daß die tüchtigsten im¬
mer an das Ruder gestellt werden; oder ihnen den
wahren Weg vorzeichnen; oder sie. von Abwegen
zurückhalten.

Formen,, welche der gesetzgebenden Ge¬
walt den Weg zu vernunftmäßigen Gesetzen öff¬
nen und bezeichnen, und ihr die zu solchen Gesehen
nöthige Ruhe,. Besonnenheit, Vielseitigkeit er-
theile.n; Formen, welche die richterliche Ge¬
walt vor falschen. Urtheilen, leidenschaftlicher
Parteilichkeit, tödtender Langsamkeit und über¬
eilter Schnelligkeit am besten bewahren; Formen
welche, in Hinsicht der Verwaltung, Einheit
der Grundsätze, Einfachheit des Verfahrens und
die gehörige Theilung in sich vereinigen; For¬
men, welche der vollziehenden Gewalt, Nach¬
druck ohne Druck, Kraft zum Guten, Unvermö¬
gen zum Bösen, Thätigkeit und Maas verleihen,
sind unstreitig die zweckmäßigsten Formen, denn
sie verbinden Sicherheit und Freiheit: sie beschützen
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das Recht/ welches allein Freiheit bedingt, und die

Ordnung, ohne welche keine Sicherheit denkbar ist.

Allein dies Ideal der zweckmäßigsten Formen

leidet, wie alle Ideale, Beschränkungen, sobald es

in die Wirklichkeit eintritt, oder vielmehr mit der

Wirklichkeit vermählt wird. Es ist schwer, wo

nicht unmöglich, die verschiedenen Zwecke, die ver¬

mittelst solcher Formen erzielt werden sollen, und

die sich zum großen Zweck des Staats wie Mit¬

tel verhalten, alle in gleichem Grade zu erlangen,

und dieselben in eine dauerhafte Harmonie zu brin¬

gen. Was die Kraft der Regierung beleben und

beflügeln soll, kann sehr leicht in Tyrannei aus-

arten. Was die Kraft der Regierung beschrän¬

ken soll, kann eben so leicht ihre Thätigkeit läh¬

men. Alle Formen, welche Vielseitigkeit der Be-

rathung und umsichtige Beleuchtung der Geseh-

vorschläge mit sich bringen, können der Handlung

in den wichtigsten Momenten das rasche, durch¬

greifende, fortreißende entziehen, welches allein

den Staat in äußeren Gefahren retten würde.

Hingegen alle Formen, welche der Regierung in ?

ihrem Wirken Einheit und Schnellkraft und ein !

strenges Gebieten über alle Mittel, die zum Zweck

führen können, einräumen, können sie zu vor- >

schnellen, unbesonnenen, ungerechten Handlungen ^
verleiten. i

Die Geschichte aller Staaten beweist, daß es
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das schwierigste aller Probleme ist, die verschie¬

denen Gewalten in Einklang zu bringen, ihnen

allen die nöthige Kraft und das nöthige Maas

zu geben, dieselben in ein organisches Ganze zu

verwandeln. Es kostet Mühe, sie alle zu berücksichti¬

gen, in Verhaltniß zu einander zu stellen, dermaßen

zu verbinden, daß eine jede von ihnen ihre Ver¬

richtungen thun könne, ohne den andern Abbruch

zu thun, und daß, indem eine jede, den ihrem Zweck

nothwendigen Grad von Lebendigkeit erhält, das

allgemeine Leben des politischen Körpers befördert

werde.. Hingegen ist es ein eben so leichtes als

verderbliches Werk, die eine Gewalt einseitig und

mit Vorliebe zu bereichern und den andern da¬

durch ihr Geschäft wo nicht unmöglich zu machen,

doch zu erschweren. Durch die Sonderung und die

Eigenthümlichkeit der Gewalten werden gewisser¬

maßen, die Strahlen, der Macht gebrochen oder

getheilt.. Allein die politische Kunst erfordert,

daß diese Brechung nach solchen Gesehen und

durch solche Mittel bewerkstelligt werde, daß die

Strahlen wieder in einen Brennpunkt zusammen¬
fallen, damit die Kraft am Ende nicht verschwin¬

de, und die Wirkung nicht ganz verfehlt werde.

Die höchste Zweckmäßigkeit der Formen ist

ein Ideal, das zwar gedacht, aber nie ganz erreicht

werden kann. Wir haben schon an einem andern

Orte gesehen, daß sich keine Formen als allgemein
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gültig aufstellen lassen, obgleich die Charaktere ^

zweckmäßiger Formen sich im Allgemeinen auf-

fassen und darstellen lassen. Die Zeiten und die ^
Localitäten können hier allein den Ausschlag ge-- ^
ben. Die Größe des Staats, seine Lage, seine ^
Beschaffenheit, die Natur der physischen und mo-- !

ralischen Bedürfnisse seiner Bewohner, der Grad !

ihrer Bildung, ihr Charakter, die Vertheilung der

Arbeit, des Eigenthums und des National-Ein¬

kommens, die Verhältnisse der verschiedenen Stän¬

de, die Vergangenheit und die Gegenwart des

Volkes, sind Hauptmomente bei der Entscheidung

der Fragen, wie die Formen eines Staats sich

gestaltet haben, ob dieselben seinem' jetzigen Zu¬

stand angemessen sind, wann und wie diese For¬

men Veränderungen erhalten können und sollen.

Die Organe, welche den physischen Kräften

und den lebendigen Wesen als vermittelnde Werk¬

zeuge des Empfangens und des Handelns dienen,

reiben sich durch den Gebrauch ab, veraltern, er¬

leiden am Ende den sinnlichen Tod, und führen

den Scheintod der Kräfte herbei. Dasselbe wi- !

verfährt den Formen, welche die Gewalten beklei- !

den, und in welchen diese letzteren ihre Thätig- !

keit offenbaren. Allein da die Staaten — in ihren

Elementen zwar täglich dahinsterbend, aber durch

neue, frische Bestandtheile sich täglich erneuernd

und verjüngend — unsterblich sind, oder als unsterb- i
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lich gedacht werden müssen, so entfalten sich von
selbst aus den abgestreiften Formen, andere, bes¬

sere, zweckmäßigere, oder die Gewalten bedienen

sich der absterbenden, um sie bei Zeiten zu er¬

sehen und der Totalität der neuen National-Ver-

hältnisse mehr entsprechende Formen zu erschaffen.
Das Grund - und Bindungsprinzip des Staats

ist die souveräne Gewalt. Diese, das Ganze

als Ganzes allein zusammenhaltende Gewalt, die,

selbst über die anderen Staats-Gewalten erhaben,

alle andern aus sich hervorgehen läßt, ihnen ihre

Organe, ihre Stellung, ihren Wirkungskreis an¬

weist, kann auch dieselben, mit der nöthigen Rück¬

sicht in die Vergangenheit, mit einer richtigen

Ansicht der Gegenwart und mit Voraussicht der

Zukunft, abändern, neu gestalten, und ihnen verschie¬

dene Formen geben. Sie kann sogar, vermit¬

telst der ihr inwohnenden Vollmacht, durch verschie¬

denartige Institutionen, sich neue Organe anbil¬

den, und das Geseh, oder den allgemein gültigen

Willen, aus denselben hervorgehen lassen.

Die Souveränität oder die gesetzgebende Ge¬

walt, da sie allein das Bindungsmittel des Staats,

die Quelle aus welcher alle gesellschaftlichen Ein¬

richtungen fließen, abgiebt, entscheidet über das

Wohl und Wehe des Ganzen. Daher auch die

Formen, aus welchen sie sich ausspricht, oder

durch welche sie sich äußert, das wichtigste in der
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Staatsformenlehre zu allen Zeiten'immer geschie¬

nen hat.

Gesetzmäßiger Zwang ist der Freiheit Schuh.

Das erste Bedürfniß der Gesellschaft ist die Exi¬

stenz einer nach einer vernünftigen Norm zwin¬

genden Gewalt. Diesen Zwang übt in höchster

Instanz die Souveränität aus, indem sie die Norm

desselben auöspricht, und dessen. Form festseht.

Allein die schützende Gewalt, die alle Ge¬

fahren, welche die Freiheit bedrohen, abwehren

soll, kann selbst für die Freiheit höchst gefährlich

werden, und, statt eines heilsamen Schuhes, einen

furchtbaren Druck Hervorbringen..

Der Mißbrauch einer jeden Gewalt ist von

derselben immer zu befürchten, so wie die Abwei¬

chung einer jeden Kraft von ihrer ursprünglichen,

wohlthätigen Richtung. Beides ist und bleibt in

einer jeden Combination immer möglich..

Daher, sobald die erste Bedingung einer ge¬

sellschaftlichen Gesammtheit existirt, und also das

erste Bedürfniß Aller, vermittelst der Erschaffung

der Gewalt, befriedigt war, führten sehr frühe die

Erfahrung und das Nachdenken auf den Gedan¬

ken, der Ausartung oder dem zweckwidrigen Ge¬

brauch derselben, durch künstliche Mittel und

zweckmäßige Einrichtungen vorzubeugen.
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Bald bildeten sich, vom Drange der Zeiten

und von der Macht der Verhältnisse herbeige-

führt, diese Mittel von selbst; bald forderten sol¬

che mit Ungestüm — durch Druck erbittert, oder mit

kalter und fester Besonnenheit, durch Begünsti¬

gung der Umstände geleitet und verleitet — das

Volk und ff ine Anführer, öfters zum Unglück des

Staats; bald erschuf diese Mittel und führte sie

ein, der Souverän selbst, aus der Fülle seiner

Gewalt und aus der Fülle seiner uneigennützigen,

wohlwollenden und weisen Gesinnung.
Die verschiedenen Formen, die man im Lauf

der Zeiten ersonnen hat, oder die aus dem Lauf

der Zeiten allmählig sich herausgebildet haben,

um dem Zweck der Gesellschaft gemäß die öffent¬

lichen Gewalten zu gestalten, machen eine sehr

mannigfaltige, ja buntscheckige Sammlung aus.

Diese Formen, die Organe der Staats-Ge¬

walten, bestimmen die Constitution eines Staats;

ein Wort das viel bedeutender und dem Wesen

der Sache viel entsprechender ist, als das Wort

Verfassung. Denn das erste drückt etwas festes,

dauerndes, von der Willkühr der Menschen ge¬

wissermaßen unabhängiges aus, das andere deutet

auf etwas verfaßtes, gemachtes, das füglich anders
gemacht und abgefaßt werden kann. Nun erleidet

freilich im Laufe der Zeit, eine jede Constitution

Abänderungen und Modifikationen, allein ihr Haupt-
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charakter bleibt doch immer Beharrlichkeit und

Permanenz.

Die verschiedenen Formen des politischen Le¬

bens, die in der Welt erschienen sind, oder noch

in derselben statt finden, lassen sich alle auf eini¬

ge Hauptmittel zurück führen, die man ersonnen

hat, um die Mißbräuche, die Abweichungen der

politischen Gewalten,^ zu vermeiden, oder denselben

abzuhelfen.

Nemlich, man hat entweder die Gewalten von

einander abgesondert und völlig getrennt, oder

man hat die Amovibilität in ihrer ganzen Strenge

und im höchsten Grade auf alle Staatsgewalten

angewendet, oder man hat die gesetzgebende Ge¬

walt getheilt, und aus verschiedenen Elementen

hervorgehen lassen; oder endlich, diese drei Mit¬
tel verbindend und sie alle benutzend, ohne sich

einem von ihnen ausschließlich hinzugebcn, hat

man Trennung der Gewalten, Amovibilität und

Theilung der Souveränität, zu dem Staats-End¬

zweck zu vereinigen versucht.

Je mehr Macht eine Menge oder mehrere

Menschen besitzen, um so möglicher wird es,

daß ihre geistigen Kräfte der Ausübung einer

solchen Macht nicht gewachsen seyn werden, oder

daß ihre Leidenschaften dieser Macht eine falsche

und verderbliche Richtung geben können. Von

diesem Grundsätze ausgehend, haben mehrere Staa-
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Len-Gründer die gesetzgebende, richterliche, ver¬

waltende und vollziehende von einander getrennt,

in der Hoffnung, daß auf diesem Wege, sie die

Gefahren der Tyrannei und Anarchie von ihren

Schöpfungen entfernen würden. Allein eine scharfe

und strenge Trennung der Gewalten, ohne irgend

eine Vermischung derselben, ist eben so unmöglich,

wie die reine Absonderung der Sinnes - Organe

von einander, oder die Trennung der Geistesver¬

mögen. Man kann sie sich wohl abgesondert den¬

ken, aber sie können nicht abgesondert epistiren;

ja, handelnd, thätig, wirksam, kann man sie sich

nicht einmal abgesondert vorstellen, sondern nur

im Zusammenhänge, in enger Verbindung, in be¬

ständiger Wechselwirkung, können sie als Theile

eines Ganzen zum Leben desselben beitragen. Frei¬

lich können in der Regel Derselbe oder Dieselben,

nicht die Gesetze geben, sie auf alle besonder«

Fälle anwenden, und sie vollziehen. So verschie¬

dene Verrichtungen setzen verschiedene Organe vor¬

aus, um zweckmäßig zu geschehen. Die Vernunft

verfährt nicht wie der Verstand, der Verstand

wie der Wille, der Wille wie die bewegende Kraft.

Allein sie gehen doch aus einer und derselben Kraft

hervor, sie werden von ihr zusammen gehalten.

Unter sich verbunden, arbeiten sie sich wechselsei¬

tig in die Hand, und treffen zusammen in der

Einheit. So muß auch das Staatsvermögen oder
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die politischen Gewalten gegen einander gestellt

werden. Verschieden/ vermittelst verschiedener For¬

men wirkend und handelnd/ aber nicht vollkommen

getrennt, noch weniger einander entgegengesetzt,

müssen sie nicht allein mit der souveränen Ge¬

walt Zusammenhängen, sondern von ihr abhängig

seyn. — '

Wenn die vollziehende Gewalt nicht Theil

an der Gesetzgebung hätte, so würde sie der Ge¬

setzgebung nicht über das mögliche und thunliche,

ihre praktischen Erfahrungen mittheilen können,

Gesetze zu welchen sie nicht mitgewirkt hätte, un¬

willig und folglich schlecht ausführen, und frühe

oder spät, durch List oder durch förmliche Erobe¬

rung, das ihr unerträgliche Joch abschütteln. Wenn

die gesetzgebende Gewalt nicht über die vollziehende

und verwaltende irgend eine Art von Aufsicht und

Controlle führte, so würden die Gesetze, wie theo¬

retische Sätze, kraft- und wirkungslos dastehen,

und die vollziehende Gewalt, da sie die physische

Macht in Händen hat, sich bald unabhängig ma¬

chen. Wäre die richterliche Gewalt nicht, auf der

einen Seite, strenge gebunden durch die Normen

des ihr vorgeschriebenen Verfahrens; stände sie

nicht in der nothwendigen Verpflichtung, von den

Gesetzen in ihren Urtheilcn nicht abzuweichen;

wäre dieselbe nicht unabhängig auf der andern

Seite, so würde sie bald entweder über alles ste-
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verschlingen oder nur den mächtigen dienen.

Eine vollkommene Trennung der Gewalten, oder

der Regierung, wäre sie also auch möglich, würde die

größten Nachtheile mit sich bringen und dem Zweck der

bürgerlichen Gesellschaft gar nicht angemessen seyn.

Auch würde die Trennung nicht verhindern, daß

die souveräne oder gesetzgebende Gewalt — die doch

immer durch ihre Natur ein entschiedenes Ueber-

gewicht über die andern haben wird — sie frühe

oder spät vernichten würde, wenn sie nicht eine

gesetzmäßige Herrschaft über dieselbe ausübte, und

selbst gehörig organisirt wäre.

Das zweite Mittel, welches man häufig ver¬

sucht hat, um den Mißbräuchen und Ausartungen

der Gewalten, und vor allen Dingen den Usur¬

pationen der Einzelnen, vorzubeugen oder abzuhel¬

fen, ist die Amovibilität aller Derjenigen, welchen

die Staatsgewalten anvertraut werden, und ein

beständiger Wechsel der regierenden Personen. Man

ist dabei von dem Grundsatz ausgegangen, daß

wer nicht auf lange Zeit ein StaatS-Amt beklei¬

det oder eine Gewalt ausübt, dieselbe gegen den

Staatszweck, gegen die allgemeine Sicherheit und

Freiheit weder wenden kann, noch wenden will.

Man hat ferner behauptet, daß der Wunsch, in

seinem Amte bestätigt zu werden, den Besitzenden

zur gewissenhaften Führung desselben antreibe, daß
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die Hoffnung^ zu den höchsten Staats-Aemtern zu !

gelangen, die Anderen anfmuntere sich der Aemter '

würdig zu zeigen. Je höher der Standpunkt

eines Staatsdieners, je wichtiger und umfassen- s
der sein Geschäft, je mehr Macht mit demselben

verbunden wäre, um so mehr, meinte man irrig,

müsse man ihm diese Macht nur eine kurze Zeit ^
in Händen lassen, damit für ihn weder die Ver-

suchung, noch die Möglichkeit eintrete, diese Macht ^

zum Verderben des Staats zu benutzen. j

Allein die Amovibilität, in ihrem ganzen Um- i

fange und in ihrer ganzen Strenge auf den Staat >

angewendet, bringt die größten Nachtheile mit sich, i

Einmal, ist eine beständige und sich auf alles

erstreckende Amovibilität ein sehr ungenügender, und z

unzulängliches Mittel, das öffentliche Wohl zu be- !

gründen und eine gute Verwaltung zu bilden und i,

zu erhalten. Sie verseht das Volk in eine stete -

Bewegung, benimmt den öffentlichen Aemtern allen j

Reiz und alles Interesse, und die kaum erworbe- >

nen Einsichten der Beamten gehen für den Staat r
immer wieder verloren. Der Staat, in einer ste- i°

ten Ebbe und Fluch, ist immer hin und her be- i

wegt. Der permanente Stoff gehet ihm ganz ab. s

Das Ganze verliert an Haltung, an Persönlich¬

keit, an Kraft. Nur in der gehörigen Mischung

des beweglichen und des unbeweglichen Elements,
der Amovibilität und der Znamovibilität, bestehet -

das s
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das wahre Gcheimniß der kunstvollen Zusammen¬

setzung der Verfassungen. Auch in kleinen Re¬

publiken kann eine allgemeine und beständige Amo-

vibilität nicht füglich statt finden, wenn nicht die

Verhältnisse von der Art sind, daß ein Jeder ohne

vorheriges Studium sie fassen, und mit gleicher

Leichtigkeit in die öffentlichen Stellen eintreten

und aus denselben austreten kann.

Ferner, die Amovibilität bei den höheren wich¬

tigeren Staatsgütern, welche die meiste Macht

verleihen, und die größte Gefahr für die öffentli¬

che Freiheit mit sich bringen können, erscheint

freilich am nothwendigsten: allein die Geschichte

hat bewiesen, daß gerade das Gesetz der Amovi¬

bilität die Ehrsüchtigen angetrieben hat, den Staat

umzuwälzen, um die ihnen anvertraute Gewalt zu

behaupten, und da sie dieselbe nur behaupten konn¬

ten, indem sie sich zur Herrschaft cmporschwan-

gen und nach der Souveränität griffen, so hat

die Amovibilität die Usurpation und die Tyrannei

zu natürlichen Folgen gehabt.

Endlich, da die Amovibilität sich nie kann

auf die Souveränität erstrecken, sondern da die

souveräne Gewalt etwas bleibendes, beharrliches,
immerwährendes seyn, und auch in den reinen

Demokratien zeitlebens in denselben Händen blei¬

ben muß, so kann die Amovibilität keine Schutz¬

wehr und keine Bürgschaft abgeben gegen die
E
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Mißbrauche und die Bedrückungen, die aus der

unzweckmäßigen und widerrechtlichen Ausübung»der

gesetzgebenden Gewalt selbst entstehen können, und
sehr oft entstanden sind.

Eine sehr einfache Bemerkung ist schon hin¬

reichend, zu beweisen, daß die beiden eben ge¬

prüften Mittel, um die möglichen verderblichen

Abweichungen der alles im Staate schützenden

Gewalt zu verhüten, und sie, die alles in ge¬

setzmäßige Schranken halten soll, selbst zu be¬

schranken, wenig geeignet sind. Trennung der
Gewalten und die Amovibilität sind in allen Ver¬

fassungen, so verschiedenartig sie auch waren, ver¬

sucht worden, und haben den Zweck immer ver¬

fehlt. Man findet diese Trennung und die Amo¬

vibilität in den Demokratien, in den Aristokra¬

tien, in den Monarchien; und sie haben öfters

das Uebel, welches man entfernen wollte, herbei¬

geführt. Das souveräne Volk in den Republi¬

ken trennte und amovirte aus Eifersucht, und aus

dem Vedürfniß, bei dem häufigen Wechsel der

Gewalten, immer geschmeichelt, gehuldigt,. ja öfters

bestochen zu werden. Die Aristokraten trennten

und amovirten aus Eigennutz, damit ein jeder

bon ihnen Hoffnungen und Aussichten zu einträg¬

lichen oder ehrenvollen Aemtern haben könne.

Der Monarch trennte und amovirte öfters aus

Gunst, aus Gnade oder Ungnade, manchmal auch
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aus einer schlecht berechneten und irregeleiteten
Vervollkommnungssucht. Der Despot trennte
und amovirte vor allen Andern, aus Furcht, eine
große Gewalt lange Zeit in denselben Händen zu
lassen, und so seine eigne Gewalt geschwächt, ge¬
fährdet, vernichtet zu sehen.

Also, eine strenge und vollkommene Trennung
der Gewalten ist mit dem ersten Charakter des
Staats, als eines organischen Ganzen, mit der
Einheit, unvereinbar; und die Amovibilität in
ihrer größten Ausdehnung giebt dem Staate eine
wilde Beweglichkeit,die dem Beharrlichen und
Permanenten, welches doch das Wesen des Staats
ausmachen soll, widerspricht.

Wenn eine scharfe Trennung der Gewalten,
eine allgemeine durchgreifende Amovibilität, als aus¬
schließliches Mittel gegen die Misgriffe oder die Un¬
gerechtigkeiten der Staatsgewalt, theils unmöglich,
theils ungenügend, theils höchst gefährlich sind,
so ließen sich in der Mischung der Trennung und
der Amovibilität,wenigstens in einer 'Absonderung
der Gewalten, die nicht eine wirkliche Trennung
wäre, und in einer theilweisen Amovibilität, alle
Vortheile der einen und der andern Form ver¬
binden und den Nachtheilen beider entgehen.

Beide Formen kann man heilsam verbinden,
durch die Theilung der gesetzgebendenGewalt, und
die Wechselwirkung ihrer Elemente auf einander.

E 2
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Allenthalben wo die gesetzgebende Gewalt

.ungetheilt war, sie mochte nun in einer einzigen

Person, oder in der Versammlung aller Staats¬

bürger, oder in einem Rath der Edlen und der Vor¬

nehmen bestehen, ist der Mißbrauch derselben, wo

nicht immer wahrscheinlich, doch möglich. Auch

stehet man in der Geschichte eben so viel Bei¬

spiele von Despotismus der Volksversammlungen,

als von Aristokratien und Monarchien. Denn

allenthalben, wo nicht der Gemeinsinn, sondern das

Privatintereffe, nicht die Vernunft, sondern Lei¬

denschaft die Gesetze eingegeben, tritt der Despo¬

tismus oder die Ausartung der souveränen Ge¬

walt ein. Wer könnte, ohne aller Menschenkennt-

niß und der gestimmten Geschichte Trotz zu bie¬

ten, läugnen, daß, unter welcher Form und wel¬

chem Namen auch die souveräne Gewalt unge¬

theilt gewesen ist, eine leidenschaftliche Herrschsucht

und der verderblichste Egoismus öfters freies Spiel

gehabt und die Oberhand gewonnen haben?
Auch findet man frühe in den alten Staa¬

ten, in den Demokratien wie in den Aristokratien,
neben einer gewissen Trennung der Gewalten und

einer sehr wilden Amovibilität, einige Versuche,

die gesetzgebende Gewalt zu theilen, um sie zu be¬

schränken; meistens höchst unvollkommne und schon

in der Anlage mislungene Versuche.

So war es mit dem Senat der Vierhun-
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dert, den Solon einführte, dem er das Recht des

Vorschlags der Gesetze verlieh, und der nur aus

begüterten Staatsbürgern bestehen sollte. Diese

Institution war unstreitig darauf berechnet, den

wilden Bewegungen der Volksgewalt vorzubeugen,

oder ihnen Einhalt zu thun. Allein, da die Mit¬

glieder des Senats vom Volke erwählt wurden,

und zwar auf eine kurze Zeit, so mußten die bei¬

den Gewalten in einander fallen, weil sie gar zu

gleichartig waren. Athen wurde also eine reine

Demokratie, und das anscheinend aristokratische

Element konnte es nicht verhindern. Die Aus¬

artung der Verfassung fing schon mit Pisistratus

an, und machte immer schnellere Fortschritte bis

zum Ausgang des Peloponnesischen Kriegs.

So unglücklich Athen in der Theilung der

gesetzgebenden Gewalt, so wenig zweckmäßig war
auch die Trennung der Gewalten. Sie trennte

was verbunden hätte werden sollen, nemlich die

vollziehende Gewalt der Archonten, von der ge¬

setzgebenden, und vereinigte mit der gesetzgebenden

Gewalt, was unter allen Regierungen, wenn sie

nicht in Despotismus ausarten sollen, von ihr ge¬

trennt seyn muß, nemlich die richterliche, indem

die Verfassung sie in die Hände des Volks legte.

Weder ruhige Untersuchung der Thatsachen, noch

Erwägung der Umstände und der Beweise, nock-

kühle und nüchterne Partheilosigkeit, die ersten
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Bedingungen des Vertrauens, das man in die

richterliche Gewalt setzen muß, können der Masse

eines Volks einwohnen. Wenn es die gesetzge¬

bende Gewalt dabei auöübt, so macht es aus ei¬

nem Gesetze schon ein bestimmtes Urtheil, oder

aus einem besondern Urtheil, ein allgemeines Ge¬

setz. Und für welche Falle trat das Volk in

Athen als Richter auf? gerade für die Verbrechen,
welche seine Leidenschaftlichkeit am meisten anre¬

gen mußten, für die sogenannten Majestäts-Ver¬

brechen, wo das Volk zugleich den beleidigten Theil,

den Klager und den Richter 'abgab.

In Hinsicht der Ämovibilität, da die Ver¬

fassung von Athen dieselbe auf alle Staatsämter

ausdehnte, war alles einem beständigen Wech¬

sel und einer allgemeinen Beweglichkeit unterwor¬

fen. Der bewegenden Kraft war nur zu viel in

dem Organismus des Staats; die Hemmkraft

fehlte ganz, und also war für die beiden ersten

und größten Interessen des Staats, die Einheit

und die Permanenz, schlecht gesorgt. Nicht genug,

daß es in der Republik kein erbliches Element

gab, es existirte nicht einmal ein aus lebenslängli¬

chen Mitgliedern bestehender Senat.

Rom loste das Problem besser, und machte

eine etwas 'zweckmäßigere Verbindung der drei

Hauptmittel, die Freiheit des Staats gegen die
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derselben, der Amovibilität und der Theilung der

Gesetzgebung. Allein, im Ganzen genommen, wa¬

ren auch die Combinationen der römischen Ver¬

fassung verunglückte Versuche, und man entging

nur Einer Gefahr indem man sich viel größeren

Gefahren aussetzte und preis gab.

Die gesetzgebende Gewalt war zwischen dem

Senat und den Volksversammlungen dermaßen

getheilt, daß der Senat in den besseren Zeiten

den Vorschlag der Gesetze hatte, und die Tribunen

nur den verfassungsmäßigen Schild der Verweige¬

rung diesen Vorschlägen entgegen setzen konnten.
So lange das Volk nur in Centurien und in

Curien sich versammelte, und diese Versammlungen,

vermittelst der Auspicien, welche die Senatoren

allein zu befragen berechtigt waren, gewissermaßen

vom Senat ausgingen, hatte Rom, neben dem be¬

weglichen und oft stürmischen Element, einen festen
Damm, gegen den die Wuth der Wellen sich

öfters gebrochen hat. In seinem Senat fand Rom

ein herrliches Gegengewicht der Volksgewalt, und

verdankte ihm seine Größe, denn diese bestand in

der Beharrlichkeit und der Consequenz seiner Po¬

litik. Ein solches System der Politik konnte sich

nur in einer Versammlung bilden, aus welcher

niemand austrat, wenn er sich nicht seiner Würde

unwürdig gezeigt hatte, und die ihren Geist, so
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wie ihre Maximen den neu eintretenden Mitglie¬
dern mittheilte. Die schönste Zeit der römischen

Republik war die, in welcher das demokratische

Element mehr Leben erhielt, ohne doch das ari¬

stokratische Element zu überwiegen, nemlich von

der Einrichtung des Tribunaks bis zum dritten

Punischen Kriege. Es war damals mehr Schwung¬

kraft im Staate als in den ersten Zeiten der

Republik, und doch fehlte die Hemmkrakt nicht.

Es herrschte Stetigkeit in den Maximen des

Staats, ohne daß diese Stetigkeit in leere, den

Geist lähmende Formen überging.

Allein, je mehr das Volk an Zahl, an Kraft,

an Vermögen, an Selbstgefühl zunahm, je mehr,

mit dem Reichthum und dem Luxus, die Leiden¬

schaften der Eitelkeit, der Geld- und Herrschsucht,

wuchsen, desto mehr offenbarte sich die Mangelhaf¬

tigkeit einer Theilung der gesetzgebenden Gewalt,

die ihren Grund in den Sitten, weit mehr als in

der Organisation selbst, hatte. Als das Tribunat

aus einem Wehrmittel eine Angriffswaffe wurde,
als die Tribunen im Namen des Volks alle Ge¬

walt an sich zogen, als das Volk sich auf ihr

Geheiß, ohne Einwirkung noch Mitwirkung des

Senats, sich in Tribuen versammelte, alles vor¬

schlug und alles entschied, da war an keinen ge¬

setzlichen Damm gegen die Uebermacht und den
Uebermuth zu denken. Rom verfiel in die schreck-
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lichste aller Tyranneien, in die der Demagogen, in

die deö gemeinen Volks.- eine Tyrannei, die im¬
mer die Greuel des Despotismus mit denen der

Anarchie verbindet.

Rom versuchte auch, den Mangeln seiner Ver¬

fassung durch Trennung der Gewalten abzuhelfen,

allein durch diese Trennung entstanden neue Män¬

gel, welche die ersieren noch überwogen. Die voll¬

ziehende Gewalt, die Heils den beiden Consuln,

Heils dem Senate selbst anvertraut war, war eben

dadurch von der gesetzgebenden Gewalt nicht ganz

getrennt, aber die Tribunen, und das Volk, von

ihnen geleitet oder verleitet, rissen bald auch die

Vollziehung an sich, und schlugen durch allgemei¬

ne Maasregeln, durch Anklage-Akten, durch Auf¬

ruhr und Mord, alle künstlichen Trennungen und

Verbindungen zu Boden. Noch muß bemerkt

werden, daß in Rom, wie zu Athen, das Volk

die richterliche Gewalt ausübte, nicht allein wenn

von Verrath, Verschwörung der Staatsbürger
und von der Treulosigkeit der Staatsbeamten die

Rede war, sondern in allen Fällen, wo man an

das Volk appellirte, oder in allen streitigen Sa¬

chen, welche die Tribunen, um ihre Gewalt zu

vergrößern, zu Sachen des Volks machten und

vor seinen Nichterstuhl zogen.

Die Amovibilität hatte auch in Rom eine

verderbliche Ausdehnung: die Staatßämter, von
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dein Consulat bis zu den geringeren, gingen be¬

ständig aus einer Hand in die andere. Nach der

Abschaffung der Königswürde verschwand das erb¬

liche Element: alle Umwälzungen des Staats rühr¬

ten von diesem Mangel her; die Einheit und die

Permanenz des Staats waren nicht vertreten, oder

vielmehr nichts geschähe um dieselben zu sichern,

und da die ersten Stellen, weit entfernt un¬

widerruflich besetzt zu seyn, in einem sieten

Wechsel begriffen, den Ehrsüchtigen die im¬

mer rege und verführerische Hoffnung, dieselbe

zu erlangen und zu behaupten, gaben, so war,

als die Religion, die Sitten und die Gesetze

den Eroberungen wichen, kein Halt in der Be¬

wegung, weil alles auf Beweglichkeit berechnet

war. Zwar war die Senatorwürde lebensläng¬

lich, und diesem Umstande hat Nom vieles in sei¬

ner besseren Periode zu danken: allein, als das

Volk die Befugniß sich zuschrieb, zu allen Aem-

tern im Staate zu wählen, da auch der geringste

im Volke zu allen Stellen wahlfähig wurde, da

traten in den Senat beständig neue Senatoren

ein, weil die meisten Staatsämter nach der Zeit

ihrer Bekleidung den Eintritt in den Senat mit

sich brachten. Später ernannten öfters die Usur¬

patoren der Gewalt in Rom mit einem Male

mehrere Hundert Senatoren, und so verlor der

Senat auch den Schein der Permanenz und wurde
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in den allgemeinen Strudel der Bewegung mit

hineingezogen.

Daß es zwei Censuln gab, daß sie beide nur

auf ein Jahr ihr Amt bekleideten, kann zur politi¬

schen äußern Größe von Rom beigetragen haben,

indem ein jeder Consul sein Jahr durch kriege¬

rische Thaten und Triumphe zu verherrlichen trach¬

tete; allein die innere Freiheit und Sicherheit

wurden unstreitig dürch diese Einrichtung gefähr¬

det,. und gingen am Ende, in den Stürmen die

sie mit sich führte, unter. Man versuchte zwar,

den Unvollkommenheiten und den Nachtheilen der

konsularischen Gewalt vermittelst der Diktatur

abzuhelfen; aber die Einrichtung der Diktatur be¬

wies nur die Nothwendigkeit der Concentration

der Gewalt, und bewirkte sie nicht ohne Gefahr

und nur auf kurze Zeit. Die Diktatur sollte

wie eine heroische Arzenei wirken, und doch war

sie selbst eine Krankheit des Staats. Die Dik¬

tatur hat in der ersten Zeit der römischen Repu¬

blik große Dienste geleistet, in den Zeiten wo dis

öffentliche Tugend noch so allgemein war, daß das

Volk, auch in seinen wildesten Forderungen, noch

immer den Staat über alles sehte, und wo die

Diktatoren selbst mehr eilten, die ihnen anver¬

traute außerordentliche Gewalt niederzulegen, als

die späteren sich Mühe gaben, ihre Gewalt zu

verlängern. Die Diktatur hat Rom von äußeren
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Gefahren gerettet, weil dieselben eine concentrirte

Kraft erforderten, aber später hat sie die Frei¬

heit untergraben und endlich zerstört. Rom hatte

das Königthum verbannt, und der Monarchie

einen ewigen Haß geschworen, da doch das Kör

nigthum allein in den äußeren Gefahren der

Macht des Staats den größten Nachdruck gege¬

ben, und den inneren Bewegungen unübersteig-

liche Schranken gesetzt hätte. Die Diktatoren

benutzten ihre kurze, unbeschränkte Gewalt, um

die Zeit dieser Gewalt zu verlängern, und am Ende

alle Gewalt an sich zu ziehen. Das außerordentr

liche Mittel, welches die Freiheit retten sollte, setzte

die Willkühr auf den Thron, und die Diktatur

erschuf die Tyrannei des Kaiserthums.

An zwei Beispielen haben wir gezeigt, wie

durch falsche Theilung, unkluge Trennung der Ge¬

walten, und zu große Amovibilität, man den Zweck

der Formen verfehlt, und anstatt die zwingende

Macht, welche allein die Freiheit der Einzelnen

und die Unabhängigkeit des Staats sichern kann,

in einer gesetzmäßigen und beschränkten Bahn fest¬

zuhalten, man entweder ihr die gehörige Kraft

benimmt oder sie ganz gesetzlos macht, und so das

Recht ohne Schuh oder die Freiheit chne Bürg-

schafft läßt.

Das erste Vedürfniß eines Volks ist das

Bedürfniß einer Regierung, nemlich einer wach-
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samen, thätigen, energischen Gewalt; das zweite

ist das der gesetzmäßigen Schranken der Regie¬

rung/ nemlich einer solchen Organisation der öffent¬

lichen Gewalt, die mit Wahrscheinlichkeit hoffen

laßt/ daß sie für das Volk, nie gegen dasselbe,

für den Zweck des Staats, nie gegen denselben

handeln werde.

Die erste Bedingung des Staats ist Ein¬

heit, sein erster Charakter Beharrlichkeit und Per¬

manenz, man möchte sagen Ewigkeit, wenn dieses

Work und dieser Begriff sich mit menschlichen

Dingen verbinden ließe; die zweite Bedingung ist

Mannigfaltigkeit und Bewegung der Kräfte zum
gesellschaftlichen Zweck.

Daraus ergiebt sich schon, daß die Formen
nur dann dem Wesen des Staats vollkommen

entsprechen können, wenn sie ein erbliches Element,

welches allein Permanenz und Beharrlichkeit ge¬
ben kann, mit dem Wahl-Elemente verbinden;

wenn sie, verschiedene Gewalten aufsiellend, weit
entfernt dieselben zu trennen, sie vielmehr in ein¬

ander eingreifen lassen, endlich wenn sie durch

Wechselwirkung der Wahl- und Erb-Elemente,

und der verschiedenen Gewalten, das Leben und

die Ruhe des Ganzen zugleich erhalten, und we¬

der die Freiheit auf Kosten der Sicherheit, noch

die Sicherheit auf Kosten der Freiheit zu begün-
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sligen suchen, sondern beide vermittelst einer festen

und einsichtsvollen Ordnung beschuhen.

Solche Formen bietet die englische Verfas¬

sung. Sie sind weit mehr die Folge von zufälli¬

gen Umständen und von einer gewissen Nothwen-

digkeit,die sich aus den Verhältnissen entspannen hat,
als das Werk der menschlichen Einsicht und Vor¬

sicht. Da diese Formen nicht nach Grundsätzen

gebildet worden sind, sondern sich selbst gemächt

haben, so können sie auch nicht nach Gutdünken

irgendwo willkührlich hervorgebracht, — ja ich

möchte sagen, selbst im Lande wo sie entstanden,

nach allgemeinen Grundsätzen vervollkommnet,

werden. Allein es ist gewiß, daß je mehr und

je tiefer man in ihr Wesen eindringt, und den

wechselseitigen Einfluß des Ganzen auf die Theile

und der Theile auf das Ganze wahrnimmt, um

so mehr findet man, daß das große Problem,
durch eine kräftige und durchgreifende Staatsge¬

walt die allgemeine Freiheit zu schützen, und zu¬

gleich den rechtswidrigen Eingriffen und den Miß¬

bräuchen dieser Staatsgewalt, durch eine kunst¬

mäßige Organisation derselben, vorzubeugen, noch

zu keiner Zeit und in keinem Lande so glücklich

gelöst worden ist. Eine solche zweckmäßige Mi¬

schung von Amovibilität und Jnamovibilitat, von

Sonderung und Verbindung der Gewalten, von

Wechselwirkung der Theile der gesetzgebenden Ge-
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walk, findet fich nirgends. Die Einheit und die

Unsterblichkeit des Staats werden durch das erbli¬

che, heilige Königthum, durch die Legitimität, auf

immer gesichert, sinnlich dargestellt und geistig ver¬

treten. Dieses erbliche Element wird verstärkt

durch die Erblichkeit der höchsten politischen Wür¬

de, die selbst, um selbstständig zu seyn, auf erbli¬

ches Eigenthum gegründet ist. Neben der Erb¬

lichkeit wird für die fortschreitende Bewegung des

Staats durch die Amovibilität gewählter Reprä¬

sentanten gesorgt. Die vollziehende Gewalt, von

der gesetzgebenden verschieden, bleibt doch mit ihr

verbunden. Die richterliche Gewalt, nach ihren

zwei Haupt-Verrichtungen, in zwei Potenzen ge-
theilt, von welchen die eine von der Krone aus¬

gehet, aber, einmal ausgegangen, ganz unabhängig

wird, und die andere, mit der Masse des Volks

verwandt, nur sich und ihrem Gewissen verant¬

wortlich ist; und vor allen Dingen eine eigne Zu¬

sammensetzung des souveränen Willens, der aus
drei Elementen besteht und doch eine vollkomme¬
ne Einheit bildet.

Dieses lehte verdient besonders und aufmerk¬

sam betrachtet zu werden, und eine ausführliche

Erörterung dieser Form scheint um so passender,

da sie noch immer häufig mißverstanden wird.

In der moralischen und politischen Welk,

wie in der physischen, muß, um regelmäßig zu
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wirke»/ sich selbst und die andern nicht zu verderben,

eine jede Kraft ihre Gegenkraft finden. Zugleich

beschrankend und beschrankt, üben dann diese Kräfte

eine Wechselwirkung aus, die sie beide, in einem

gesetzmäßigen Geleise fefthält, und so ihre heilsa¬

men Wirkungen sichert.

Dieses geschieht in England durch die Thei-

lung der gesetzgebenden Gewalt, zwischen verschie¬

denen Elementen, Gesammtheiten und Individuen.

In einem jeden dieser Elemente, kann man Lei¬

denschaften und Jrrthümer als möglich, ja wahr¬

scheinlich, annehmcn. Wenn dieselben sich selbst

überlassen wären, könnten sie die gesellschaftliche

Ordnung bedrohen, statt sie festzustellen und zu

begründen.

Allein, wenn ein jedes Element, oder ein je¬

der integrirender Theil der gesetzgebenden Gewalt,

ohne die andern nicht wirken kann, so werden die

Leidenschaften wo nicht verschwinden, doch wenig¬

stens in ihrer wilden Thätigkeit beschränkt, und

die Jrrthümer wo nicht alle vermieden, doch ver¬

möge der Vielseitigkeit der Ansichten der verschie¬

denen moralischen oder physischen Personen, selte¬

ner und unschädlicher gemacht werden.

Die Wechselwirkung der Elemente der gesetz¬

gebenden Gewalt ist also ein Mittel, zu vernunft¬

mäßigen Gesetzen zu gelangen. Vernunftmäßig¬

keit ergiebt sich immer aus Vielseitigkeit und lei¬
den-
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denschaftloser Ruhe. Aus beiden gehet das allge¬

meine Interesse hervor, und das besondere egoi¬

stische tritt zurück. Sobald die Vernunftmäßigs

keit der Gesetze statt findet, hat die Freiheit ihre
wahre Grundlage gefunden. 'iDie Gesetze werden

die allgemeine Zustimmung erhalten, weil sie die¬
selbe verdienen.

Wechselwirkung setzt Theilung voraus. Allein

eine jede Theilung der gesetzgebenden Gewalt bringt

nicht immer Wechselwirkung mit sich. Die ge¬

setzgebende Gewalt könnte auf eine solche Art ge-

theilt seyn, daß ihre Elemente getrennt neben ein¬

ander stünden, jedes für sich, unabhängig von den

andern wirkte, und so mindestens die Einheit des

Staats verloren ginge, wenn nicht noch überdies

die auf eine solche Art getrennten Elemente feind¬

selig gegen einander zu stehen kämen.

Wenn auch die gesetzgebende Gewalt so ge¬

checkt wäre, daß die Elemente derselben eine Art

von Welselwirkung auf einander ausübten, so wäre

doch die Theilung unzweckmäßig, und diese Art

von Wechselwirkung ungenügend, wenn die gesetz¬

gebende Gewalt nur aus zwei Elementen bestünde.
Gleich viel, ob diese zwei Elemente ein aristokra¬

tisches und demokratisches, oder ein demokratisches

und monarchisches, oder ein monarchisches und

aristokratisches wären. Immer würde zwischen bei¬

den eine starke Reibung statt finden, dermaßen,
F



Uebet die Formen6Ä

daß bee Staat keine gesetzmäßige Ruhe, die Ele¬
mente keine sichere und feste Haltung gegen ein¬

ander hätten, und am Ende würde nach einem

langen, anhaltenden, für das allgemeine Wohl
verderblichen Kampf, das eine das andere nicht

allein besiegen, sondernd ganz in sich aufnehmen.

So ging in Rom, wie wir gesehen haben, die po?

litische Gewalt des ^Senats in die der Volksver¬

sammlung unter; so verschlang' im dreizehnten
Jahrhundert die venetianische Aristokratie die.Ge¬

walt des Volks; st> wurde der Thron und das

Königthum in Frankreich von der gesetzgebenden

Versammlung erschüttert und von dem Convent

zerstört. ">
Diese Nachtheile, die dort aus einer Theilung

der gesetzgebenden Gewalt in zwei Elemente entstan¬

den sind, waren nicht zufällige, sondern nothwen-

dige Folgen einer solchen Theilung. In der phy¬

sischen Welt sind zwei Kräfte nie in einem voll¬
kommenen Gleichgewicht; noch weniger können

zwei Kräfte in der- moralischen oder politischen
Welt sich vollkommen gleich gedacht werden. Hier

treten Ehrsucht und Eifersucht auf beiden Seiten

auf, und die eine Kraft wird das natürliche, und
am Ende unvermeidliche, Uebergewicht der andern

nie zugeben wollen. Daher Reibungen und Käm¬

pfe, die um so gewaltiger und anhaltender seyn

werden, je mehr die Tendenz der Kräfte verschie-
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den ftyn wird. Der Theil der gesetzgebenden

Gewalt, der außer seinem Antheil an dersel¬

ben, die Regierung und Verwaltung ausübk,

wird die Sache der Autorität, als Schutzwehr

der allgemeinen Freiheit, weit mehr als die Sa¬

che der lebendigen Kraft selbst verfechten. Hin¬

gegen der Theil der gesetzgebenden Gewalt, der

nur seinen Antheil an der Gesetzgebung wird ftst-

halten wollen, die Autorität, oder den gesetzmäßi¬

gen Zwang der Kraft, weit weniger beachten wird,

als die größtmögliche Freiheit der Kraft. Diese

verschiedene Tendenz wird die beiderseitige Tä¬

tigkeit der Leidenschaften beflügeln, und ihnen zu¬

gleich die Waffen zum Kampfe darbieten.

Das einzige Mittel, diese höchst gefährliche

Reibung zu vermeiden und zu verhindern, wäre,

ein drittes Element der gesetzgebenden Gewalt zu

erschaffen, und vermittelst desselben eine Mittel¬

macht aufzustellen, die allein den beiden andern

Elementen Leben und Haltung, Maaß und Gleich¬

gewicht, statt einer regellosen, wilden, zerstörenden

Thätigkeit geben kann. Um zweckmäßig und woht-

thätig zu wirken, muß dieses Element von den

beiden andern unabhängig seyn, stch von beiden

unterscheiden, mit beiden Wahlverwandtschaft ha¬

ben, und abwechselnd eines gegen das andere

schützen. Um ihre Unabhängigkeit zu behaupten,

müssen die Mitglieder dieser Abtheilung der ge-

F 2
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setzgebenden Gewalt ihre Würde erblich besitzen,
und durch ein unveräußerliches ansehnliches Land¬
eigenthum vor Verarmung bewahrt seyn. Sie
müssen weder des Volks noch des Throns bedür¬
fen, dem Königthum durch die Erblichkeit ihrer
Würde verwandt und zugethan, dem Volke nicht
fremd, vielmehr als Landeigenthümer, und durch
das Zurücktreten des größten Theils ihrer Familie
in die Masse desselben, mit ihm verbunden seyn.
Dann erst tritt diese Gewalt wirklich als eine
vermittelnde auf, verhindert den Despotismus der
Mehrzahl, wie den Despotismus eines Einzi¬
gen, und sichert die öffentliche Freiheit gegen die
Eingriffe Beider.

Diese vermittelnde Gewalt, in England das
Oberhaus, ist der Hauptbestandteil der Englischen
Constitution;er trennt und verbindet die beiden
andern Elemente der gesetzgebenden Gewalt; er
beschrankt beide, und wird von beiden beschränkt.
Diese politische Institution ist das eigenthümliche,
charakteristische der Englischen Verfassung; ja man
käme in Versuchung, diese Institution eine origi¬
nelle Schöpfung zu nennen, wenn man nicht wüßte,
daß sie, das Werk der Umstände und der Zeit, und
nicht das Werk der Menschen, sich selbst gemacht
hat, und nicht mit Absicht und Einsicht nach
einem Plane erschaffen worden ist. Ohne sie wäre
längst England in eine uneingeschränkte Monar-
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chie, oder in eine demokratische Republik auögeartet.
Sie ist das Pendel des großen Uhrwerks, und
giebt der Kraft ein Maaß, der Bewegung eine
stete gleichmäßige Richtung; ohne sie würde das
Ganze, aus Mangel eines Regulators, in Stocken
gerathen, oder sich durch ein wildes Treiben auf-
reiben.

Allein, so wichtig auch die Organisation der
gesetzgebenden Gewalt in der Britischen Verfas¬
sung seyn mag, so sehr auch diese Form geeignet
ist, den Mißbrauchen vorzubeugcn, so muß man
ja nicht glauben, daß die Englischen Staats¬
männer, die am tiefsten in das Wesen des Staats
eingedrungen sind, den Wahn theilen, der häufig
zu unfern Zeiten auf dem festen Lande angetroffen
wird: daß der Hauptzweck und das Hauptverdienst
einer solchen Verfassung sey, die Regierung zu
hemmen, und dieselbe in engen Schranken fest¬
zuhalten.

Der Standpunkt, aus welchem sie das Ganze
betrachten, giebt ihnen höhere und umfassendere An¬
sichten, die allein dem Wesen des Staats entspre¬
chen, den wahren Grundsätzen angemessen sind,
und in allen monarchischen Verfassungen, die mit
repräsentativenFormen verbunden sind, einheimisch
werden sollten.

Der König, und die Regierung die von ihm
auögeht, ist nicht, in einer repräsentativen Verfass
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sung, der Gegensaß der Nation, und für dieselbe
ein Gegenstand des Mißtrauens und der Eifer¬

sucht, eine feindselige Gewalt, gegen welche man

sich nicht genug verwahren kann; sondern die

Kraft der Regierung ist das erste, waö zum Wohl

des Ganzen Noch thut; die Nation und die Regie¬

rung sind eins, denn die Regierung bestehet aus

Einheimischen, nicht aus Fremden, und trotz der

Mißgriffs» und Fehler, die sie begehen kann,

wird sie immer als wohlwollend und wohlthätig

angenommen. Das Königthum ist der erste, ewige

Repräsentant der Nation, so fest, so unwandel¬

bar wie ihr Daseyn, der das große National-In¬

teresse der Fortdauer und der Persönlichkeit des

Staats vertritt, so wie das Parlament sein Fort¬

schrei'ten und die Mannigfaltigkeit der besonderen

Interessen der verschiedenen Stande. Der König

beschützt die Rechte und die Freiheiten der Na¬

tion viel unmittelbarer und anhaltender, als das

Parlament es thut und thun kann, und das Par¬

lament ist nicht mehr befugt und geeignet die et-

wanigen Abweichungen des Königthums von der

gesetzmäßigen Bahn zu verhüten, als der König

es ist, das Parlament in die gesetzmäßigen Schran¬

ken zurückzuweisen, wenn es dieselben übertreten
sollte.

Es wäre also ein sehr beschränkter, kleinli¬

cher und falscher Gesichtspunkt, wenn man in ei-
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ner Monarchie die repräsentativen Formen, welche

den Thron umgeben und zu>- seinem Glanze wie

zu seiner Festigkeit beitragen, nur als Hemmketten

der Regierung betrachten wollte. Dieselben sotten

nicht eine Lobte Schranke abgeben, die im Noth-

fall der etwa durchbrechenden Macht Widerstand

leisten kann, sondern die Kraft der öffentlichen

Macht vermehren, und selbst ein Lebenöprinzip

seyn. Als solche bewahren Kch immer gut be¬

rechnete repräsentative Formen. Sie bringen die

Regierung und das Volk in enge Berührung, und

begründen oder vermehren ihr wechselseitiges Zu¬
trauen. Sie öffnen den Talenten und dem Ge¬

meinsinn eine gesetzmäßige Bahn, und bilden eine

wahre Pstanzschule, in welcher die Regierung die

herrlichsten Werkzeuge vorfindet. Es reifen nm

öffentlichen Leben künftige Staatsmänner; bevor

die Verwaltung ihnen übergeben wird, hat man die

Zeit und die Mittel gehabt, dieselben zu beobachten,

zu beurtheilen, zu erproben, und ehe sie die ersten

Aemter des Staats bekleiden, sind sie dem Volk

vortheilhaft bekannt.

Aber folgendes ist hier der Hauptumstand. So

wie die Rechtsurtheile durch mehrere Instanzen

gehen und gehen müssen, nicht allein um die ge¬

hörige Gründlichkeit und Gediegenheit zu erhalten,

sondern um die Ueberzeugung ihrer Gültigkeit bei

den Parteien hervorzubringen, so müssen auch
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die Gesetze, und die Normen des Staats, aus

verschiedenen Standpunkten untersucht und beleuch¬

tet, sie müssen mehrmals gesichtet und geläutert

werden, denn nur wenn alle Seiten des Gegen¬

standes in ihr wahres Licht gesetzt, wenn alle In¬

teressen befragt, vertreten, berücksichtigt worden

sind, können die Gesetze auf das allgemeine Wohl

berechnet seyn, und ihre Veruunftmäßigkeit sichert

ihnen dann die Zustimmung der Bessern, und ver¬

schafft ihnen Glauben und Gehorsam von Seiten
des Volks.

Dieses ist der größte und alles Andere bei

weitem überwiegende Vortheil der repräsentativen

Formen, die, aus verschiedenen Elementen zu¬

sammengesetzt, auch verschiedene Standpunkte bil¬

den, aus welchen die Gesetzgebung vielseitig be¬

trachtet werden kann. Allein, damit die repräsen¬

tativen Formen diese heilsamen Wirkungen Her¬

vorbringen, muß die Repräsentation nicht die des

Bodens nach der Areal-Größe, noch die des Volks,

nach der Masse der Bevölkerung und der Zahl

der Individuen, sondern die der Interessen der

verschiedenen Klassen des Volks und des Natio¬

nal-Interesse seyn. Die erste Art von Reprä¬

sentation führt zur Demokratie; die andere ist

nicht allein mit der Monarchie vereinbar, sondern

«ine ächt monarchische Institution: die erste bringt

ein wildes Treiben nach Neuerungen und eine be-



des Staats. 89

ständige Bewegung hervor, weil bei derselben die

Repräsentanten keinen festen Stand haben, der

ihnen eiM ruhigen, erhaltenden, beharrlichen
Sinn geben könnte; die andere verbindet eine

fortschreitende Bewegung, die zur steten Vervoll¬

kommnung der gesellschaftlichen Einrichtungen noth-

wendig ist, mit der Permanenz des Staats und

dem ruhigen Seyn desselben.

- Sobald alle National-Interessen gehörig ver¬

treten sind, und ihnen eine gesetzliche Stimme

verliehen wird, kann man auch annehmen, daß

keines unbeachtet, vernachläßigt und verwahrlost

seyn wird, sondern daß sie alle, gepflegt und gegen

einander abgewogen, ihre Ausgleichung finden wer¬

den. Sobald dieses bewirkt wird, ist es ziemlich

gleichgültig, ob alle Städte und alle Bezirke eines

Landes ihre Stellvertreter wählen und schicken,

oder nicht, denn ihre Interessen werden eben so

gut vertheidigt, gehört, berücksichtigt werden, als

hätten sie das Recht, ihre eignen Deputirte zu er¬

nennen. So könnte man zwar ohne Nachtheil

in England, Manchester, Birmingham und an¬

deren blühenden Städten und Bezirken, die Be-

fugniß, Repräsentanten zu wählen, ertheilen; allein

ihre Gerechtsame und ihre Vortheile werden auch

bei der jetzigen Ordnung der Dinge verwahrt und

gesichert, weil der Ackerbau, die Manufakturen,
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der Handel, der Besitz und der Erwerb ihre
Sachwalter im Parlament haben.

Die Zweckmäßigkeit der Formen der Reprä¬
sentation hängt also nicht wesentlich von der Zahl
der Wählenden, der Wahlfähigen, der Gewählten
ab, sondern von der gehörigen Vertretung aller
Interessen, die freilich nicht statt finden könnte,
wenn die Zahl der Wähler und der Gewählten
zu gering wäre, die aber eben so gut, und viel¬
leicht noch eher, verfehlt würde, wenn diese Zahl
zu groß ausfiele. Damit aber alle Interessen ver¬
treten werden, müssen diejenigen, die neben dem
allgemeinen National-Interesse noch ein besonde¬
res feststehendes ihres Gewerbes, ihres Vermö¬
gens, ihres Standes haben, durch die Formen
der Repräsentation, die Klasse der Wählenden und
der Wahlfähigen bilden. Sie allein nehmen an
der Erhaltung und am Flor des Ganzen einen
lebendigen dauernden Antheil, weil sie an ihn
durch den Theil, den sie besitzen, gefesselt sind; sie
allein können durch ihre Einsicht in dem kleinen
ihnen eigenthümlichen Wirkungskreise, wo sie ein¬
gewurzelt und verzweigt sind, die Ausgleichung
der Gesammt-Znteressen mit den Privat-Interes¬
sen, auf welche bei der Gesetzgebung alles an¬
kömmt, erleichtern und befördern. Bei ihnen allein
kann man in der Regel den Grad der gesell¬
schaftlichen Bildung und der Unabhängigkeit an-
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nehmen, der zur Prüfung der Gesetzvorschläge er«
fordert wird. Ich sage in der Regel, denn dir
erste Bedingung Beider ist doch wohl, die Muße
und die freie Bewegung, die ein gewisses Vermö¬
gen immer mit sich bringt. Es giebt Ausnah¬
men von dieser Regel, allein auf Ausnahmen
lassen sich keine Regeln gründen.

Also giebt Eigenthum, und ein ansehnliches
Eigenthum, allein den Maaßstab an die Hand,
nach welchem die politische Freiheit oder die poli¬
tischen Rechte den Einzelnen ertheilt werden müssen.
Eigenthum ist nothwendig zur Selbstständigkeit,

. und nur die Selbstständigen können über alles,
was zur Selbstständigkeit des Staats im Innern
und im Aeußern gehört, ein gewichtiges Urtheil
fällen. Ein gutes Wahlgesetz, welches die
wahren Bedingungen des Wahlrechts aufstellt,
es weder auf zu viel Individuen ausdehnt, noch
dasselbe in einer zu kleine« Zahl beschränkt; das
auf der einen Seite die Umtriebe der politischen
Glücksritter verhindert, aus der andern die Frei¬
heit der Bewerbung und d<r Wahl nicht lähmt,
ist eigentlich die Lebensquelle des Staats in einer
jeden repräsentativen Monarchie, der Punkt in
der Staatöwissenschaft,der die meiste Überle¬
gung in der Anwendung md der Ausführung
fordert, und den es am wichtigsten und schwer¬
sten ist, zu treffen.
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Es würde nicht viel helfen, daß die allge¬

meinen Interessen des Staats in einer allgemei¬

nen Versammlung vertreten würden, wenn die

besonderen Interessen der verschiedenen Stande

nicht gehörig besprochen würden. Es würde ein

in der Luft Hangendes Dach, ohne Gebäude, oder

ein Gebäude ohne Grundstein seyn: ein auf die

Oberfläche der Erde gesehter Baum, der keine

Früchte tragen könnte, weil er keine wahre Wur¬

zeln haben würde. Daher in England die Ge¬

meinden- und Munizipal - Verfassungen, in den

Städten der innige Verband der Corporationen,

ihre Rechte, ihre repräsentative Formen, und das

mit der Mannigfaltigkeit dieser gesetzmäßigen Ver¬

eine so innig verwebte Mannigfaltige des Ge¬

mein-Rechts, das eigentliche Prinzip des Ge¬

meinsinns und Staats-Lebens sind. Dieses ist der

wahre Schlüssel zum Rätbsel der Dauer und der

Festigkeit des Britischen Reichs, trotz seiner Ge¬

brechen, die aus der Ungleichheit des Vermögens,

des Ganges der Gewerbe-Cultur und der äußer¬

sten Spannung alle» Federn entstehen. Allein

diese herrlichen Einricktungen bilden eine feste und

in einander greifende Gradation der Interessen und

der Aeußerungen d:r politischen Betriebsamkeit;

bilden Schulen de: öffentlichen Thätigkeit und

des Gemeinstnnes, in welchen und durch welche

man sich allmählig vom Besondern zum Allgemei-
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nen erhebt; bilden kleine geschlossene Ganze oder

Staaten, die, weit entfernt die Kraft des großen

§ Gesammt--Ganzen zu schwachen oder zu brechen,

ihm zu Stützpunkten und Nahrungsquellen dienen.

Das eigenthümliche, schöne, erhabene, ewige

in der Britischen Constitution, welches wir, bei der

Erörterung der zweckmäßigsten Staatsformen, im

Gange unserer Untersuchung gefunden haben, ohne

es zu suchen, und das sich uns gewissermaßen von

selbst dargeboten hat, rührt daher, daß sie sich

auf den Unterschied der Stande beziehet; nicht

allein auf dieselben Rücksicht nimmt, sondern sich

aus demselben entwickelt hak. Wollte man mit

wenigen Worten ihren Haupt-Charakter bezeich¬

nen und bestimmen, so müßte man sagen, daß

! sie eine, durch glückliche Zufälle und ganz eigne

Zeitumstände vervollkommnete ständische Verfassung

sey. In ihren jetzigen Bestandtheilen läßt sich ihr

Ursprung noch deutlich Nachweisen. Das große

corporative Landeigenthum wird im Oberhaus durch

die geistlichen und weltlichen Lords vertreten, —

Bruchstücke des alten Wehr - und Lehrstandes,

die früher mit dem Fürsten alles Landeigenthum

besaßen; das individuelle unbewegliche und be¬

wegliche Eigenthum, wird von dem Hause der
Gemeinen vertreten.

So wie die Englische Verfassung, können,

müssen und sollen sich nicht alle ständische Ver-
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sassungen gestalten; aber alle früheren Verfassun¬

gen der aus den Germanischen Wäldern hervor¬

gegangenen Staaten waren eigentlich ständische

Verfassungen. Da ihre Ueberreste in allen Län¬

dern, die nicht nach dem neuen demokratischen

Maaßstab organisirt worden sind, den Keim zu ihrer

eignen inner» Belebung enthalten, und da diese

Formen einer großen Vervollkommnung fähig sind,

ohne ihren eigenthümlichen Charakter zu verlieren,

so verlohnt es wohl der Mühe, etwas länger am

Schluß dieser Untersuchung bei ihnen zu verweilen,

um ihr Grundprinzip aufzufinden und aufzustellen.

Die ständische Form.

Eine jede bürgerliche Gesellschaft bestehet

aus sehr verschiedenen und ungleichartigen Thei-

len. Diese Ungleichheit ist nicht das Werk der

Natur, nicht die ursprüngliche, die nur aus der

Ungleichheit der Vermögen, der Kräfte, der Fä¬

higkeiten, und den dieselben begünstigenden oder

hemmenden Umständen hervorgehet. Diese Un¬

gleichheit ist auch nicht die künstliche, die von den

positiven Gesehen und den gesellschaftlichen Ein¬

richtungen herbeigeführt wird; sondern sie entste¬

het aus der Theilung der Arbeit, aus der Ver¬

schiedenartigkeit der Gewerbe, die von selbst oder
durch die Natur der Dinge sich bilden, von ein-
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ander absondern und trennen. Aus ihnen erge¬

ben sich die verschiedenen Stande, deren jeder

auch ein verschiedenes Interesse und eine verschie¬

dene Stellung gegen das Ganze hat.

Diese Verschiedenheit der Stande, die in

einer jeden cultivirten Gesellschaft sich immer aus¬

bildet, entwickelt und verzweigt, führt eine Art

von Natur - Nothwendigkeit mit sich, auf welche

die Verfassung und die Regierung eines jeden

Staats Rücksicht nehmen muß. Die in das

unendliche immer fortschreitende Theitung der Ar¬

beit, und die Trennung der Gewerbe, ist eine na¬

türliche Folge der Fortschritte der Gesellschaft.

Diese Trennung bringt verschiedene Arten des

Besihes und des Eigenthums hervor, und die ver¬

schiedenen Arten des Eigenthums geben einem

jeden Stande verschiedene Ansichten und verschie¬

dene Foderungen an die Gesellschaft.

Stände kömmt von stehen, und durch

dieses Wort wollte man andeuten, daß die ver¬

schiedenen Klassen der Gesellschaft, in welche die

täglichen Beschäftigungen der Staatsbürger die¬

selben theilen, mit Eigenthum verbunden, wie

Theile eines Ganzen dastehen, und selbst an und

für sich kleinere Ganze bilden.

Bis in das dreizehnte Jahrhundert gab es

im Mittel-Alter nur zwei Stände, den der Geist¬

lichkeit und den Rikterstand, nemlich den der Land-
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Eigenthümer, es mochte nun die korporative Per¬

son oder es mochten die Individuen Eigenthümer

seyn. Erst im vierzehnten Jahrhundert zeigten

sich, in vermehrter Thatigkeit, Anzahl und Größe,
die Gewerbetreibenden. Es erschien eine neue

Art des Eigenthums, das bewegliche. Diese Ei¬

genthümer, durch das gemeinschaftliche Bedürfniß

der Sicherheit und der wechselseitigen Hülfe ge¬

trieben, traten zusammen, und bildeten Städte;

aus ihnen ward der dritte Stand. Je mehr

die Arbeit in den Städten getheilt wurde, ver¬

vielfältigten sich die Abteilungen. Diese Abthei¬

lungen waren die Zünfte, kleinere organische Ab¬

theilungen in der großem weit umfassenden Ab¬
teilung des dritten Standes.

Die Stände sind, heut zu Tage, mit der

Gesellschaft dermaßen verwachsen und in dersel¬

ben eingewurzelt, daß man die Gesellschaft ohne

die Stände nicht denken kann. Sie haben mit

den Casten der alten Aegypter und des Morgen- ^
landes keine Aehnlichkeit. Die Casten waren ge¬

schlossene Vereine, aus welchen kein Individuum,

das von Aeltern, die zu dieser oder jener Caste

gehörten, geboren war, austreten durfte; die Ca¬

sten nahmen schon die Freiheit der folgenden Ge¬

schlechter in Beschlag, und waren der fort,

schreitenden Bewegung des Staats, eben so wie

der freien Bewegung der Einzelnen entgegenge¬
setzt.
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setzt. Es waren wirkliche Stereotypen. Die

Stände bieten freilich etwas Bestehendes, sich im¬

mer Gleiches dar, indem die Art der Arbeit, die

einen Jeden von ihnen von den Andern unterschei¬

det, ungefähr immer dieselbe bleibt. Dieses war

noch weit mehr der Fall zu der Zeit, wo die

Zünfte in ihrer ursprünglichen Form existirten.

Allein, da ein jeder Staatsbürger seinen Stand

wählt, so kann die größtmögliche Freiheit der Ein¬

zelnen mit dieser Einrichtung bestehen, und da¬

durch findet in der Gesellschaft, mit einer steten

Bewegung, eine gewisse Beharrlichkeit statt.

Eine Nation bestehet eigentlich aus Denjeni¬

gen, die ihre Persönlichkeit mit den Sachen, ihre

Arbeit mit den Dingen, dermaßen verbunden und

verzweigt haben, daß aus dieser Verbindung das

Eigenthum entstanden ist, und die Menschen mit

dem Boden und Allem, was der Boden trägt, ein

Ganzes bilden. Es giebt eigentlich nur zwei Ar¬

ten dieser Verzweigung. Die eine ist die Ver¬

zweigung mit den unbeweglichen Dingen und Allem,

was auf ihnen, oder in ihnen Wurzel gefaßt hat.

Die andere ist die Verzweigung mit den bewegli¬

chen Dingen, die der Mensch hervorbringt, und die

nicht unmittelbar mit dem Boden verbunden sind.

Die Verschiedenheit des Eigenkhums führt

eine große Verschiedenheit der Lebensart, der Sitte,

der Ansicht und des Charakters mit sich.
G
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Das unbewegliche Eigenthum, wenn es Land-

Eigenthum ist, und man auf dem Lande, und von

demselben lebt, giebt dem Gemüthe eine einfache,

sittliche, gesetzmäßige Stimmung, dem Geiste ein

beharrliches Festhalten am Alten, Hergebrachten,

Bestehenden, dem Charakter leidenschaftlose Ruhe

und nüchterne Besonnenheit. Alles neigt sich, bei

solchen Menschen, zu einer entschiedenen Vorliebe

für Einförmigkeit, ja Einerleiheit. Nach ihrer

Meinung wäre es zu wünschen, daß in der Gesell¬

schaft, wie in der Natur, die Bewegungen einen

regelmäßigen, ununterbrochenen, sich selbst immer

gleichen Gang haben möchten. Dieser entschiedene

Hang der Besitzer von unbeweglichem Grund-Eigen-

thum giebt ein herrliches Erhaltungs-Prinzip für

die gesellschaftliche Ordnung, einen festen Stütz¬

punkt ab, der allein verhindern kann, daß die

Staaten leicht aus ihren Angeln gehoben werden

können. Diese Klasse von Staatsbürgern bildet

in der politischen Welt eine Kraft der Trägheit,

welche die Staaten in ihrer Bahn festhält, und

verhindert, daß sie aus Einem Wirbel in einen

andern geschleudert werden.

Allein diese Kraft der Trägheit, wenn sie

nicht mit einer ihr das Gegengewicht haltenden

Schwungkraft gepaart wäre, würde zur Unbeweg¬

lichkeit führen; diese Unbeweglichkeit würde eine
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jede fortschreitende Entwickelung und Vervollkomm¬

nung der gesellschaftlichen Ordnung verhindern,
und das politische Leben würde nur ein Schein¬

leben seyn. Das bewegliche Eigenthum halt dem

unbeweglichen die Stange. So wie mit dem

letzteren das Erhaltungsprinzip verbunden ist, und

* das Beharrliche im Staate repräsentirt wird, ist

mit dem erstem das Bewegungsprinzip gegeben,

und wird das Fortschreitende, Veränderliche reprä-

sentirt. Das bewegliche Eigenthum ertheilt den

Besitzern eines solchen weniger Vorliebe für das

Alte, weniger Anhänglichkeit an das Bestehende,

mehr Neigung zu neuen Combinationen, zu Ver¬

änderungen aller Art. Da in der Regel ihr täg¬

liches Gewerbe einen gewissen erfinderischen, stets

neue Formen und neue Gegenstände hervorbrin¬

genden Geist erfodert, so tragen sie leicht und

gern einen solchen auf andere größere Wirkungs¬

kreise über. Die mechanischen Künste würden rück-

schreiten, wenn dieselben nicht beständig fortschrit-

ten, und sie würden keine Fortschritte machen,

wenn sie immer nur dieselben Arbeiten, mit den¬

selben Mitteln, zu denselben Zwecken schafften. Sie

sind also im Werden begriffen, und können nicht

in einem unbeweglichen Seyn beharren, ohne zu

Grunde zu gehen. Der Handel öffnet sich täg¬

lich neue Bahnen, bringt neue Bedürfnisse und

neue Befriedigungsmittel derselben hervor; er ist
G 2



ein wahrer Proteus, der in seinen Spekulationen

und in seinen Bewegungen alle mögliche Wege

einschlagt, alle erdenkliche Gestalten annimmt,

und selten auf eine längere Zeit sich ähnlich

bleibt. Der Handwerker, der Kaufmann, der

Künstler, erhalten also von ihren täglichen Ge¬

schäften eine gewisse Beweglichkeit, die nicht im¬

mer zum Besseren führt, aber doch die erste Be¬

dingung aller Vervollkommnung ist; die den Stän¬
den denen sie beiwohnt, eine größere Empfäng¬

lichkeit für das Abwechselnde, Mannigfaltige, Le¬

bendige giebt, und sie geneigt macht, neue Formen

der politischen und bürgerlichen Gesetzgebung, wo

nicht herbeizuführen, oder zu wünschen, doch

ohne Widerwillen, ja mit Freude aufzuneh¬

men. Ihre Lebensart und ihre Vergnügungen,

die nicht wie die des Landmanns in demselben ein¬

förmigen und herkömmlichen Kreis sich herumdre¬

hen, vermehren noch diese von ihrem Standpunkt
und von ihrer Arbeit unzertrennliche Beweglich¬

keit. Das gesellige Leben, der tägliche Um¬

tausch der Vorstellungen und der Gefühle, den

es mit sich bringt, die stete Gewohnheit die

Begriffe und die Ideen in ihre Elemente auflö-

sen, um dieselben in neue Zusammensetzungen zu

bringen, sind beinahe mit einer gewissen Gleich¬

förmigkeit im Denken, im Thun, im Treiben un¬

verträglich. Dabei laufen die Klassen der Gesell-
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schaft, die nur bewegliches Cigenthum haben, weit
weniger Gefahr bei gewagten oder tiefeindringenden
Neuerungen im Staate, als die Land-Eigenthümer.
Im schlimmsten Fall kann der Handwerker, der
Künstler, der Kaufmann sehr leicht auswandern,
und mit seinem Talent, oder seinem tragbaren
Vermögen, sich irgendwo anders niederlaffen. Die¬
ses ist dem Land-Eigenthümernicht erlaubt, oder
wird ihm viel schwerer, und daher fürchtet er
weit mehr alle Neuerungen, weil dieselben in der
Regel den Besitzstand bedrohen.

Es giebt also in einem jeden der heutigen
europäischen Staaten, und besonders in Deutsch¬
land, zwei Elemente einer wahren ständischen Re¬
präsentation, nemlich zwei Hauptarten des Eigen-
thums, welche sich ganz dazu eignen, die zwei
Hauptinteressen eines jeden Staats zu vertreten
und geltend zu machen. Das unbewegliche Ei¬
genthum, und der Stand der es besitzt, ist der
natürliche Repräsentant des Beharrlichen im
Staate; das bewegliche Eigenthum, der natürli¬
che Repräsentant des Fortschreitenden, Veränder¬
lichen in demselben. Das erstere giebt das Er¬
haltungsprinzip, das zweite das Vervollkomm¬
nungsprinzip.

Freilich kann auch das unbewegliche Eigen¬
thum den Charakter des beweglichen gewissermaßen
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annehmen, wenn alles Land-Eigenthum veräußer¬

lich, von einem jeden verkauft, von einem jeden

gekauft werden kann, und dermaßen durch den

Zusammenfluß mehrerer Ursachen aus einer Hand

in die andere geht, daß mit den Ländereien eine

Art von Wucher oder Agiotage getrieben wird.

Daher war zu der Zeit, wo die Geistlichkeit ein

großes corporatives Land-Eigenthum hatte, und wo
der Adel vermittelst der Majorate und der Fidei¬

kommisse ein großes Familien-Eigenthum bildete,

das Beharrliche im Staate weit besser vertreten,

als es heut zu Tage geschehen kann, wo das un¬

bewegliche Eigenthum selbst in eine so große Be¬

weglichkeit gerathen ist. Es wäre in dieser Hin¬

sicht höchst wünschenswerth, daß, weit entfernt, die

Ueberreste des noch bestehenden Rechts der Ma¬

jorate und der Fideicommiffe immer mehr aus dem

Wege zu räumen, man dieselben mit der größten

Sorgfalt beschützte und bewahrte; auch würde es

sehr wohlthatig für das Ganze der bürgerlichen

Gesellschaft seyn, wenn die Geistlichkeit wieder

mit einem korporativen Eigenthum dotirt werden

könnte. In Ermangelung dessen, giebt es zwar

nur Privat-Eigenthum im Staate, aber wenig¬

stens müssen die 'zwei Haupt-Klassen desselben

die zwei Haupt - Stände bilden, und so gegen¬

einander gestellt werden, daß sie die zwei Haupt-

Zntereffen des Staats zweckmäßig vertreten, auf
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einander eine wechselseitige Wirkung ausüben und
wechselseitig ein jedes entschiedenes Uebergewicht des
Einen über das Andere verhindern.

Diejenigen die kein Eigenthum besitzen, sind
eigentlich Fremdlinge im Lande, und können wie
Reisende betrachtet werden, die heute hier sind,
und morgen dort hinwandern. Wenn sie auch
durch ihre Abstammung, ihre Sprache, ihre Sit¬
ten, der Nation verwandt sind, so sind sie doch
nicht mit ihr innig verbunden, weil sie keine
Bürgschaft, weder ihres Verbleibens, noch ihrer
Theilnahme an der Erhaltung und an dem fort¬
währenden Flor des Staates geben.

Der Wehr- und Lehr-Stand sind eigent¬
lich keine Stände; denn sie bestehen nicht durch
sich selbst, sondern vermöge der Selbstständigkeit der
hervorbringenden Klasse. Das Wehren und das
Lehren sind öffentliche gemeinnützige Funktionen,
die von der Nation einer gewissen Anzahl von
Individuen aufgekragen werden, wenn die Nation
durch organische Einrichtungen sich selbst nicht
wehren will, und nicht ohne förmliche Lehrern das
Werk ihrer Bildung selbst und allein übernimmt.
Es sind im Wehr-Stande und im Lehr-Stande
viele Eigenthümer, und als solche können diesel¬
ben die Nation, oder vielmehr die Interessen der¬
selben, vertreten; allein, wenn sie nicht Eigenthü¬
mer sind, so können sie, als besoldete Wehrmän-
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ner oder Lehrer, nicht auf das politische Recht

der Repräsentation Anspruch machen. Denn der

Wehr-Stand hat, als solcher, ganz besondere

Ansichten und Verpflichtungen die sich auf den

Krieg beziehen. Strenger Gehorsam, und nicht

freie Berathung, gehört zu seinem Wesen. Der

Lehr-, oder nach einem größeren Maaßsiabe

genannt, der Gelehrten-Stand, so ehrwürdig,

so heilsam, so nothwendig zur Bildung der

Nation er auch ist, hat doch, als ein solcher,

wenn seine Mitglieder nicht Eigenthümer sind,

kein Recht auf Ausübung politischer Rechte; ja

es wäre, in den meisten Fällen, dem Ganzen nach¬

theilig, ihm solche einzuräumen. Denn die Ge¬

lehrten, wenn sie ihres Namens und ihrer Be¬

stimmung würdig sind, müssen eine cosmopoliti-

sche, weit mehr als eine National-Tendenz, haben.

Die Wissenschaften sind das Gesammtgut der

Menschheit, und verlieren von ihrer Würde, wenn

sie einen National-Charakter annehmen. Die Ge¬

lehrten, als solche, pflegen die Theorie, die, aus

Begriffen entspringend, immer auch nur Begriffe

zum Resultate hat, die von allen Einzelheiten

gern abstrahirt, und sich zum Allgemeinen erhebt,

indem sie die Aehnlichkeiten der Dinge auf¬

faßt und ihre Verschiedenheiten vergißt. Die

Theorie der moralischen Wissenschaften muß, wie

die Theorie der physischen, ihren Gang fortgehen.
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unbekümmert, ob die Wahrheit, die sie auffindet,
ihre Anwendung in der wirklichen Welt habe.
Früh oder spat werden diese theoretischen Wahr¬
heiten in die Praxis cingreifen. Allein, man muß
den Pflegern der Theorien nicht leicht die Leitung
der Praxis anvertrauen; denn beides, Theorie und
Praxis, könnten dadurch eher verlieren als gewin¬
nen. Die höhere Analysis und die Fortschritte
der Sternkunde haben auf die Sicherheit und
Vervollkommnung der Schiffahrt einen entschie¬
denen Einfluß gehabt; allein Euler und Herschel
waren vermuthlich schlechte Steuerleute gewesen,
Das Schiff, welches sie geführet, und die Wissen¬
schaft, welche sie verlassen hätten, wären durch
ihre Anstellung gleich sehr gefährdet worden.

Man wird einwenden, daß auf diese Art
nur die materiellen Interessen der Gesellschaft ver¬
treten und gehörig sichergestellt würden; hingegen
die idealischen Interessen, das heißt, alle diejeni¬
gen die sich auf die ewigen Ideen beziehen, die
allein, als das schätzbarste Eigenthum, für die In¬
telligenz, das Gemüth, den Willen, den besseren
Theil unser selbst, einen innern dauernden Werth
haben, ganz vernachlässigt oder hintenangeseht seyn
würden, und so die Nation Rückschritte statt der
Fortschritte machen würde. Aber, in einem culti-
virten Volke, wo das Schaffen und Wissen, wo
Religion und Moralität Gegenstände der allgc-
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meinen Theilnahme sind, und wo die geistigen

und die physischen Bedürfnisse sich die . Herrschaft

im Menschen wenigstens theilen, ist eine solche

Gefahr nicht zu befürchten. Es werden sich im¬

mer in einem solchen Staate, unter den Reprä¬

sentanten des beweglichen und unbeweglichen Ei-

genthumö, Männer finden, die, aus Religiosität,

für die Religion, aus Sittlichkeit, für die Sitten,

aus Liebe zur Wissenschaft, für das- Wissen, ihre

Stimme mit Nachdruck und Erfolg erheben; und

trügen sie auch nicht immer dieses hohe Interesse

im Herzen, so würden sie doch Einsicht genug

haben, um die enge Verbindung des Lebens des

Staats, mit dem einer lebendigen Religion, einer

lebendigen Sittlichkeit, eines lebendigen Wissens,

wahrzunehmen und aufzustellen, und durch alle

mögliche ihnen zu Gebote stehende Mittel zu

befördern. Und sollten sie es nicht von selbst thun,

so würden die Gelehrten, durch ihren Einfluß und

ihr stetes Einwirken auf die öffentliche Meinung,
durch die Gewalt der freien Schrift und der freien

Rede, die ständischen Repräsentanten dazu auffo-

dern. Auch bin ich gar nicht in Abrede, daß,

wenn die Lehrer des Volks, die Pfleger der Wis¬

senschaft, durch liegende Gründe selbstständig wür¬

den, und ein korporatives Eigenthum besaßen, sie

dann wirklich einen Stand bilden würden, und,

als einem solchen, politische Rechte ihnen zu Theil
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werden sollten. Ich würde sogar in dieser Zu¬

sammenstellung der Geistlichkeit und des eigentli¬

chen Gelehrten - Standes, in dieser Art von Ver¬

schmelzung beider, eine herrliche und höchstzweck¬

mäßige Einrichtung sehen, um dem geistigen und

sittlichen Leben des Volks das wahre Gepräge

zu geben. Das Beharrliche, Ewige der Grund¬

sätze und des lebendigen Glaubens, würde von der

Geistlichkeit als ein festes und unveränderliches

Kleinod beschützt und bewahrt, und das Bewegliche,

Fortschreitende, sich immer neu Gestaltende, das

Treiben der Wissenschaften, würde von den eigent¬

lichen Gelehrten in seiner lebendigen Blüte sorg¬

fältig gepflegt und erhalten. Ohne diese heilsa¬

me Mischung könnte leicht die Lehre der Kirche

in eine wahre Versteinerung ausarten, und das

sogenannte Wissen, ungebunden, kurz nach seiner

Entstehung immer wieder verfliegend, durch eine zu

schnelle Beweglichkeit Alles in den Strudel seiner
Bewegungen fortreißen und Alles zerstören.

Die Anwendung auf den ganzen gelehrten

Stand ist leicht, und scheint mir wichtig.

Eben so wenig wie die Gelehrten, möchte

ich die höheren oder niederen Beamten der Re¬

gierung als einen politischen Stand betrachten,

und also als einen solchen, der das. Interesse der

Nation vertreten könnte, oder selbst vertreten wer¬

den sollte. Einmal stehen sie nicht selbstständig
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da, sondern leben für den Dienst und von dem

Dienste des Staats. Diejenigen von ihnen, die

hoch stehen, und die ersten Stellen einnehmen,

thcilen gern in allen Sachen den Gesichtspunkt

der Verwaltung, und sprechen sich in der Regel

ausschließlich für dieselbe aus. Allein darin besteht

doch der Hauptvortheil einer guten ständischen

Verfassung, daß eine jede Sache vielseitig, und
noch aus andern Gesichtspunkten als denen der

Verwaltung beleuchtet werde. Diejenigen von

ihnen, die in den untern Staats-Aemkern fort¬

dauernd gelebt haben, haben einer Seits, durch dis

Schuld der Umstande, öfters einen mechanischen

Geist, und ihre Ansichten des Gemeinwesens sind

eng, kleinlich und beschrankt; anderer Seits sind

sie in der Regel mit der Regierung unzufrieden,

weil ihre eigne Lage ihnen nicht behagt, und wenn,

bei den erster«, ein zu vollkommenes Verschmelzen

mit der Verwaltung anzunehmen ist, so bleibt, bei

den letzteren, eine aus unlauteren Quellen entste¬

hende Entgegensetzung zu befürchten.

Die Beamten, als solche, scheinen also keine tüch¬

tigen Repräsentanten des National-Interesse abzu¬

geben, wenn sie nicht Eigenthümer sind. Haben

sie diese letztere Eigenschaft, sind sie zumal Land-

Eigenthümer, so giebt ihnen dieser Umstand eine

ganz andere Stellung gegen die Regierung und

gegen die Nation. Diese verschiedene Stellung
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modisicirt auch ihren Gesichtspunkt; dann besitzen

sie eine gewisse Unabhängigkeit, und eine gewisse

Unparteilichkeit; sie sind weder für Alles, was

die Verwaltung thut, eingenommen, noch sind sie

feindselig gegen dieselbe gesinnt. Das ständische

Interesse überwiegt dann bei ihnen das Amtsin-

keresse, und sie erhalten eine Selbstständigkeit,

welche sie zu National - Repräsentanten wirklich
eignet.

So wie es keinen organischen Körper ohne
Organe giebt, so giebt es keinen Staat ohne

Stände. So wie ein Organ besondere Ver¬

richtungen hat, so hat ein jeder Stand beson¬

dere Bedürfnisse, und dem gemäß auch eine be¬

sondere Thätigkeit. Verschieden von einander sind

die Stände, wie die Organe, und nur in so fern

sie verschieden sind, leben sie wirklich und tragen

zum gemeinschaftlichen Leben des Ganzen bei. Sie

leben zwar nur in dem Staate und für den Staat,
allein der Staat lebt auch nur durch sie und in

ihnen. Eben weil sie verschieden von einander

sind, hat ein jeder von ihnen ein verschiedenes

eignes Interesse, neben dem Gestimmt-Interesse

des Staats; eine besondere eigenthümliche Ansicht,

die von seinem Standpunkte ausgehet, und dieser

Standpunkt wird durch ihre täglichen Beschäf¬

tigungen bestimmt. Aber, weit entfernt, daß diese

Verschiedenheit Entgegensetzung wäre, und der
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Einheit des Ganzen schaden könnte, ist die Ein¬

heit nur vermittelst dieser Verschiedenheit möglich.

Die Nation existirt nicht in der Zahl der

Individuen, die neben einander im Raum und in

der Zeit leben, hatten sie auch manche Ähnlich¬

keit, und redeten sie dieselbe Sprache; sondern

die Individuen sind nur die Elemente oder der

Stoff der Nation. Eine Nation fängt nur dann

als solche an zu exiftiren, wenn diese Elemente

sich durch organische Einrichtungen oder durch

Wahlverwandtschaften, in kleine Gesammtheiten

oder moralische Einheiten cristallisiren, und sich

wieder zu einer größeren einigen. Das Wesen

einer jeden dieser Gesammtheiten, das, was sie erst

zu einer solchen macht, ist, daß eine jede derselben

einen besonderen eignen Zweck hat, daß in einer

jeden ein Wille aufgestellt wird, der die zweckmä¬

ßigsten Mittel zum Zweck anordne, und der zur

Norm für die Einzelnen diene.

Das Interesse dieses oder jenes Standes,

als eines solchen, ist zwar von dem gemeinschaft¬

lichen Interesse des Staats verschieden, allein das

Interesse des Staats ist nicht von den gesamm-

ten Interessen aller Stände verschieden. Viel¬

mehr ist es die Ausgleichung, die Aequationsfor-

mel aller besonderen Interessen. Die Gesetze des

Landes und die Verwaltungsnormen müssen diese
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Ausgleichung aussprechen, und dafür sorgen, daß

sie mit Kraft und Nachdruck aufrecht erhalten
werde.

Damit diese Ausgleichung gehörig statt finde,

in Hinsicht der Rechte, so wie in Hinsicht der
Pflichten; der freien Bewegung und der Betrieb-

» samkeit, so wie der Opfer eines jeden Stan-

L des: müssen alle Interessen gehörig wahrgenom«

ß men, aufgefaßt, aufgestellt und gegeneinander ab¬

gewogen werden. Damit sie gehörig erkannt, ge¬

hörig gewürdigt und berücksichtigt werden, müssen

sie ausgesprochen, berathcn, verfochten, mit einem

Worte, von denjenigen vertreten werden, welche

h dieselben am besten kennen, und indem sie das

! Wort für dieselben führen, ihre eigene Sache
r betreiben.

r Daraus ergiebt sich,, daß eine wahre Natio-

L nal-Vertretung nur da statt findet, wo alle Hn-
k teressen vertreten werden, und daß diese Interessen

es nur dann sind, wenn die verschiedenen Stände

befragt und gehört werden. Die beste National-

Nepräsentation ist nicht diejenige, die, nach dem

Flächeninhalt oder nach der Bevölkerung einge-
! richtet, alle Mitglieder des Staats in eine Ca-

tegorie wirft, ohne auf die Verschiedenheit der

Stände Rücksicht- zu nehmen, sondern eine stän¬

dische Repräsentation, in welcher wenigstens der

Stand der Land-Eigenthümer und der Stand
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der Gewerbe- und Handeltreibenden, das bewegli¬
che und unbewegliche Eigenthum, in ein zweckmä¬
ßiges Verhältniß gegen einander gestellt sind.

Daraus folgt ferner, daß eine allgemeine
ständische Repräsentation, oder National-Stände,
nur dann in einem Staate Wurzel fassen können,
und ihren Zweck. erfüllen, wenn dieselben, durch
andere politische Institutionen vorbereitet, mit ih¬
nen sich verzweigen, oder vielmehr nur die Krone
des Baums abgeben.

National-Stände, die nicht mit Städte-,
Communen- und Provinzial-Verfassungenin Verbin¬
dung stünden, einführen, würde heißen die Pyramide
des Staats-Gebäudes auf die Spihe stellen, und da
die verschiedenen Interessen in einer solchen man¬
gelhaften Einrichtung nicht jedes für sich unter¬
sucht, besprochen, geläutert worden wäre, so könn¬
ten sie nicht gegeneinander auf eine befriedigende
Art ausgeglichen werden, und das Allgemeine würde
von denjenigen berathen oder beschlossen werden,
die vom Besonderen und Individuellen keine Kennt-
niß hätten.

Dieses Verhältniß des Allgemeinen zum Be¬
sonderen und des Besonderen zum Allgemeinen,
das in allen menschlichen Dingen die Hauptsache
ist, sollte es zumal in der Staatskunst seyn. Die
Verschiedenheitenbeobachten, erkennen, auffassen,
berücksichtigen, ist weit wichtiger als die Aehnlich-

keitcn



keiten bemerken. Die Verschiedenheiten machen

eigentlich das Daseyn aller Wesen aus. Nicht

in so fern zwei Wesen Aehnlichkeiten haben, son¬

dern in so fern sie verschieden sind, existiren sie

wirklich. Man muß also die Verschiedenheiten

mit den Aehnlichkeiten zugleich auffassen, damit

die ersteren nicht in eine Mannigfaltigkeit ohne

Einheit, nemlich in ein wahres Chaos, führen,

und die andern nicht in eine Einheit ohne Man¬

nigfaltigkeit, nemlich in eine wahre Leere, ausarten.
Das Allgemeine muß sich also mit dem Be¬

sonderen ergeben, und dieses muß jenem vorange¬

hen. Auch hier muß eine vollständige Analysis

der synthetischen Methode den Weg bahnen,
wenn die letztere zum Zweck führen soll. Aber

es wäre unzweckmäßig und sogar verderblich, wenn

das Allgemeine ausgestellt würde, bevor das Be¬

sondere nicht wieder in das Leben gerufen wäre.

Reichs-Stände, die nicht aus Provinzial-Ständen

hervorgingen und nicht mit solchen zusammen¬

hingen, würden nicht mehr Bestand haben, als ein
Baum ohne Wurzel.

Es giebt Leute, die nichts besitzen, die in kei¬

nem dauerhaften Verhältnisse stehen, die zu kei¬

nem besonderen Vereine gehören, und die, da sie

bald diese bald jene Arbeit treiben, eigentlich kei¬

nen Vereinigungspunkt mit ihren Mitbürgern ha¬

ben. Diese Leute können keine gültige Stimme
H
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im Staate haben, weil sie keine Einsicht in das

Interesse irgend eines Standes besitzen, und sich

zu keinem halten. Ihnen gehet diese Einsicht ab,
weil sie nicht selbstständig sind, und nur als civilisirte

Nomaden betrachtet werden können. Andere Be¬

wohner des Staats üben täglich dasselbe Geschäft,
oder dieselbe Arbeit; dieser Arbeit verdanken

sie ein gewisses Vermögen; diese Arbeit und die¬

ses Vermögen haben ihnen einen bestimmten

Standpunkt, den Standpunkt ihres Standes, ge¬

geben; von ihm aus, werden sie das Interesse ih¬
res Standes sehr gut beurtheilen und vertreten

können. Weiter aber reicht nicht ihre Stimm-

fähigkeit, weil ihre Einsicht nicht weiter geht.

Höher als sie stehen diejenigen, die durch ihr

Vermögen und ihre Lebensart Mittel und Muße

zur Bildung genug besitzen, um in der Provinz,

welche sie bewohnen, das Interesse der verschiede¬

nen Stände in derselben gegeneinander abzuwägen,

und die die Provinzial - Interessen zu vertreten

und zu verfechten fähig sind. Aber am höchsten

stehen diejenigen und ragen über die Masse her¬

vor, die durch ein großes unabhängiges Ver¬

mögen, und alle Bildungsmittel die ein solches

darbietet, richtige Einsicht in das Ganze der ge¬

sellschaftlichen Verhältnisse haben erlangen können,

die Alles zugleich auffaffen, die da wissen, in wie

fern das Interesse der kleinen Gesammtheiten mit
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dem der größeren Gesammtheit zusammenfällt oder
nicht/ in wie fern alle besonderen Stände oder ei¬

nige derselben dem Wohl des Staats Opfer brin¬

gen/ oder in wie fern alle besonderen Interessen
sich in Eins verschmelzen und mit einander aus-

gleichen lassen.

Diese letzteren sind die Einzigen/ die durch

ihren Standpunkt/ so wie durch ihre Eigenschaf¬

ten/ das Interesse des Staats oder der Gesammt¬

heit zu vertreten berufen sind/ und auch diese

können ihren Beruf nicht erfülle»/ wenn nicht in

kleineren Abtheilungen des Staats/ Anders ihnen

durch das Beleuchten/ das Sonder»/ das Sichten

der besonderen Interessen vorgearbeitet haben.
Aber es giebt in einem jeden Lande immer nur

Wenige/ die Alles vereinige«/ was zu dem wichti¬

gen Geschäft der Vertretung des Gesammtintereffe

erfoderlich ist. Denn die Zahl derer ist nie groß,

die das Allgemeine zu verstehen und zu begreifen

wissen/ ohne das Besondere, Locale, Individuelle

außer Acht zu lassen, und die das Interesse aller

Stände aus dein wohlbekannten Interesse eines

jeden einzelnen Standes abzuleiten wissen.

Also in einem jeden Staate, wo man

Reichs-Stände herbeiführen will, es sey, daß man

solche nun erschafft, oder nur erneuert und ver¬

jüngt, müssen Gemeinde-Verfassungen und Pro¬

vinzial - Stände vorangehen, und nachdem diese

H 2
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Letzteren in voller Thätigkeit seyn werden, können
die Allgemeinen oder Reichs-Stände ohne Gefahr
und mit einem entschiedenen Nutzen ihre größere
Laufbahn betreten.

Aus diesen Betrachtungen, ergeben sich fol¬
gende Haupt-Bedingungen einer ständischen Ver¬
fassung:

Die wahre ständische Stell-Vertretung eines
Volks ist die Vertretung der Interessen der ver¬
schiedenen Stände, die mit dem Interesse des
Ganzen ausgeglichen werden sollen, und nicht eine
Repräsentationnach Angabe der Köpfe und nach
Flächen-Inhalt.

Die erste Bedingung der Ausübung der po¬
litischen Rechte, es sey als Wahlherr der Reprä¬
sentanten, oder als Wahlfähiger zur Repräsenta¬
tion, ist das Eigenthum, als einziger Bürge
der Unabhängigkeit,der Bildung und des wah¬
ren Gemeinsinns.

Es giebt zwei Haupt-Interessen in einem
jeden Staate, das der Erhaltung und das der
Vervollkommnung; das eine erfodert ein beharr¬
liches, das andere ein bewegliches Prinzip.

Dem Beharrlichen entspricht das unbeweg¬
liche, dem Beweglichen das bewegliche Eigenthum.
Die Besitzer des einen oder des andern, sind die
Repräsentanten von diesen zwei Elementen.
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Das allgemeine Interesse des Staats kann
sich nur aus der Kenntniß und der Ausgleichung
des besonderen Interesse ergeben; Reichs-Stände
die das Allgemeine behandeln sollen, sehen also
Communal- und Provinzial-Verfassungen voraus,
in welchen die besonder» Interessen wahrgenom¬
men und ausgesprochen worden sind.

Vernunftmäßigkeit der allgemeinen Beschlüsse
seht Vielseitigkeit der Ansichten und des Stand¬
punktes voraus; diese Vielseitigkeit kann nur aus
einer zweckmäßigen Theilung der Reichöstände sich
ergeben, und eine solche Theilung bietet zugleich
eine impulsive und eine Hemmkraft, die sich die
Wage halten müssen.
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einem jeden Werke der Kunst giebt der

Zweck desselben allein den Schlüssel zur Beur-

theilung des Ganzen und der Theile ab.

Da die Idee des Zwecks dem Werke vor¬

angegangen ist, und zur leitenden Norm bei der

Wahl der Mittel gedient hat, so kann auch, in

dieser Idee allein, das Erklärungs- und Beur-

theilungs-Prinzip des Ganzen gesucht und gefun¬
den werden.

Der Mensch ist von Natur ein geselliges

Wesen. Die Natur läßt ihn in der Familie,

und in der Familie allein, zum Menschen wer¬

den. In diesem Sinn ist die Gesellschaft das
Werk der Natur.

Allein der Staat, der aus der Gesellschaft

hervorgeht, und der, zwar nicht aus Prinzipien

entstanden, doch nur nach Prinzipien erklärt, ge¬

rechtfertigt, geleitet, ausgebildet, und vervollkomm¬

net werden kann, ist ein Werk der Kunst.

In der ganzen Staatskunst ist also nichts

wesentlicheres und wichtigeres, als die Idee, wel-
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che, dem Staate zum Grunde liegt, den Zweck
desselben aufzufinden, darzusiellen und gehörig zu
bestimmen.

Alle Kräfte, die in der Natur eines Wesens
liegen, sind bestimmt, sich zu entwickeln und sich
durch Wirkungen zu offenbaren. Denn eine jede
Kraft ist ja nur ein besonderes Streben nach ei¬
nem besonderen Wirken und Handeln. Alles was
ist, ist; und, für die Kraft, ist das Seyn nur
das Wirken.

Alle Kräfte und Vermögen, die im Men¬
schen verborgen liegen, und die eigentliche Natur
des Menschen ausmachen, sollen also sich dieser
Natur gemäß äußern und in Thätigkeit übergehn.

Da aber alle diese Kräfte sich thätig zeigen,
und in das Leben gerufen werden sollen, so er-
giebt sich schon daraus, daß keine ausschließlich,
und bis zur Vernachläßigung, Lähmung, Töd-
tung der Uebrigen, geübt, gepflegt, gespannt wer¬
den soll.

Alle sollen wirken, also müssen sie sich wech¬
selseitig beleben und beschränken. Nicht einseitig,
sondern vielseitig ist die Natur des Menschen;
vielseitige Entwickelung ist seine Bestimmung.

Die Kräfte des Menschen müssen also har¬
monisch ausgebildet werden. So wie die Theile
der Orgel im Verhältniß zu einander stehen, in
Hinsicht des Tons, wie der Wirkung, der Länge,
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wie des Umfangs, verschieden sind, aber alle zu

der Harmonie des Ganzen beitragen, so die Kräfte

des Menschen. Sie müssen alle einen gewissen

Grad der Starke und der Energie erlangen, aber
nicht alle denselben. Durch ihre gegenseitige Be¬

rührung, und ihre stete Wechselwirkung, tragen

sie alle zur Vervollkommnung des Menschen bei.

Diese harmonische Entwickelung der körper¬

lichen und geistigen Kräfte in ihrer höchsten Le¬

bendigkeit, kann in keinem einzelnen Menschen

ihre Vollendung erreichen, und sich ganz in ihm

offenbaren. Sie ist das Ideal der Menschheit,

und nur die Gesammtheit des menschlichen Ge¬

schlechts, durch alle Jahrhunderte und unter allen

Zonen, kann sich ihm allmälig nähern und in
seiner Totalität ausdrücken.

Der einzelne Mensch strebt nach diesem Ideale;

und in diesem Streben, das nie ganz fruchtlos

ist, findet er sein Glück und zeigt er seine Größe.

Dies Streben ist kein blindes, unwillkürli¬

ches, wie das der physischen Kräfte, sondern ein

besonnenes, überlegtes, freies Streben.

Unter andern Vermögen, hat der Mensch

das Vermögen seine Natur zu erkennen, ihr ge¬

mäß seine Zwecke selbst zu wählen, und diese

Zwecke beharrlich zu verfolgen. So gebietet ihm

die Vernunft, die harmonische Entwickelung aller

seiner Kräfte und Fähigkeiten als den höchsten



Zweck seines hiesigen Daseyns zu erkennen, zu

verfolgen, zu wollen.

Wenn es sich also verhält, so muß der Staat,

der nur eine Gcsammtheit von Menschen ist, der

Staat, dessen Daseyn und Vervollkommnung jeder

Mensch wollen muß, wenn er nicht anders auf¬

hören will, Mensch zu seyn, der Staat in wel¬

chem der Mensch sein ganzes Leben zubringt, die

Entwickelung der Menschheit in seinen Mitgliedern,

durch seinen mächtigen Schuh, und durch eine sei¬

nem Zweck und seiner Natur angemessene negative

Thätigkeit befördern.

In einem jeden Staat, der diesen Namen

verdient, giebt der, von der Vernunft angege¬

bene und festgestellte Zweck der bürgerlichen Ord¬

nung die Norm und die Richtschnur des Thuns

und des Lassens der Regierung und der Negierten.

Dieser Zweck besteht in der festen Begrün¬

dung der äußeren Freiheit durch gesetzmäßigen

Zwang, als die erste Bedingung der Begründung

der inneren Freiheit und der Entwickelung der

Menschen. Der Staat, als solcher, ist ein Haupt-

mittel zu dieser hohen Bestimmung, aber nicht das

einzige; er ist die erste, aber nicht die alleinige be¬

fördernde Ursache der inneren Freiheit. Ihm liegt

in dieser Hinsicht ob, Vieles, aber bei weitem

nicht Alles, unmittelbar zu thun.

Der Staat, haben wir gesagt, entwickelt
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die innere Freiheit durch eine feste Begründung

! der äußeren. Diese Begründung hängt von drei

! Bedingungen ab, nemlich: von einer Verfassung,

' in welcher die gesetzgebende Gewalt dermaßen or-

E ganisirt ist, daß alle Staatsinteressen in derselben
ß vertreten, beherzigt und berücksichtigt werden, und

^ die Gesetze das Gepräge der höchsten Vernunft-
i Mäßigkeit tragen; von dem Geiste der Regie-

rung; und von den bewegenden Prinzipien des

; Volkes, von den Prinzipien, die sein staatsbür¬

gerliches Leben beseelen, sein Thun und Lassen

bestimmen, und aus welchen allein seine Anhäng¬

lichkeit an den Staat hervorgeht.

Die Natur einer Verfassung, der Geist ei¬

ner Verfassung, und das bewegende Prinzip einer

i Verfassung, sind verschieden von einander. Die

! Vollkommenheit eines jeden Staats würde frei-

^ lich in ihrer vollkommenen Nebereinstimmung be-

!! stehen. . Allein, obgleich sie viele Berührungs-

i punkte haben, so sind sie doch verschieden, und

j obgleich sie öfters sich wechselseitig verstärken, und

eins aus dem andern hervorgehet, so haben sie

! doch auch öfters eine ganz eigene Richtung.

! Die besondere Natur einer Verfassung ist

die besondere Art, wie in einem Staate die ge¬

setzgebende Gewalt organisirt ist, und wie die

verschiedenen Gewalten, die aus ihr hervorgehn.
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sich gegen einander verhalten, damit das Gesetz
den Verhältnissen und den Grundsätzen angemessen
sey, mit Einsicht und Unpartheilichkeit auf die
einzelnen Falle angewendet und mit der gehöri¬
gen Kraft und Schnelligkeit vollführt werde.

Der Geist einer Regierung, oder eines Staa¬
tes, wird durch die Maximen bestimmt, nach wel¬
chen die Negierung in ihren öffentlichen Hand¬
lungen verfährt, und die, je nachdem sie großartig
oder kleinlich, weit aussehend oder beschränkt, streng
oder mild, zwingend oder leitend, erhaltend oder
bildend sind, der Regierung ein eigenes Gepräge
geben.

Das bewegende Prinzip des Staats hängt
von den Gesinnungen und den Triebfedern ab, die
in einem Volke vorherrschen, ihm Gehorsam ge¬
gen die Gesetze, Ehrfurcht gegen die Obrigkeit,
Liebe zum Vaterlande, eine zweckmäßige und ge¬
meinnützige Thätigkeit einflößen.

Die eingeführten Formen, nach welchen die
Staatsgewalt gethcilt und gestaltet ist, entschei¬
den über die Natur der Verfassung, sie mögen
das langsame Werk der Zeit, im Volke einge¬
wurzelt und mit ihm verwachsen, oder zum Un¬
glücke des Staats aus dem Kopfe eines oder
mehrerer Gesetzgeber mit einem Male willkürlich
hervorgegangen seyn.

Der Geist der Verfassung, oder vielmehr der
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Geist des Staates, hangt am meisten von der

Individualität der Regierenden ab. In wie fern

die gesetzgebende Gewalt im Staate nur aus Erb-

Elementen oder aus Wahl-Elementen, oder aus

einer gut berechneten und klugen Mischung beider

besteht, werden die Negierenden mehr oder min¬

der die Kennzeichen der Natur der Verfassung

an sich tragen. Allein in einem jeden Staate

werden die Formen der Regierung weit mehr von

dessen Geiste erborgen und ein eigenes Leben von

ihm erhalten, als der Geist der Regierung von

den Formen selbst bestimmt werden wird. Da

die Individualität der Regierenden viel mehr von

den ihnen inwohnenden Geistes - und Character-

Gaben, von der Erziehung, von den Umständen,

als von der Verfassung herrührt, so können die

Maximen, die den Geist der Regierung ausma¬

chen, manchmal mit der Verfassung nicht in Ein¬

klang seyn. Es kann sogar der seltene Fall ein-

kreten, daß die Persönlichkeit des Despoten über

die Formen des Despotismus siege; dann würden

die Maximen der Despotie, freilich nur vorüber¬

gehend, die einer wahren Monarchie seyn. Auch

können in einem monarchischen Staate, obgleich

nicht ohne Gefahr für die Sicherheit des Thro¬

nes oder des Staates, democratische Maximen
obwalten.

Das Prinzip der Verfassung, oder die vor-
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herrschenden bewegenden Triebfedern liegen im

Charakter des Volkes, und der Charakter eines
Volkes ist weit mehr die Ursache des Daseyns

und der Dauer einer zweckmäßigen Verfassung,

als die Folge und die Conscquenz einer solchen.

Der Charakter eines Volkes ist die gemeinschaft¬

liche Wirkung mehrerer allgemeiner Ursachen sei¬

nes Ursprungs, seiner Sprache, seiner Erziehung,

seiner Religion. Es kann also das bewegende

Prinzip eines Staates und eines Volkes der Ver¬

fassung analog seyn; es kann ihm aber auch un¬

gleichartig seyn. In einer Monarchie werden
manchmal bewegende Prinzipien der Republik die

edelsten Anstrengungen angeben und die herrlich¬

sten Früchte tragen, und in einer Republik mo¬
narchische Triebfedern allmalig das Uebergewicht

erhalten.
Montesquieu, in seinem genialischen Werke

vom Geist der Gesetze, hat in der allgemeinen

Anlage des Werkes den Hauptfehler begangen,
nur auffallende, scharf abgeschnittene Massen und

Abtheilungen zu bilden; grell zu unterscheiden,
was in der Wirklichkeit nicht so streng verschie¬

den von einander ist; abzusondern und zu trennen,

was die Natur der Dinge verbunden, vereinigt

und verschmolzen hat.

So hat er alle Verfassungen und Regie-

rungsformen in Democratische, Aristokratische,
Monar-
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Monarchische und Despotische getheilt. Die letz¬

tere ist eine Ab- oder Ausartung der bürgerlichen

Ordnung, die nicht hieher gehörte. Die drei an¬

deren sind Arten; allein, da sie doch nur die ein¬

fachen Formen darbieten und diese höchst selten

und auf eine sehr kurze Zeit, in dieser Ein¬

fachheit, sich m der Wirklichkeit gezeigt haben,
so erschöpfen sie den Gegenstand nicht. Die mei¬

sten Staaten haben in ihre Verfassung zwei

dieser einfachen Formen, oder alle drei, als Ele¬

mente ausgenommen. Die zusammengesetzten Ver¬

fassungen die gewöhnlichsten, und unter gewissen

Bedingungen die zweckmäßigsten, sind theils dem

Montesquieu ganz entgangen, theils nehmen sie

in seinem großen Werke nur einen sehr beschränk¬
ten Raum ein.

Eben so scharf, und also der Wahrheit und

der Wirklichkeit eben so unangemessen, hat er, in

einem jeden Staate, die gesetzgebende, die richter¬

liche, die vollstreckende Gewalt unterschieden, von

einander getrennt, sie einander entgegen gesetzt,

und dermaßen einzeln ausgestellt, daß man eben

so wenig begreift, wie diese Gewalten sich in der
organischen Einheit des Staats verbinden und

wechselseitig bestimmen und begränzen, als man

in der kritischen Philosophie begreifen konnte, wie

die Sinnlichkeit, der Verstand und die Vernunft,

so vollkommen in ihrer Natur verschieden und
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in ihrer Wirksamkeit geschieden dargestellt, sich in
der Einheit des Bewußtseyns vereinigen und

zu gemeinschaftlichen Resultaten zusammen wirken
können.

Aus dem ersten Mißgriff ist ein zweiter her¬

vorgegangen. Montesquieu hatte die einfachen

Formen der Verfassungen aufgestellt, als wesent¬

lich von einander verschieden, und gar nicht als

eingreifend in einander. Nun glaubte er, daß,

da ein jedes Wesen ein eigenes Bewegungsprin¬

zip nothwendig haben muß, ein jeder, nach einer

dieser aufgestellten Formen gebildeter Staat ein

eigenes bewegendes Prinzip auch haben müßte,

welches ihn noch mehr von allen andern unter¬

scheiden und trennen sollte. Er gab also der de-

mocratischen Form zum bewegenden Prinzip die

Tugend, der aristokratischen die Mäßigung, der
monarchischen die Ehre, der despotischen die Furcht,

als eigene und einzige Triebfedern, und führte

dieses, wo nicht mit erschöpfender Wahrheit, was

bei solch einem aufgestellten Kegelspiel, unmöglich

war, doch mit bewundernswürdigem Scharfsinn aus.

Allein ein rein symmetrisches, nicht in sich

gegründetes und zusammenhängendes System, kann

unmöglich eine feste Haltung haben; es kann dem

ungeübten Auge wohl thun, aber es läßt den Ver¬

stand unbefriedigt. Montesquieu ist groß genug,

um, seines unsterblichen Ruhms ungeschadet, die
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Rüge dieser schwachen Seite ertragen zu können;

so sehr ich ihn wegen seiner Vielseitigkeit sonst

bewundere, so muß ich ihn doch hier der Einsei¬

tigkeit beschuldigen, und gestehen, daß die von ihm

ausgestellten Grundsätze über die bewegenden Prin¬

zipien der Verfassungen zu einer ganz falschen

Ansicht der Republik und der Monarchie verlei¬

tet haben und verleiten mußten.

Bei einer aufmerksamen Lesung der Bücher

des Geistes der Gesetze, von welchen hier die Rede

ist, leuchtet es dein Leser gleich ein, daß Mon¬

tesquieu sich für eine jede Staatsverfassung einen

Staat als Repräsentanten gewählt hatte, und

von ihm dasjenige entnommen, was er von dem

Wesen und den Eigenheiten einer jeden Staats-

form sagt. Wenn er von der Democratie spricht,

schwebt ihm Sparta und Rom immer vor, be¬

sonders das letztere; die Venetianische Aristocratie

hat ihm das Bild zur Aristocratie abgegeben.

Seine Ideen über die Monarchie sind von Frank¬

reich entlehnt, und beziehen sich beinahe ausschließ¬

lich auf dasselbe; und zu seinem schrecklichen Ge¬

mälde vom Despotismus saßen ihm die morgen¬
ländischen Despoten.

Diese Methode konnte der Schreibart Le¬

bendigkeit und Anschaukigkeit verleihen, allein sie

mußte nothwendig zur Einseitigkeit führen, und

mit ihr war es beinahe gar nicht zu vermeiden,

I 2
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daß die Einzelheiten verallgemeinet, ja Ausnah¬
men zu Regeln erhoben, und besondere Modali¬
täten dieser oder jener Verfassung zum Wesen
derselben gerechnet wurden.

Hier konnten nur zwei Wege zum Zwecke
führen: entweder mußte »ran aus dem Begriff
einer jeden Verfassungsart dieselbe construiren,
und bis zu den individuellen Zügen von diesem
hohen Standpunkte aus herabzusieigenversuchen;
allein schwerlich hätte man auf diesem syntheti¬
schen Wege die individuellen Staaten einer jeden
Art mfgefunden und erreicht; oder man mußte,
aus der Geschichte aller Staaten einer jeden Art
die unwesentlichen Verschiedenheiten von den we¬
sentlichen Ähnlichkeiten trennend, den eigenthüm-
lichen Charakter einer jeden Gattung von Staats¬
formen absondern, und so viel als möglich an¬
schaulich darstellen. Dieser Gang war viel län¬
ger, aber viel sicherer, als der andere, und ihn
verfolgend, wäre Montesquieu vielen Zrrthümern
entgangen.

Diese vermeinte Theorie von ausschließlichen
Bewegungs - Prinzipien für eine jede Verfas¬
sung verdient näher beleuchtet zu werden. So wie
in einer jeden Erziehung verschiedene Triebfedern,
in einem verschiedenen Grad der Stärke und zu
verschiedenen Zeiten, angewendet werden müssen,
um das Kind vom Bösen abzuhalten und zum
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Guten zu lenken; so wie man abwechselnd die

Furcht, die Hoffnung, die "Liebe, die Ehre, und

später die Pflicht und die tugendhaften Neigun¬

gen anreget, erweckt, benutzt, um den Menschen

zu zähmen, zu leiten und vielseitig auszubilden;

so kann auch keine Regierung bestehen und ihren

hohen Zweck erfüllen, wenn sie nicht diese ver¬

schiedenen bewegenden Prinzipien der Furcht, der

Ehre, der Tugend, als eben so viel Hebel mit

der gehörigen Kunst in Thätigkeit seht, um das

Volk von Lastern und Verbrechen zu entfernen

und zurückzufchrecken, und es zum Guten, Edlen,

Hohen, Schönen anzutreiben.

Einige dieser bewegenden Prinzipien werden,

nach der Beschaffenheit der Verfassung, nach dem

Geiste der Regierung und dem Charakter des

Volks, hier oder dort vorherrschend oder unter¬

geordnet seyn; einige werden, zu gewissen Zeiten,

ein bestimmtes Uebergewicht über andere erhal¬

ten; jene werden auf die ungebildeten Klaffen

kräftiger wirken; diese für die gebildeteren allein

bestimmt seyn. Aber unter allen RegierungSfor-

men wird kein einziges von diesen Prinzipien

allein auöreichen, es sey denn unter dem Despo¬

tismus, wo die Furcht alles zusammenhält. Aber

der Despotismus ist keine Staatsform, sondern

eine Krankheit des Staats; und selbst in diesem

kranken politischen Zustand findet man, neben der
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allgewaltigen Furcht, das bindende Mittel der

Gewohnheit und der Religion.

Auch in dem gebildetsten Staate, unter der

freiesten Verfassung, auch wo Grundsätze, Gefühle,

Tugenden am meisten gelten, giebt es rohe Kraft

in der Masse des Volks, die gezähmt und ge¬

bändigt werden muß, giebt es Habsucht und Ehr¬

sucht, die in den Schranken des Rechts gehalten

werden müssen. Beides kann nur vermittelst einer

starken zwingenden Gewalt geschehen. Diese Ge¬

walt, um ihren Zweck nicht zu verfehlen, muß der

Kraft eines jeden Einzelnen überlegen, thätig, wach¬

sam, allgegenwärtig und unabwendbar seyn. Eine

solche Gewalt, die in einem jeden Staate ihre

immer drohende, immer schützende Hand erheben

soll, muß allen Einzelnen eine heilsame Furcht ein«

stoßen; oder der Staat würde ohne Haltung da

stehen, und die Einzelnen, fürchtend oder gefürch¬

tet, würden bald in einem allgemeinen, immer¬

währenden, verderblichen Krieg sich wechselseitig

aufreiben. Es hat nie einen Staat gegeben, es

kann nie einen geben, wo das bewegende Prinzip

der Furcht ganz mangelte,

Furcht und Hoffnung haben eine gemein¬

schaftliche Wurzel in dem menschlichen Gemüthe.

Wer leicht fürchtet, kann und wird auch leicht

hoffen, obgleich, im Allgemeinen, die Furcht auf

den Menschen weit mehr wirkt als die Hoffnung,
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und in dev Regel ev den Schmerz weit mehr

fliehet, als er das Vergnügen sucht, weil das

Vergnügen in seiner Art selten so rein und so

ergreifend ist, wie der Schmerz in der seini-

gen. Allein die Furcht entfernt vom Bösen und

Gesetzwidrigen, weit mehr als sie zum Guten treibt.

Daher neben den Strafen, unter allen Regierun¬

gen, die Belohnungen zu stehen kommen. Es

ist doch an sich schon etwas Edleres, eine Handlung

zu thun oder zu vermeiden um belohnt zu wer¬

den, als aus Furcht vor einer gerechten Ahn¬

dung, obgleich beide Triebfedern nur Begier¬

den sind, die sich auf das eigene sinnliche Wohl

eines Jeden beziehen. Aber die Belohnung erhalt

nur Werth, wenn derjenige, der sie ertheilt, auch

den Willen und das Vermögen hat, im entge¬

gengesetzten Falle zu bestrafen. Die Belohnung

hört auf, ein bewegendes Prinzip zu seyn, wenn

derjenige, der sie ertheilt, nicht auch zu strafen

versteht, wenn dieselbe der blinden Gunst oder

der Schwäche zugeschrieben werden kann, oder

wenn sie zu oft eintritt und verschwendet wird.

Es wird in manchen Staaten ein gewaltiger Miß¬

brauch mit den Belohnungen getrieben. Man

belohnt Handlungen, die nur Pflichterfüllung sind,

und weder große Opfer, noch eine hohe Uneigen¬

nützigkeit voraussetzen. Man belohnt unverhält-

nißmäßig auch die wirklichen Verdienste derjenigen
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die für den Staat mehr thun als ihnen die Pflicht

gebiethet, und die sich durch eine mehr als ge¬

wöhnliche Anstrengung der Kräfte ausgezeichnet

haben. In despotischen Staaten mag man

eine jede pflichtmäßige, wie eine jede außeror¬

dentliche Handlung belohnen; dort giebt es kein

Vaterland, nicht einmal persönliche Anhänglich¬

keit an den Fürsten. Dort muß man alle Hand¬

lungen erkaufen und Heuer bezahlen. Allein in

monarchischen Staaten, wo wirklich mit der

öffentlichen Meinung und der allgemeinen Bil¬

dung verknüpfte hochherzige Gefühle statt finden,

sollte es der Belohnungen nicht zu viel geben.

Das Bewußtseyn schöner, uneigennütziger Thaten,

die allgemeine Achtung, das Vertrauen des Für¬

sten, müssen über alle Belohnungen gelten, und

die Unabhängigkeit, die Selbstständigkeit, die
Würde des Mannes und des Staatsbürgers be¬

währen und aufrecht erhalten. Ein beständiges

und übermäßiges Belohnen verrückt alle Begriffe,

erschöpft den Staat, befriedigt nicht diejenigen,

die belohnt werden, erbittert die, welche die Be¬

lohnung verfehlen, und entadelt allmälich eine
Nation.

Maaß in den Strafen und in den Beloh¬

nungen, die sich das Gleichgewicht halten müssen,

da in ihrer Wechselwirkung nur ihre Macht be¬

stehet, ist ein Haupttheil der Regierungs-Kunst;



Prinzipien des Staats. iZ?

wie denn im Allgemeinen, Mäßigung die Haupt¬

pflicht aller Regierungen, die erste Bedingung ihrer

Sicherheit und ihrer zweckmäßigen Wirksamkeit

ist. Die Kräfte sind im Staate von der Na¬

tur erzeugt und gegeben; das Maaß der Gerech¬

tigkeit an die Kräfte anlegen, ist der eigentliche

Zweck aller Staatsgewalten. Wer alle Ansprü¬

che, Begierden, Leidenschaften mäßigen soll, muß

sich selbst zu mäßigen verstehen. Daher denn

Mäßigung in keiner Verfassung und für keine

Regierung ein bewegendes Prinzip abgiebt, aber

der Charakter aller Regierungen seyn, und aus

allen Verfassungen hervorgehen soll, wenn sie die¬

sen Namen verdienen und behalten wollen. Was

klug berechneter Eigennutz den Aristokratien in

dieser Hinsicht eingiebt, giebt Pflicht den Monar¬

chen und den Oberhäuptern der Demokratien ein^
und zwar nicht allein Mäßigung in den Hand¬

lungen, sondern Mäßigung im Aufwands, in der

Lebensart, in den Vergnügungen, in der den
Herrschern eigenthümlichen Sitte.

Höher als Furcht und Hoffnung, niedriger

als wirklicher Gemeinsinn, stehet die Ehre, als

ein wahres bewegendes Prinzip, und hat sich in

den neueren Staaten als ein solches, eines großen

Einflusses auf die Sitten und die Handlungen

zu rühmen. In wie fern sie aus einem geistigen

Triebe, und aus einem moralischen Interesse ent-
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stehet, hak sie etwas edles, und den eigennützigen

gemeinen Rücksichten sehr überlegenes; in wie fern

sie doch eine Beziehung der Handlungen auf die

persönlichen Vortheile der Handelnden vorausseht,

kann sie sich mit dem eigentlichen reinen Gemein-

sinn nicht messen.

Die Ehre bestehet nicht in dem Gefühl des

innern und absoluten Werths der Person und

der Handlungen, sondern in der Meinung, die

man von seiner eigenen Würde hegt, und in dem

Werthe, den man auf die Meinung der Andern

seht. Freilich sind die wahre Ehre und die wahre

Tugend sehr nahe verwandt, allein wenn man sie

naher beleuchtet, ergeben sich doch bedeutende Un¬

terschiede. Die Tugend ist die Fertigkeit, aus

Liebe zu Gott und zu der Pflicht, denselben in

allen Lagen des Lebens große Opfer zu bringen.

Die wahre Ehre ist der Trieb, die an sich

pflichtmäßigen Handlungen zu thun, aus dem Be¬

dürfnisse und dem Wunsche, von den Andern ge¬

achtet und geschäht zu werden. Die Tugend be¬

trachtet die Handlungen an sich; die Ehre, in

der Meinung der Anderen. Die Tugend hat

keine andere Richtschnur als das Geseh, wie es

das Gewissen, die Vernunft, die Gottheit selbst

ihr Vorhalten; die Ehre nimmt zum Maaß-

stabe der Handlungen die Meinung der Anderen.

Die Tugend strebt nach Selbstbilligung, die Ehre
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nach der Billigung der Menschen eines gewissen

Standes. Die Ehre ist also nur ein Surrogat

der Tugend, oder der erste Grad der Einweihung

des Menschen zu seiner moralischen Bestimmung.

Die Ehre, wie wir sie hier geschildert ha¬
ben, konnte sich auch in der alten Welt bei den

Griechen und den Römern offenbaren, obgleich in

einem weit geringeren Grade, als in den neueren

Staaten. Allein die Ehre als ausschließlicher

Charakter eines gewissen Standes und einer ge¬

wissen Klasse von Staatsbürgern, die Ehre, mit

allen Nebenbegriffen und sonderbaren Bestandthei-

len welche der Gang der Cultur in dem größ¬

ten Theil von Europa mit ihr verbunden haben,

ist eine Eigenthümlichkeik des neueren gesellschaft¬

lichen Zustandes, die sich aus der Geschichte des

Mittelalters entwickelt hat. Die Ehre hat sich,

erst als herrliche Blüte, dann als köstliche

Frucht, aus dem Ritterthum entfaltet; das Ritter-

thum selbst hängt mit der Feudal-Verfassung zu¬
sammen, und in wie fern alle monarchische Staa¬

ten von Europa aus der Feudal-Verfassung her¬

vorgegangen sind, hat man sehr Recht zu sagen:

daß die Ehre das bewegende Prinzip der Mo¬

narchien sey.

Die Feudal - Verfassung stellte die großen

Krön - Vasallen eher neben den König als unter

ihn. Ihnen galten nicht die Gesetze über alles,
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sondern die Meinung, welche sie von sich selbst,
von ihrer Macht und von ihrer Unabhängigkeit

hatten. Die hohe Meinung, die Leute ihres

gleichen von ihnen faßten, war ihnen die Haupt¬

sache, das Ziel ihres Thuns und Lassens. Die

mittelbaren Vasallen nahmen die Maximen und

die Grundsätze des hohen Adels an, und die Ge¬

sinnungen des Letzteren gingen auf die Ersteren
über. Als die großen Krön - Vasallen und der

Gestammt-Adel allmälich von ihrer Gewalt ver¬

loren, und immer mehr in die Abhängigkeit des

Königs geriethen, so brachten sie in ihre neuen Ver¬

hältnisse, ihrer ehemaligen Größe eingedenk, eine

gewisse stolze Würde, welche sie mehr wie Ge¬

nossen, als wie Unterthanen des Königs, erschei¬

nen ließ. Die Könige selbst suchten, durch einen

gewissen Ton der Gleichheit, dem Adel seinen

vorigen Zustand, wo nicht vergessen, doch ver¬

schmerzen zu machen. Daher der Adel sich selbst

Gesetze vorzuschreiben schien, dieselben von der

Meinung und der Sitte, weit mehr als vom

Gesetzgeber entnahm, und seine Ehre darin setzte,

freiwillige Pflichten gegen den König, gegen seine

Mitgenoffen, gegen sich selbst zu übernehmen.

Es entstand daher eine eigne Gesetzgebung,

ganz verschieden von der Gesetzgebung Gottes,

und auch von der Gesetzgebung des Staats, die

zwar öfters in Hinsicht der Handlungen, die sie
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verbot oder gebot, mit den beiden ersieren zusam-
I mentraf, aber auch oft in Hinsicht des Lobes¬

und Tadelswürdigen, des Erlaubten und des Un¬
erlaubten, des Rechtmäßigen und Unrechtmäßigen
von innen abwich. Diese Gesetzgebung beruhte
auf der Meinung, aber nicht auf der allgemeinen,

i sondern auf der einer gewissen Klasse von Staats¬
bürgern, auf der des Adels. Diese Gesetzgebung
erstreckte sich auch nicht weiter als auf die Mit¬
glieder dieser Klasse; sie nahm die Meinung

I als Maaßstab der Grundsätze, und ihre Aus-
k sprüche als richterliche Aussprüche an.
ff Der Haupt-Grundsaß der Ehre war, dem
H König die größten Opfer zu bringen, und ihm
ü auf Tod und Leben zu dienen, allein nicht un-
» terthänig, sondern freiwillig, wenigstens mit dem
« Schein der Freiwilligkeit, und man kann nickt in
« Abrede scyn, daß, in ihrer Reinheit, sie den mo-
§ narchischen Staaten in Europa Kraft und Glanz
j- zugleich verliehen hat, daß sie Uneigennühigkeit, Un-
! erschrockenheit, Großmuth, Biederkeit in dem Adel

einheimisch gemacht hatte, und indem sie Offen¬
heit mit Zurückhaltung, Freimuth mit Anstand,
Gleichheitssinn mit Ehrfurcht in den Gemüthern
verband, herrliche Menschen, schöne Zeiten und
heroische Handlungen hervorgebracht hat.

Wenn diese ritterliche Ehre, die, mit den
Monarchien des heutigen Europa, aus dem Mit-
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telalter hervorgegangen ist, wirklich ein diesen
Monarchien eigenthümliches Bewegungs-Prinzip
ist, so kann man dasselbe nicht von der Ehre im
Allgemeinen sagen, in so fern sie im Gefühl des
Werths und der Macht der Meinung, wenn von t
der Abschätzung der Handlungen die Rede ist, I
bestehet. °

So lange die öffentliche Meinung sich von !
aller fremdartigen Mischung frei halt, und weder
von den Leidenschaften getrübt, noch von den La- j
stern verfälscht, noch durch Trugschlüsse des
Verstandes von ihrer wahren Richtung gewi¬
chen ist, ist sie beinahe der Ausspruch der Ver¬
nunft und der Gerechtigkeit selbst, mit ihnen
gleichlautendund identisch. Dann ist es weniger
nachtheilig, dieselbe als Richtschnur seines eigenen !
Handelns anzunehmen. Das einzige Verderbliche ,
in der übertriebenen Achtung für die Meinung ^
der Menschen wird dann seyn, daß'wir doch das ;
Bild statt der eigentlichen Gestalt, den Schat¬
ten statt des Körpers, das Zeichen statt der be-
zeichneten Sache in hohem Werth halten. Denn >
man sollte eigentlich die öffentliche Meinung nach !
den Grundsätzen und den Maximen der Vernunft j
beurtheilen, und nach ihr bestimmen, was frühe j
oder spät die Meinung seyn wird und seyn soll,
allein nicht die Vernunft selbst von der Meinung
ableiten wollen. ^
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Wenn aber das Verderbniß der Sitten, die

Verzärtelung und die Abstumpfung der Gefühle,

die Verrückung des Verstandes, die alles Edle

verstimmende Selbstsucht, bei einem Volke die

Oberhand erhalten, so wird die Ehre eine höchst

unrichtige und verführerische Norm der Handlun¬

gen abgeben. Da sie nicht in dem Gefühle des

inneren und absoluten Werths der Person und der

Handlungen, sondern in der Meinung besteht, welche

die Anderen von unserer Person und von unseren

Handlungen haben, so kann, bei einem solchen ent¬

arteten oder verwilderten Volke, die Ehre zu ehrlo¬

sen Handlungen verführen, und, wie wir es in Frank¬

reich wahrend der hundert Tage gesehen haben,

wird man behaupten können, daß man, aus Ehr¬

gefühl, Meineid und Treulosigkeit ausüben kann.

Aus diesen einfachen Betrachtungen ergiebt

? sich schon, daß eigentlich die Tugend, oder viel¬

mehr der Gemeingeist, das einzige kräftige, reine,

wirksame Bewegungs-Prinzip seyn muß, und

seyn kann. Die anderen sind, ohne dasselbe, entwe¬

der ungenügend und unzulänglich, oder einer schnel¬

len Ausartung ausgeseßt, oder von einer theils

beschränkten, theils zweideutigen Thätigkeit.

Daß, auf das bewegende Prinzip des Ge¬

meinsinns und das Vorherrschen dieser Triebfeder

bei einem Volke, alles ankömmt, wenn der Staat

wahre Macht und das Volk wahre Kraft und
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wahre Würde besitzen und offenbaren sollen, wird
in unfern Tagen Niemand leugnen wollen, der
nicht zu der Klaffe der Tabellenmacher gehört,
für welche nichts wahres Daseyn hat, als was
in Massen und Zahlen kann angegeben werden.
Freilich kann kein Staat bestehen, gedeihen, frei
und selbstständig seyn, ohne eine gewisse Summe
physischer Kräfte, die gemessen und gezählt wer¬
den können. Allein die Macht eines Staates
einzig und allein berechnen und bestimmen wollen,
nach den Quadratmellen seiner Oberfläche, der
Masse seiner Bevölkerung, der- Totalität des Na¬
tional-Vermögens, oder der Staats-Einnahme,
würde eben so richtig und verständig seyn, als
wenn man die Gewalt oder den Einfluß irgend
eines Mannes nach seiner Größe, seiner Breite,
seiner Vollblütigkeit, seinem Gewichte, beurthei-
len und abschätzen, hingegen seine sittliche und gei¬
stige Kraft, seinen Charakter, seine Leidenschaf¬
ten, seine Gefühle gar nicht in Anschlag brin¬
gen wollte. Die Energie des Willens verdoppelt
die Kräfte, denn sie allein macht, daß die Kräfte,
alle angewendet und angestrengt werden, und sie
erleichtert alle Entbehrungen und alle Aufopferun¬
gen. Die Energie des Willens hängt von der
Lebendigkeit lind der Natur der Gefühle und der
begeisternden Ideen ab. Die Ideen müssen wahre
Ideen d. i. ein großes, allgemeines, uneigennützi¬

ges,



ges, ewiges Interesse zum Gegenstand haben, denn

solche allein vermögen zu begeistern und den Men¬

schen über sich selbst zu erheben. Diese .Ideen

sind: Religion, Vaterland, Wahrheit und Recht.

Die moralische Kraft eines Volkes wird also in

der hohen Meinung bestehen, die es von seinem

Lande und von seiner Regierung hat; in der Ehr¬

furcht für das Recht, welches die Freiheit Aller

schützt indem es die Freiheit eines Jeden beschrankt;

in seinen Sitten und in seiner Frömmigkeit.

Diese moralische Kraft erseht oder erhöhet die

physische. Das Unsichtbare ist auch hier das wich¬

tigste und reelste. Nichts ist also entscheidender,

als die bewegenden Prinzipien der verschiedenen

Verfassungen, denn sie sind der Hebel der Staa¬

ten, die Quelle ihres politischen Lebens. Sie

setzen moralische Kraft voraus, oder erzeugen

sie. Wäre es also wahr, daß die Tugend, oder

der Gemeinsinn, nur in der Republik zu Hause

gehörte, so wäre zugleich bewiesen, daß die Va¬

terlandsliebe den andern Regierungen fremd ist,

und das Urtheil wäre ihnen gesprochen. Allein es

verhält sich ganz anders.

Es giebk einen Gemeinsinn da, wo es eine

gemeine Sache und ein wirkliches Gemeinwesen

giebt. In den Morgenländischen Staaten, wo

eine große Anzahl Menschen nebeneinander, unter

derselben Zuchkruthe leben, wie Sklaven, die

K



i/j.6 Ueber die bewegenden

einem Herm fröhnen, wie Werk- oder Spiel¬
zeuge in der Hand eines Mächtigen, wie un¬
glückliche Opfer einiger Elenden, findet kein Ge¬
meinwesen statt. Das Gemeinwesen kann stch
nur da zeigen und ausbilden, wo der Staat den
Zweck, und die Regierung das Mittel zum Zwecke
abgiebt, wo Alles des Volkes wegen gedacht und
gethan, unternommen oder vermieden, herbeige-
führt oder entfernt wird; da wo das öffentli¬
che und allgemeine Wohl der Centralpunkt ist,
um welchen alles sich drehet, und für welchen
alles exiftirk; wo die Sache Aller zur Sache der
Regierung wird, und nicht gerade wo die Sache
der Regierung die Sache Aller ist; wo das Ge¬
meinwesen Allen gehört, aber nicht gerade wo es
von Allen geleitet und geführt wird.

Ein solches Gemeinwesen ist der wahren
Monarchie, wo ein Einziger, nach den Gesehen,
und nicht nach der Willkühr, Alles beherrscht, re¬
giert, mit fester und wohlwollenderHand leitet,
und wo das Volk stch frei bewegt in vernunft-
mäßigen Schranken, eben so einheimisch, wie in
der wahren Republik, wo jeder Einzelne im Volke
zu der Gesetzgebung nach seiner Einsicht mitwir¬
ket, und wo ein Jeder dem gegebenen Gesetze
Gehorsam leisten soll, als hätte er nicht zur Ge¬
setzgebung mitgewirkt.

Wenn ein wahres Gemeinwesen in einer
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wahren Monarchie statt finden kann — und wo

könnte man mehr durch unzweideutige Thatsachen

davon überzeugt seyn, als in Preußen! — so

giebt es auch, in einem solchen Staate, wahren

Gemeinsinn, d. i. wahre politische Tugend; und

wie könnten wir daran zweifeln, die in den

letzten Jahren die Wunder des Gemeinsinns ge¬

sehen, gerheilet und der erstaunten Welt gezeigt

haben, und die herrlichen Früchte, die er getra¬

gen, alle Tage reichlich einernten!

Da der Gemeinsinn nichts anders ist, als

der Sinn, der uns das Dascyn und die stete

Entwickelung des gemeinen Wesens wahrnehmen
laßt, der Sinn durch welchen wir die Schönheit

dieser wohlthätigen Erscheinung tief in unserem

Innern empfinden, sie mit Freude aufnehmen, und

mit inniger Liebe pflegen, der Sinn der, uns für

ihre Fortdauer und ferneres Gedeihen begeisternd,

uns zu Handlungen treibt, die einzig und allein

auf das öffentliche Wohl sich beziehen, so kann

dieser Sinn in einem wahren Gemeinwesen nicht

ausbleiben. Die Gegenwirkung ist in der mora¬

lischen wie in der physischen Welt, immer der
Wirkung gleich.

Das Interesse für das Gemeinwesen, oder

der Gemeinsinn, wachst und steigt freilich nach

einer sehr natürlichen Progression, in dem Ver¬

hältnisse, wo die Einzelnen und die Gesammtheit
K s
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an der Erhaltung und Ausbildung des Gemein¬

wesens Hakigen Antheil zu nehmen berechtigt und

verpflichtet sind; in dem Verhältnisse, wo die
Staatsbürger auf die Sache des Staats Einfluß

haben können, und sie zur wirklichen Gesammt-

sache erheben. Man gewinnt mehr Liebe für

einen Gegenstand, man verbindet sich inniger mit

ihm, je mehr man sich mit ihm beschäftigt, und

ihm Opfer der Zeit, der Kräfte, des Vermögens,
Opfer aller Art bringt. In dieser Hinsicht hak

es Vielen geschienen, daß der Gemeinsinn in einer

Republik herrlicher blühen und gedeihen könne, als

in einer, auch wohleingerichteten Monarchie. Allein

der Vortheil der Einen über die Andere, wird

schon minder fühlbar und auffallend seyn, wenn
in einer Monarchie die Bahn der öffentlichen,

auch der höchsten Aemter keinem Bürger ver¬

schlossen bleibt; wenn Alle gleiche Ansprüche auf
alle Stellen machen können, sobald sie gleiche

Rechte, nemlich gleiche Fähigkeiten und Fertig¬

keiten, Talente und Kenntnisse, besitzen; wenn

in derselben die Sitte alle Stände nähert und

der Unterschied des inneren Werthes und Gehal¬

tes allein den Ausschlag giebt; wenn eine ver¬

nünftige Preß- und Rede-Freiheit einem Jeden

erlaubt, über alle Gegenstände, die mit dem

Gemein-Wesen zusammen hängen, sich beschei¬

den und besonnen, aber frei und unumwunden
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auszulaffen, und alle nützliche, hochherzige Gedan¬

ken auf einem leichten und sicheren Weg zum
Vorschein kommen können und dürfen. In einer

solchen Monarchie wird das Gemeinwesen schon

keine Privat-Angelegenheit der Regierenden seyn

oder lange bleiben; der Gemeinsinn wird die Ge-

müther beleben, und die Einzelnen werden nicht

zu einer tödtenden Unthätigkeit verdammt seyn,

noch die bloßen Zuschauer abgeben müssen.

Aber so sehr sich auch der Geist der Regie¬

rung über die Mangel der Form erheben kann,

so sehr die Persönlichkeit der Regenten, die zweck¬

mäßige Einrichtung des öffentlichen Unterrichts,

die Belebung der Wissenschaften und der Künste,

den Gemeingeist und den Gemeinsinn auch in

einer uneingeschränkten Monarchie wecken und auf¬

recht erhalten können: wer wird nicht einsehen

und gern gestehen, daß diese himmlischen Pflan¬

zen besser unter den gemischten und zusammen¬

gesetzten Formen der durch eine wohl berechnete
Wechselwirkung ihrer Theile beschränkten Mo¬

narchie, als in einer unbeschränkten, Wurzel fas¬

sen, Blüthen und Früchte zugleich tragen! Wenn

es auch wahr ist, daß Gemeinsinn und Gemein-

geist allenthalben aufkommen, wo ein wahres Ge¬

meinwesen angetroffen wird, und daß man ein solches

allenthalben vorsindet, wo alles, was von der Re¬

gierung ausgehet, einen gemeinnützigen Charakter
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trägt, so tritt doch das Gemeinwesen weit kräf¬
tiger hervor/ wo es in einer thätigen Gemein¬
schaft des Fürsten und der Nation bestehet/ und
wo neben dem Throne alle National-Interessen
von den Standen besprochen/ vertreten und bei
allen Gesehen gehörig berücksichtigt werden.

Durch dieses Geständniß raumen wir Mon¬
tesquieu seinen Hauptsah, daß die Tugend der
Monarchie fremd sey/ nicht ein; sondern, indem
wir das Ideal einer wahren Monarchie aufstellen,
und in derselben ein Gemeinwesen und einen Ge¬
meinsinn wahrnehmen, haben wir vielmehr bewie¬
sen, daß er den Begriff der Monarchie zu einsei¬
tig und zu eng gefaßt, und daß aus seinem unrich¬
tigen Vordersaß nur falsche Schlußsähe folgen
konnten.

Man wird uns einwenden, daß es Monar¬
chien gegeben hat, und noch giebt, die ohne Ge¬
meinsinn und Gemeingeist, d. i. ohne politische
Tugend, in einem nicht zu verkennenden Flor,
und in einer ungestörten Ruhe fortgelebt haben.
Von welchem Flor und von welcher Ruhe spricht
man, wenn man diese Sprache führt? Es giebt
verschiedene Arten von Flor und von Ruhe; eine
Ruhe, die aus dem Mangel an politischem Leben
entsteht, und eine, die aus dem Leben hervorge¬
het und dasselbe befördert, wie es dasselbe voraus¬
seht. Die erstere kann auch in einer Morgenlän-
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bischen Despotie statt finden, wo die Tugend,

weder in dem Fürsten noch in dem Volke das

herrschende Prinzip ist; denn die Ruhe kann

von der Furcht eingegeben, von der Gewalt er¬

zwungen, von der einschläfernden Gewohnheit er¬

halten, von dem Eigennutz, der in der allgemei¬

nen Ruhe seine Sicherheit findet, eingegeben wer¬

den. Allein diese Ruhe ist kein Leben; denn das

politische Leben fordert, daß in der organischen

Einheit des Staats die Theile des Ganzen, nicht

neben, sondern in und durch einander, existiren.

Ein solches Leben ist nur vermittelst des Gemein-

geistes möglich, der die natürlichen Verwandtschaf¬

ten eines jeden Einzelnen mit dem Egoismus auf¬

hebt, und Alle in die einzige große Verwandt¬

schaft mit dem Staate übergehen läßt. In einem

solchen Gemeingeiste besteht die Tugend. Aeußere

günstige Umstände, die Schwäche und die Kraft¬

losigkeit seiner Nachbaren, die Klugheit und die

Vorsicht seiner eigenen Regierung, können criti-

sche oder gewaltsame Lagen für einen despotischen

Staat entfernen, und also ihm selbst und den

andern Staaten lange das Geheimnis seiner

Schwäche verhehlen. Aber wenn dieser Staat

in Gefahren die große Opfer fodern gerathen

sollte, so würde seine Ohnmacht sich bald zeigen

und sein Tod erfolgen.

Es giebt auch in Hinsicht der National-
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Betriebsamkeit und des National-Reichthumsei¬
nen zweifachen Flor des Staats. Der eine ent¬
stehet aus der natürlichen Thätigkeit und dem
einsichtsvollen Eigennutze jedes Einzelnen, der,
indem er für sich arbeitet und nur an sich
denkt, den National-Reichthum vermehrt. Um .
diesen Zustand herbeizuführen, braucht der Staat
nur negativ zu verfahren, nichts zu hemmen, nichts
zu lähmen, alle Zweige der Arbeit ihrer unge¬
zwungenen Entwickelung zu überlassen. Allein, erst
aus einem höher» Gesichtspunkte aufgefaßt und
herbeigeführt, ist dieser Zustand ein politischer
Flor zu nennen; nemlich wenn der Gemeingeist
das Volk beseelt, es vor allen Dingen den
Staat mächtig und reich machen will, und aus
diesem Streben der Wohlstand'derEinzelnen
sich zugleich ergiebt.

Um seinen Satz durchzuführen, entwirft
Montesquieu ein scheusliches Gemälde der Hof¬
leute, und der Lisigewebe mit welchen sie den
Fürsten umgeben um ihre Absichten zu erreichen.
In allen ausgearteten, siechen, in Fäulniß unter¬
gehenden Monarchien fehlt es dem Gemälde lei¬
der nicht an Wahrheit. Dann kann man mit
Recht behaupten, daß, wie er sagt, Ehrsucht und Mü¬
ßiggang, die Sucht sich zu bereichern ohne Arbeit,
Widerwille gegen alle Wahrheit, Schmeichelei,
Hang und Kunst die Tugend lächerlich zu ma-
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chen, die Hauptzüge des Charakters der Hofleute

sind. Aber, in auögearteten, verdorbenen, der Auf¬

lösung entgegen eilenden Republiken zeigen die

Demokratien kein empfehlenderes Schauspiel, und

empören auch das Gefühl eines jeden menschen¬

freundlichen und besonnenen Zuschauers. Man

gehe die Römische Geschichte, vom Ende des

dritten Punischen Krieges, durch; man sehe Athen,

während des Peloponnesischen Krieges und nach

demselben; man stelle aus dem Arisiophanes die

Züge zusammen, die er nach der Natur gezeich¬

net, und den, über ihre eigene Verruchtheit

witzelnden, spöttelnden und lachenden Atheniensern

vorhielt; man lese nur unter andern die Ritter,

und man wird sich von den Greueln einer gesun¬

kenen Demokratie ein schreckliches Bild entwerfen.

Waren die Demagogen nicht Hofleute des Volkes,

und was fand man bei ihnen? Schmeichelei, un¬

ter der Larve der Freimüthigkeit, ja sogar der

Roheit; Hochmuth, mit einer falschen Populari¬

tät versetzt; eine künstliche Wärme der Gefühle,

und eine geheuchelte Begeisterung, mit einem kal¬

ten, erstarrten Sinn, und einem unempfindlichen

Herzen; Einfachheit in der Art sich'öffentlich zu

tragen, und im Innern ihres Privat-Lebens, ein

schwelgerisches, wollüstiges Treiben; Unthätigkeit,

mit einer beständigen rastlosen Bewegung; Frech¬

heit, mehr als Kühnheit; Prahlerei, ohne wah-
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ren Miith; Unerschrockenheit im Reden, Excen-

tricität in den 2lnsichten; Schüchternheit, Klein-

muth im Handeln; Uneigennühigkeit, im Auffo-

dern der Andern zu großen Opfern; Eigennutz,

wenn es die eigenen galt. Was folgt aus die¬

sem doppelten Gemälde der Schmeichler des Für¬

sten in gewissen Monarchien, und der Schmeichler

des alten 8^05 in gewissen Republiken, der Hof¬

leute und der Demagogen? — Daß wenn man in

das Wesen der Monarchie und der Demokratie,

und in die sie bewegenden Triebfedern und Prin¬

zipien ernstlich eindringen will, man beide in ih¬

rem gesunden Zustande, wo alle ihre Organe in

ihrem harmonischen Spiel, das was sie sind

ausdrücken und offenbaren, und nicht in ihren sthe-

nischen oder asthenischen Krankheiten, in ihren

krampfhaften Zuckungen, oder in ihrer Erschlaf¬

fung, betrachten und beurtheilen muß. Im ersten

Falle wird sich erweisen, daß die politische Tu¬

gend der Monarchie nicht fremder ist, als der

Republik; im zweiten, daß dieselben Laster, unter

gewissen Umstanden, in beiden, nur unter ver¬

schiedenen Formen, auftreten.

Da, wo die Macht, und zwar die höchste

Macht im Staate, thronet, da theilet dieselbe

Gewalt, Einfluß, Ehrenstellen und Reichthümer

aus. Um dieselbe sammelt sich dann immer die

Menge derjenigen, die sich erniedrigen um sich zu
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erheben, ihre Würde verleugnen um Würden zu

erlangen, sich preis geben, um den Preis ihrer

Hingebung hoch anzuschlagcn, und eine geraume

Zeit sich als bloße Werkzeuge handhaben lassen,

um die Wachthabenden selbst, wo möglich, zu ihren

Werkzeugen herabzuwürdigen. Dieses ist der Fall

in den reichen, üppigen, sittenlosen Demokratien,

so wie in den reichen, üppigen, sittenlosen Perio¬

den der Monarchien. Die Ehrsucht, die Geld¬

sucht, die Lobsucht, führen in diesen verschiedenen

Staaten eine andere Sprache, tragen ein anderes

Gewand, aber sie sind sich immer gleich; sie be¬

schreiben verschiedene Linien, aber es sind immer

krumme Linien, denn nur solche führen sie zu ihren
selbstsüchtigen Zwecken.

Man kann sogar sagen, daß die niedrigen

Leidenschaften, die sich in der Sonne der Macht,

wie das Geschmeiß in der Sonne der Natur,

entwickeln, in Republiken sich noch allgemeiner

zeigen, als in den Monarchien; denn, auch in

sinkenden Monarchien, sind die Monarchen noch

manchmal groß gesinnt und zugleich scharfsichtig

genug, um die Schmeichelei und die Selbstsucht

zu entdecken und zu errathen, um sie zu verach¬

ten oder zu bestrafen; allein in einer sinkenden
Demokratie kann die Masse des Volks nie rein

genug bleiben, um das Buhlen der Leidenschaften
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zu verabscheuen, noch klug genug, um sich nicht
von ihnen tauschen zu lassen.

Aber, werden Mehrere einwenden, sprechen
nicht lauter für die Tugend der Republiken, die
großen Alten, die Heroen der Vaterlandsliebe,
des GemeingeisteS und des GemeinsinnS, als alle
Vernunftschlüsse und Vernunftgründe, oder viel-
mehr alle Spitzfindigkeiten,die man anwenden
kann, um diese, durch die Thatsachen längst ent¬
schiedene Frage, wieder aufzufrischen?Wo sind, in
neueren Zeiten, wo die monarchischen Formen die
ganze cultivirte Welt eingenommen haben, solche
reine, H0H6, uneigennützige Gesinnungen, solche
vollkommene Hingebung für die Sache der Freiheit
und die Unabhängigkeit des Staats, solche Freude
im Entbehren und in Aufopferungen aller Art,
solcher Heroismus im Handeln wie im Leiden,
solche frische, jugendliche, unverwelkliche Begeiste¬
rung für die Ehre, den Ruhm und das Glück
des gemeinsamenVaterlandes?

Dank sey es meinen Mitbürgern und ihren
unsterblichen Thaten, in der großen vcrhängniß-
vollen Zeit die wir durchlebt haben! diesen Ein¬
wurf kann die Geschichte der Jahre des Be¬
freiungs-Kriegs schon allein beantworten. Wer
an der politischen Tugend und an dem Gemein-
sinn der Monarchien gezweifelt hat, der komme
und sehe, wie in Preußen, die souveräne Gewalt
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eines Einzigen, und die Freiheit Aller, einen schö¬

nen Bund geschlossen hatten; und welche Wunder

ein ächter Gemeingeist, mit monarchischen Gesin¬

nungen verbunden, und durch monarchische For¬

men gelenkt und geregelt, hervorgebracht hat!

Zwei Mal, in einem halben Jahrhundert,

hat Preußen, durch seine Heldenkraft, die Ehre

der Monarchie gerettet, und sie in das glänzend¬

ste, Alles übcrstralende Licht gestellt. Beide Male

hat eine poetische Begeisterung die Nation ergrif¬

fen, und sie hat einen riesenmäßigen Kampf mit

einem hohen Schwung begonnen und vollendet;

wie ein Epos, hat sie ihn lebendig und freudig

durchgeführt. In beiden hatten sich die Persön¬
lichkeit des Herrschers und die des Volks einan¬

der durchdrungen, wie in den Werken der Kunst

die unendliche Idee und die endliche schöne Form.

Ferner, die Tugenden, oder der Gemeinsinn

und die Vaterlandsliebe, in den alten Freistaaten,

waren weniger die natürlichen und nothwendigen
Folgen ihrer politischen Formen, als die Wir¬

kung ihrer Kleinheit und ihrer Armuth. Ihre

Tugenden verschwanden allmälig, je mehr die

Staaten sich vergrößerten und ihr Reichthum zu¬

nahm. Sie hingen fest an dem Vaterlands, weil

es in den Mauern einer Stadt, oder in einem

sehr geringen Umkreise, eingeschlossen und begrif¬

fen war. Ein Jeder konnte leicht das Ganze um-
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fassen, sogar alle seine Mitbürger kennen. Die
Wünsche oder Begierden waren beschränkt, wie

die Gegenstände des Begehrens, und wie die

Mittel, sie zu erwerben. Der Gemeinsinn hat in¬

nige Verwandtschaft mit der Reinheit der Sitten,

und diese hängt wesentlich von dem Grade des
National-Reichthums oder der National-Armuth

ab. In einem monarchischen Staate, wo die höchste

Armuth eben so selten wie der größte Reichthum

ist, wird es gewiß mehr unbescholtene, eifrige,

thätige Staatsbürger geben, als in einer Repu¬

blik, wo die zwei Extreme sich berühren, und wo

für die Einen alle Versuchungen des Elendes, und

für die Andern alle Verführungen des Neichthums

Zusammentreffen würden.

In einigen hoch gepriesenen, und von Mon¬

tesquieu, wegen ihres Gemeinsinnes und ihrer

Vaterlandsliebe, immer angeführten Staaten des

Alterthums, hakten freilich zu diesen vermeintli¬
chen Wundern die politischen Formen und die

Natur der Gesetze sehr viel beigetragen; allein

sie hatten diesen Zweck nur auf Kosten anderer,

wo nicht höherer und heiligerer, doch gewiß sehr

heiliger Zwecke erreicht. Dieses war besonders der

Fall mit der Verfassung von Sparta. Dieser Staat

hat einen sehr glänzenden, aber sehr usurpirten Ruf.

Sparta war ein großes militärisches Kloster,

und die Spartaner waren rohe Krieger, die sich
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ganz dem Kriegesdienste widmeten, in dem Kriege
das einzige Interesse des Vaterlandes sahen, und

nur Sinn für diese Gemeinsache hatten. Diese

Verfassung, die einen Theil der Natur des Men¬

schen auf Kosten aller übrigen begünstigte, welche

die rohen, wilden Triebe nährte, und die milderen,

sanfteren, edleren erstickte, war nicht auf die Ent¬

wickelung des Menschen, sondern auf die ausschließ¬

liche Entwickelung einiger sehr zweideutigen Tugen¬
den berechnet. Die Sklaverei der Heloten war die

Grundlage des Staats, und ohne eine solche Skla¬

verei wäre er gar nicht denkbar gewesen. Die Ver-

theidigung des Staats war nicht einer der Haupt-

gegenstände und eines der Hauptmittel, die zum

Zweck des Gemeinwesens dienen sollten, sondern

der alleinige Zweck desselben. Maaßregeln und

Einrichtungen, welche das Volk zu einem kräfti¬

gen Defensiv-System tüchtig machen sollten, ar¬

teten bald in Offensiv-Maaßregeln aus, und die

Spartaner, nur für den Krieg geboren, nur für

den Krieg erzogen, wurden die Geißel ihrer Nach¬
baren, und später von ganz Griechenland. Die

Familien - Verhältnisse, diese Blüte der Huma¬

nität, fanden in Sparta gar nicht statt. Es wa¬

ren dort Ehen ohne eine wahres eheliches Leben,

Väter ohne Kinder, Kinder ohne Väter, oder
vielmehr die sogenannten Familien waren nur

Kinder - Fabriken, die ihre Maare dem Staate
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überlieferten, nachdem sie, gleich bei ihrer Erschei¬

nung, die schlecht Gerochenen getödtet, und die

Besseren aufbewahrt hatten. Die Liebe des Ge¬

schlechts erhob sich nicht über den sinnlichen Trieb;

die Frauen waren Werkzeuge, von welchen man

nichts foderte, als Gesundheit und Kraft. Die

politische Freiheit war sehr gering; der Senat

galt über alles; die Versammlung des Volkes,

d. h. die der freien Laconier, hatte beinahe gar

nichts, und die der freien Spartaner sehr wenig,

zu sagen.
Die bürgerliche Freiheit konnte gar nicht

statt finden, wo kein wahres Eigenthum war, und i

Keiner das ihm Angewiesene weder veräußern, noch

vermehren, noch vermindern, noch über dessen Er¬

trag frei und unbeschrankt disponiren konnte. ^

Streng consequent verfuhr freilich Lycurg bei der ^
Festsetzung der Verfassung (wenn anders Er sie 8s

festgesetzt hat). Er wollte ein Soldaten - Volk >

bilden; alles andere ergab sich von selbst für einen !

folgerechten Geist. Die Soldaten müssen gesund, ,

stark, gewandt seyn; also mußten schwache Kin- ^
der bei der Geburt erstickt werden; die Frauen,

durch ihre Tracht, ihre Lebensart, ihre Uebungen, ^

mußten nur zur Erzeugung kräftiger Kinder aus- ^
gebildet werden. Da die Ehe nicht ein moralisches, !
von der Liebe geflochtenes, das Leben umfassendes i

Band, sondern nur eine Verbindung um künftigen ;
Solda- i
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Soldaten das Leben zu geben war, so mußten

die kränklichen und schwächeren Männer ihre

kräftigen Weiber andern stärkeren Männern über¬

lassen. Die Soldaten brauchen keine anderen Tu¬

genden, als die Gewohnheit vieles zu entbehren

und zu ertragen, keine andere Bildung als phy¬

sische; daher die einfache, harte, gemeinschaftliche

Kost; daher die Beschränkungen des Unterrichts

auf das Springen, Gehen, Laufen, Baden, Rin¬

gen, Schwimmen, und auf alle Waffenübungen.

Die Wissenfchaffen waren verachtet, die Künste,
außer etwas kriegerischer Musik, verbannt. Die

Soldaten müssen einzig und allein ihrem Stande

leben, die Familien-Verhältnisse fesseln den Men¬

schen, und theilen seine Kräfte. Die Ruhmsucht

muß, bei dem Soldaten, alle andere Triebe, die

Vaterlandsliebe eine jede andere Liebe überwiegen,,

ja sogar ersticken. Eigenthum, mögliche Vermeh¬

rung desselben, Hang zu stillen, produzirenden

Arbeiten, ziehen die Aufmerksamkeit vom Kriege

ab. Daher die männlichen Kinder frühe ihren

Aeltern entrissen, und vom Staate, seinen einsei¬

tigen Bedürfnissen gemäß, erzogen wurden. Da¬
her das Leben der Männer mit und neben ein¬

ander in wabren militärischen Cameradschaften,
welche das kriegerische Band auf Kosten aller

übrigen fester knüpften; daher keine andere Er¬

werbsquelle als Ackerbau, die gleiche Vercheilung
L



des Landes, die Unmöglichkeit es zu veräußern,
der Anbau desselben von den Heloten, die Ver¬

wendung eines großen Theils des Ertrages zu der

Unterhaltung der gemeinschaftlichen Tische. Wahr¬

lich eine furchtbare Verfassung, die das herr¬

lichste im Menschen lahmte und tödtete, um der

physischen Gewalt die größte Ausbildung zu geben;

aber eine Verfassung, die, wenn gleich sie Gemein¬

geist und Gemeinsinn theuer erkaufte, beides doch

hervorbrachte und unterhielt. Je beschrankter der
Gesichtspunkt der Spartaner, um so fester und

wirksamer waren ihre wenigen Ideen; je einseitiger

ihre Bildung, je ausschließlicher ihr Beruf, je

sonderbarer und verschiedener von allen übrigen

ihr ganzes Wesen, um so größer ihre Anhänglich¬

keit an Sparta, das ihnen alles war, und das

sie nirgends wieder zu finden hoffen konnten. So

bringt es die Natur des Menschen mit sich. Aber

welcher Gesetzgeber möchte durch solche Mittel,

und zu einem solchen Preis, eine Abart des wah¬

ren Gemeinsinns in einen Staat verpflanzen!

, In andern Republiken des Alterthums wurde

freilich durch edlere Mittel ächter Gemeinsinn,

das belebende Prinzip des Staates, hervorgebracht.

Aus der freien Ausbildung des ganzen Menschen

ging eine hochherzige Liebe für Freiheit und Va¬

terland hervor, und vielleicht zu keiner Zeit, und

in keinem Lande, hatte sich, wie in einem kleinen
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Theile von Griechenland, die Menschheit einer so

harmonischen und vielseitigen Entwickelung zu er¬

freuen; allein es war auf Kosten der Mehrzahl,

auch will ich nicht in Abrede seyn, daß bei einigen

Völkern des Alterthums, der Gemeingeisi, allge¬
meiner, als bei uns, angetroffen wurde. Aber

man kann nicht diesen Unterschied, ich will nicht

sagen ausschließlich, sondern nur vorzüglich, der

Verschiedenheit der politischen Verfassungsformen
zuschreiben. Folgende Umstande müssen bei Erör¬

terung dieses Gegenstandes besonders berücksich¬
tigt und beherzigt werden.

In allen neueren Staaten sind die produzi-
renden Gewerbe die Hauptsache, wo nicht immer

für den Staat, doch in der Regel für die ein¬

zelnen Staatsbürger. Die ganze Gesellschaft be¬

ruht, bei uns, auf den National-Neichthum, der
National-Reichthum auf den Neichthum der Ein¬

zelnen, der Reichthum der Einzelnen auf die

Quantität und die Vollkommenheit der Arbeit,

diese letztere auf die Theilung der Arbeit, und

diese Theilung bestehet in der ausschließlichen und

beständigen Beschäftigung eines jeden Einzelnen

mit einer einzigen Sache, dermaaßen, daß,

wenn dieselbe ins Unendliche fortgesetzt werden

könnte, die Intelligenz zur Maschine herabgewür¬

digt, und die Maschine zur Intelligenz erhoben

scheinen dürfte. Daher, in den neuern Staaten,

L 2
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die bürgerliche Freiheit, oder die Sicherheit,
und die unbeschrankte Benutzung seiner Kräfte
und seines Eigenthums das Hauptinteresse des
Staatsbürgers ist; daher ein gesetzmäßiger An-
theil an der Gesetzgebung und an der Ver¬
waltung, oder die politische Freiheit, ihnen
nur in so fern wichtig scheint, als dieselbe die
Gewährleistung und die verbürgende Bedingung
der bürgerlichen Freiheit ist; hingegen, in den
alten Republiken, die politische Freiheit alles war;
diejenigen, die sie genossen, ihr nicht ungern einen
großen Theil ihrer bürgerlichen Freiheit zum
Opfer brachten, und diejenigen, die keine politi¬
schen Rechte besaßen, nicht einmal die bürgerli¬
chen hatten. Die meisten Arbeiten des Erwerbs,
und des gewöhnlichen Lebens, sielen auf die
Sklaven, die sich, z. B. in Athen, wie 400,000
zu 20,000 Freien verhielten. Daher die hohe
Cultur, welche die Freien erreichten; sie war um
so größer und höher, als die Freien sie auf Ko¬
sten der anderen Einwohner der Stadt, oder des
Staats, erlangten. Bei den Alten konnte also
der Staat für die freien Staatsbürger Alles,
oder doch die Hauptsache seyn. Sie liebten ihn
mehr, weil sie nur für ihn, und in ihm lebten.
Bei uns, kann die öffentliche Sache nicht unge-
theilt unsere Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Die
Arbeiten und die Interessen des eigenen Stan-
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des nehmen einen gar zu großen Theil unserer

Zeit und unserer Kräfte in Anspruch.

Mit diesem Gange der Betriebsamkeit und

der Cultur in den neuern Staaten, hangt dis

entschiedene Vorliebe der Neuern für das häusli¬

che Leben sehr genau zusammen. Dieses häusli¬

che Leben ist, in unseren Zeiten, sogar für die

öffentlichen Männer, und viel mehr für die ande¬

ren Staatsbürger, eine Hauptsache des ganzen Le¬

bens. Die Reize und die unendlichen feineren

Genüsse, die das häusliche Leben darbictet, so wie

seine heiligen Pflichten und seine hohe Wichtig¬

keit, sind die wohlrhätigen und herrlichen Folgen

der Stelle, welche die Frauen in der Familie

und in der Gesellschaft einnehmen und dem Chri-

stenthume zu verdanken haben. Sie stehen, bei

uns, auf einer und derselben Linie mit den

Männern, und haben in der Hausgesellschaft die¬

selben Rechte und dieselben Pflichten, in so fern

die Verschiedenheit des Geschlechts, und die, aus

derselben hervorgehende verschiedene Bestimmung,

diese Gleichheit mit sich bringet, bestimmt und

beschrankt. Die Tugenden und die Reize der

Frauen, ihre sanfte Gewalt und ihr segensrei¬

cher Einfluß auf das Innere der Familien ent¬

springen aus dieser Gleichheit. Als Töchter, als

Schwestern, als Gattinnen, als Mütter, sind

sie immer das Band oder der Mittelpunkt des
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häuslichen Lebens; immer dieselben und immer
verschieden, scheinen sie nur in verschiedene Ver¬

hältnisse zu treten um ihr inneres Wesen ganz

zu entfalten, um das Reich der Sitte fester zu

begründen, und unter allen möglichen Formen

ihren milden Einfluß auf unser Glück zu ver¬

vielfältigen: — so wie der Lichtstrahl, nach der

Natur der Gegenstände auf welche er fällt ver¬

schiedentlich gebrochen und zurückgeworfen, das
unendliche Wechselspiel der Farben hervorbringt.

Die Frauen haben in den neueren Staaten

nicht allein das häusliche Leben verschönert, son¬

dern den Gesellschaften ein Leben höherer Art

gegeben, und durch die Zartheit ihres Gefühls,

die Lebendigkeit ihrer Phantasie, die Eingebungen

ihres tiefen Gemüthes eine Wechselwirkung der

Gedanken und Empfindungen, eine herrliche Mi¬

schung von Kraft und Milde, von Begeisterung

und Besonnenheit, von Licht und Wärme, in

das gesellige Leben eingeführt. Sie konnten

nicht, bei den Alten, auf dem Standpunkte der

ihnen vom Gesetz und von der Sitte angewiesen

war, diese magische Gewalt ausüben. Da sie

nicht dieselbe Freiheit genossen, so gingen ihnen

die äußere und die innere Würde ab, die zugleich

Ursache und Wirkung ihrer heutigen Bildung und

Gewalt sind. Das häusliche, das gesellige Le¬

ben sind also viel angenehmer und reichhaltiger
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in dem neuem Europa, als in den Republiken

der alten Welt, und unsere politischen Formen

müssen darauf berechnet seyn. Während den

Alten das öffentliche Leben Alles war, und
der Gemeinsinn den Familiensinn bei Weitem

überwog, ist es ber uns das Gegentheil. Je

glücklicher ein Jeder sich an seinem eigenen Heerde

fühlt, jemehr verlebt er Zeit zu Hause, in der

Mitte der Seinigen; um so weniger beschäftigt er

sich mit dem Staate, um so weniger verbindet er

sein Daseyn mit dem Gemeinwesen. Der Flor

und die Wohlfahrt des Staates werden freilich

immer auf sein häusliches Leben Einfluß haben,
und wenn äußere oder innere Stürme das Va¬

terland bedrohen oder zerreißen, wird auch im In¬

nern der Häuser kein heiterer Tag aufgchen. Aber

es ist doch unstreitig, daß das häusliche Glück,

in vielen Rücksichten, von dem öffentlichen unab¬

hängig ist; ja das erstere kann das andere über¬

leben, und über dessen Verlust einigermaßen trösten.

Weder zu verwundern, noch zu bewundern ist es

also, wenn die Alten in der Vaterlandsliebe, und

in dem Gemeinsinn, uns überlegen scheinen; ihre

Liebe, ihre Aufmerksamkeit, ihre Thätigkeit wa¬

ren nicht, wie die unsrigen, zwischen der kleinen

und der größeren Gesellschaft getheilt.

Endlich, wenn in neuern Zeiten, der Staat,

in dem Gemüthe und in der Seele des Men-



schen einen kleineren Raum einnimmk, so hak
die Religion einen um so größeren Raum einge¬

nommen. Eins läßt sich aus dem andern erklä¬

ren, und stehet mit ihm in einem genauen Ver¬

hältnis In den alten Staaten waren die Ge¬

setzgebung und die Religion nicht eigentlich von

einander verschieden, und stoffen oft in einander.

In manchen, war die Religion eine wirkliche

Gesetzgebung; in den andern, die Gesetzgebung

eine wirkliche Religion; und bei denen, wo weder

das eine, noch das andere, in seiner ganzen Rein¬

heit statt stand, diente die Religion dem Staate;

sie war nicht Zweck an sich selbst, sondern Mit¬

tel zum Zweck. Wenn sie den Gesehen mehr

Kraft, der Regierung mehr Ansehen, dem Volke

öffentliche Feste gegeben hatte, so hörte ihre Wirk¬

samkeit auf, und sie trat weniger in die Häuser

und in die Privat - Verhältnisse ein. Bei uns,

soll sie den Völkern und den Einzelnen das Höch¬

ste seyn. Sie hat ihre eigene Welt, und diese

Welt ist die innere, unsichtbare, übersinnliche, in

welcher ihre Selbstständigkeit auf ewigen Grund¬

festen unerschütterlich stehet. Bei uns hat sie kein

eigenes Gebiet, weil das ganze Leben ihr Gebiet

seyn soll. Sie nimmt freilich den Staatsbür¬

ger in Anspruch, und heiligt auch diese Verhält¬

nisse; aber sie beziehet sich auf alle Verhältnisse,

und auf den ganzen Menschen. Der Staat
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und die Staatszwecke sind ihrem höhern Zweck

untergeordnet. Die Religionen der alten Staa¬

ten hatten alle ein National-Gesträge; ihre Leh¬

ren, ihre Vorschriften, ihre Feierlichkeiten waren

auf die Localitäten und die Einzelheiten dieses

oder jenes Volkes berechnet, oder waren aus ihm

hervorgegangcn; gleichen Sinnes und gleichen Gei¬

stes mit der Verfassung eines jeden Lundes, trach¬

tete die National-Religion, den Staatsbürger von

Rom oder von Athen für-seine politische Be¬

stimmung zu bilden. Die christliche Religion bil¬

det den Staatsbürger nur in so fern, als sie

den ganzen Menschen ausbildet; sie ist auf die

Menschheit, und nicht auf ein einziges Volk

berechnet; sie abstrahirt von allen localen und

nationalen Verschiedenheiten, und, alle Zeiten, alle

Länder umfassend, beweiset sie schon dadurch, daß

sie einen unendlichen Charakter hat und nur auf

die unbeschrankte Verwollkommnungsfähigkeit des

Menschen bezogen werden kann und soll. Dar¬

aus ergiebt sich, daß in allen christlichen Staaten

ein cosmopolitisches Streben wahrgenommen wird,

das mit der National-Tendenz zwar unter gewissen

Bedingungen vereinbar ist, aber diese Nationalität,

die bei den Alten alles galt, und sie mit ihren ge¬

sellschaftlichen Einrichtungen auf das innigste ver¬

band, doch nothwendig schwächen muß.

Hierzu kommt noch, daß die christliche Re-
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ligkoii eine große Gesellschaft eigener, höherer Art
neben der politischen Gesellschaft gestiftet, und
dieselbe durch alle Stürme der Zeit erhalten hat.
Diese unsichtbare, in der sichtbaren Welt sich ver¬
sinnlichende Gesellschaft, ist die Kirche. Sie ver¬
bindet die Menschen zu ewigen Zwecken, vermit¬
telst derselben Bedürfnisse, Grundsätze und Ge¬
fühle; sie nimmt Besitz vom ganzen Menschen,
indem sie sich heilsam mit allen Momenten des
menschlichen Lebens verbindet. Je vollkommener
diese Verbindung ist, um so inniger verwebt sie die
Menschen mit einander und kettet sie an ihr
Heil; je vollkommener sie wird, um so mehr wirkt
sie wohlthätig auf die bürgerliche Gesellschaft;
denn sie schärft alle Pflichten ein, und verleiht
ihnen eine höhere Würde, die Majestät ewiger
Verheißungen. Indem sie die Staatsbürger zur
Uneigennüßigkeit, zur Thätigkeit, zur Einfachheit
der Sitten, zur Verläugnung ihrer selbst erzie¬
het und anhält, flößt sie zugleich den Königen
Gerechtigkeit und den Unterthanen freiwilligen
Gehorsam ein, gründet auf Gesinnungen die
Treue der Staatsbeamten und zeigt sich als
ein wirksames bewegendes Prinzip des Staats.
Allein, es ist nicht zu läugnen, daß die
Kirche, bei denjenigen die Mitglieder der einen
und der andern Gesellschaft sind, die Liebe,
die Dienste, die Opfer, die Anhänglichkeit mit
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dem Staate theilen wird. Man wird für den

Staat und für die Kirche leben, und dem

ersteren nicht allein ausschließlich angehören; man

wird in der Gemeinschaft mit der Kirche Ge¬

fühle höherer Art nähren, und rein-geistige Be¬

dürfnisse befriedigen. Die tiefen, großen, erhabe¬

nen Seelen, unwiderstehlich vom Unendlichen hin¬

gerissen, und von der Sehnsucht nach dem Ewi¬

gen, Unsichtbaren getrieben, werden nicht selten

ihre Verhältnisse zur Kirche wichtiger als ihre

Verhältnisse zum Staate finden. Immer wird

es unmöglich seyn, daß, bei dem Nebeneinander-

seyn dieser zwei Gesellschaften, der Staatsbürger

ganz für den Staat lebe, da der Staat ihm

weder Alles geben, noch Alles ersehen kann.

Viele sind zwar der Meinung, daß man diese

Theilung verhindern kann, indem man die Kirche

dem Staate unterordnet. Allein sie verkennen die

Natur des Staats und die der Kirche, denn beide

wären durch dieses vermeintliche Heilmittel gleich

gefährdet. Die Kirche ist zwar in dem Staate,

in so fern er sie beschüht, und der Staat ist

nicht in der Kirche; aber darum ist dem Staate

die Kirche eben so wenig untergeordnet, als der

Staat es der Kirche ist, und ob sie gleich sehr

viele Berührungspunkte haben, und sich wechsel¬

seitig die Hände bieten, so sind sie doch ungleich-
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artig, von einander unabhängig, so wohl in Hin¬
sicht der Mittel als des Zweckes. Dtt.' Staat
hat es mit der Sicherstellung der äußeren Frei¬
heit zu thun, die Kirche mit der Bildung des
Menschen zur inneren Freiheit; der Staat trach¬
tet dahin, Nationalität zu erschaffen, die Kirche,
die reine Menschheit in dem Menschen auszuprä¬
gen. Der Staat knüpfet die Bande immer fester,
welche den Wrenschen mit Raum und Zeit verbin¬
den. Die Kirche sucht den Menschen in Ver¬
bindung mit der übersinnlichen Welt zu bringen.
Zwei so verschiedene Vereine müssen auch ver¬
schieden gestaltet seyn, und sollen nur harmonisch
zusammen wirken, ohne Unterordnung des einen
oder des andern.

Wenn die Kirche das ist, was sie seyn soll,
so wird sie herrliche Früchte auch für den Staat
tragen, und seinen Gebrechen abhelfen. Bei den
Neuern sieht man öfters Uneigennühigkcit und
Verläugnung seiner selbst den Gemeinsinn über¬
leben. Für den Dienst der Armen, die Pflege
der Kranken, die Verfechtung der Wahrheit, haben,
in den christlichen Gemüthern, Wunder deö Muths,
der Entbehrung und der Aufopferung statt gefun¬
den, welche die kleinen Seelen unter den Alten
mit Erstaunen, und die großem selbst in -Bewun¬
derung geseßt hätten. Daher in neuern Zeiten,
wenn der Staat seiner Bestimmung entsprach, er
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es der Religion zu verdanken hatte, denn die Re¬

ligion hatte Alles belebt, verstärkt und geheiligt,

was zum Leben des Staates beitragen konnte,

und wenn der Staat, durch eine Verkettung in¬

nerer und äußerer Umstände und Ursachen, in Ver¬

fall gerathen war und, seiner Bestimmung entge¬

gen handelnd, den Gemeinsinn ausgelöscht hatte,
so rettete die Religion die Tugenden des Menschen

durch ihre Einwirkung in das Familienleben.

Diese Eigenheiten der neueren Staaten, die

so eben entwickelt worden sind, unterscheiden die¬

selben so scharf von den alten, daß die politischen

Formen, welche den alten Leben, Freiheit und

Gemeinsinn gaben, auf uns nicht angewendet wer¬
den können. .

Allein, beides kann im heutigen Europa ver¬

mittelst anderer Formen gedeihen. Wenn das,

den Alten in seiner Reinheit, Umfange und vollen¬

deter Gestalt unbekannte ständische Repräsentativ-

System nicht aus allen Verhältnissen der Völ¬

ker germanischen Ursprungs von selber hervorge¬

gangen wäre, so könnte man kein zweckmäßigeres

erfinden, um den Gemeinsinn zu befördern, und

ihn mit der Vertheilung der Arbeit, mit der

Vorliebe zum häuslichen Leben, und der Natur

unserer göttlichen Religion in Einklang zu bringen.

Man muß der Kirche nicht Rechte einräu¬

men und Pflichten beilegen, die ihrem Wesen
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und ihrer Bestimmung widersprechen. Ihr Reich

ist nicht von dieser Welt. Man muß auch nicht

vom Staate erwarten, was er seiner Natur nach

nicht geben kann, noch an ihn Foderungen thun,

die er weder berufen noch beschaffen ist zu er¬

füllen. Sein Reich ist die sinnliche äußere Welt.

Die rein geistigen, unendlichen, ewigen Interessen

der Menschheit gehören nicht zu seiner beschränk¬

ten Sphäre. Die Religion allein kann dieselben

dem Menschen gewähren und sichern. Der erste

Zrrthum war im Mittelalter vorherrschend, und

er hat die Staaten öfters zerrüttet/ die Kirche

von ihrer Höhe in das Getümmel der zeitlichen

Interessen herabzogen, und in die Verderbniß

gestürzt. Der zweite Zrrthum ist ein den neueren

Zeiten eigenthümlicher Wahn. Der Unglaube

hat die Menschen der Kirche entzogen, und die

Religion ihre heilbringende Gewalt auf die Ge-

müther verloren. Je mehr die Menschen ihr

entfremdet worden sind, um so mehr haben sich

ihre Ansprüche an den Staat und an die welt¬

lichen Regierungen vervielfältigt, und sind immer

höher gestiegen. Da der rastlose Geist und das

unruhige Herz nur in dem Vollkommenen, Abso¬

luten, Ruhe und Befriedigung finden können, hat

man die absolute Vollkommenheit des Staats ge¬

träumt, in derselben allein sein Heil gesucht, von

ihm verlangt, was er weder leisten kann noch soll.



Prinzipien des Staats. 175

ihn angeklagt wo er unschuldig war, ihn verur-

theilt und gerichtet, wegen Mängel die von ihm

unzertrennlich sind, und in seiner Umwälzung, in

seiner veränderten Form, das zu erzielen getrach¬

tet, was durch ihn und mit ihm unerreichbar ist,

und seine Kräfte bei weitem übersteigt. So wie

der Himmel aus den Gemükhern wich, -und der

Mensch seine übersinnliche Heimath vergaß, sollte

die Erde ihm alles ersetzen, und von dem Him¬

mel getrennt, wurde sie immer unvollkommener,

unfruchtbarer, trauriger und öder. Die irdische

Quelle des gesellschaftlichen Lebens vermochte nicht,

den unersättlichen Durst des Herzens zu stillen,

und nichts konnte den ewigen Born der Religion

ersetzen.

Das einzige Mittel beiden verderblichen Jrr-

thümern entgegen zu arbeiten und vorzubeugen,

ist, das wahre Verhaltniß der Kirche und des

Staats aufzufassen und aufzustellen. Beide müssen

ein eigenthümliches inneres reges Leben erhalten.

Die Kirche werde, wie der Staat, eine

wahre organische Gesammtheik! Gesetzmäßige freie

Bewegung innerhalb ihrer natürlichen Schranken,
mache das Wesen von beiden aus. Das Leben

werde der Kirche nicht von außen eingehaucht,
noch von außen kunstmaßig erhalten; aber es ent¬

falte sich aus ihr selbst, und pflanze sich fort durch

eigene Kraft. Damit die Kirche vielen herrlichen
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Zwecken diene, werde sie nie wie ein bloßes Mit¬

tel behandelt, sondern bleibe in einem jeden Staate,

was sie in dem Weltall seyn soll, was sie in den

Tiefen der Gottheit ist, Zweck an sich selbst.

Dann werden die Kirche und der Staat sich

wechselseitig beleben und beschranken, zwei ver¬

schiedene Pfla'llzschulen eines und desselben Ge¬

meinsinnes seyn. Glücklich die Völker, denen es,

wie uns, verheißen ist, die freie Bewegung der

Kirche und des Staats zu erleben, und ihre

harmonische Entwickelung zu bereiten und zu be¬

gründen !

Berlin, gedruckt bei E. Hayn.
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